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Tarifkonflikt Bahn 

Die Gewerkschaften EVG und GDL streiten wei¬ 
ter um einen Tarifabschluss bei der DB AG, auch 
Streiks sind wieder möglich. 
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Reiche noch reicher 

Das Gesamtvermögen in Deutschland ist unglei¬ 
cher verteilt als bisher gedacht. Milliardäre ent¬ 
ziehen sich jeder Statistik. 
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Thema der Woche 


Armut bekämpfen, 
nicht Flüchtlinge 

Immer mehr Menschen aus dem Kosovo 
kommen nach Deutschland. In den ver¬ 
gangenen Monaten wurden in Deutschland 
bereits fast 90 Prozent der Asylanträge von 
Kosovaren und Albanern in Schnellverfahren 
abgelehnt. 

Auch sieben Jahre nach der einseitigen Un¬ 
abhängigkeitserklärung des Kosovo von Ser¬ 
bien ist die wirtschaftliche Lage dramatisch 
schlecht. 
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Gesetze „Made in USA“? 

TTIP greift in die Legislative und Rechtsprechung ein 


D ie achte Verhandlungsrunde 
zum Handelsabkommen TTIP 
zwischen der EU und den USA 
setzte in Brüssel ein neues „Sonderan¬ 
gebot“ auf die Liste des Ausverkaufs: 
Ein „Frühwarnsystem“ soll in Zukunft 
garantieren, dass nationale oder EU- 
Gesetze kein Hemmnis für den Handel 
darstellen. Der BUND kommentierte 
in diesem Zusammenhang: „Der Han¬ 
delspartner - also die USA - soll früh¬ 
zeitig in die Gestaltung von Gesetzen 
einbezogen werden. Gibt es Bedenken 
bezüglich der Auswirkungen eines ge¬ 
planten Gesetzes auf den Handel, kann 
die USA eine unverzügliche Konsulta¬ 
tion über das Gesetz einfordern. Nach 
den Vorstellungen der EU-Kommission 
soll dies auch für Gesetze aller EU-Mit- 
gliedstaaten gelten.“ 

Die Schlussfolgerung für die EU 
ist, dass Gesetze teilweise erst mit dem 
Handelspartner USA abgestimmt wer¬ 
den müssen, bevor sie das EU-Parla- 
ment oder der Bundestag zu sehen be¬ 
kommen. 

Diese transatlantische legislati¬ 
ve Einmischung in die Gesetzgebung 
stößt ebenso auf Widerstand wie das 
Konzernklagerecht. 97 Prozent der 
Teilnehmer einer Befragung durch die 


EU-Kommission lehnen ein von TTIP 
und CETA angepeiltes Klagerecht 
von Investoren ab. Dieses Klagerecht 
versteckte sich hinter der beschöni¬ 
genden Bezeichnung „Investor-Staat- 
Streitschlichtungsverfahren“ (ISDS). 
Die Befragten - 150 000 Bürger, auch 
Unternehmen und Verbände - gaben 
eine deutliche Antwort zur geplanten 
Aushebelung der Judikative (Recht¬ 
sprechung). 

Auch die demagogisch angelegte 
Begründung für TTIP und CETA, das 
Freihandelsabkommen sorge für mehr 
Wohlstand und Arbeitsplätze, hat er¬ 
neut einen Dämpfer bekommen: Eine 
Studie der Tufts Universität in der Nähe 
von Boston (Massachusetts, USA) hat 
ermittelt, dass in der EU etwa 600 
000 Arbeitsplätze verloren gehen, in 
Deutschland wären es 134 000 (Quel¬ 
le: The Trans-Atlantic Trade and Invest¬ 
ment Partnership: European Disinteg¬ 
ration, Unemployment and Unstabili- 
ty). Die Einkommen würden ebenfalls 
sinken. Die Untersuchung fasst zusam¬ 
men, „dass jeder Zuwachs beim trans¬ 
atlantischen Handel auf Kosten des In- 
tra-EU-Handels ginge und somit den 
Prozess wirtschaftlicher Integration in 
der EU zurückdrehen würde“. Damit 


steht diese Studie im Gegensatz zu ei¬ 
ner Berechnung der EU-Kommission, 
die 0,034 Prozent Wachstum für das 
Bruttoinlandsprodukt vorhersagt. Der 
US-Wirtschaftswissenschaftler Dean 
Baker meint: „Es wäre ein ähnlicher 
Effekt, wenn eine Person 25 Cent auf 
der Straße findet.“ Und die abschlie¬ 
ßende Ohrfeige für die TTIP-geneigten 
Statistiker lautet, „dass alle bisherigen 
offiziellen Studien keine solide Basis 
für eine sachlich fundierte Entschei¬ 
dung über TTIP bieten“. 

Für das Märchenbuch „TTIP und 
die unendliche Reichtumsvermehrung“ 
hat die Bertelsmann-Stiftung übrigens 
zwei neue Kapitel vorbereitet, die sich 
allerdings peinlich widersprechen. Der 
„Think-Tank“ (Denkfabrik) stützt sich 
dabei auf das Münchener ifo-Institut 
unter der Leitung von Prof. Dr. Hans- 
Werner Sinn. 

In einer ersten Studie heißt die 
Schlussfolgerung: „Für die meisten 
restlichen Länder der Welt“ wäre TTIP 
„mit Wohlfahrtverlusten verbunden.“ 
Gemeint sind Schwellen- und Entwick¬ 
lungsländer. Konkret: Die Menschen in 
Guinea würden 7,4 Prozent ihres Ein¬ 
kommens verlieren, die Einwohner der 
Elfenbeinküste 6,4 Prozent. 7,2 Prozent 


wären es in Mexiko, vier Prozent für Bo¬ 
tswana. Die Organisation „foodwatch“ 
kommt zu dem Fazit: „TTIP würde die 
Ärmsten noch ärmer machen - damit 
unsere Konzerne Kasse machen und 
wir VIELLEICHT einige Euro mehr 
im Monat in unseren Taschen haben.“ 
Beim ifo-Institut heißt es: Eine „ent¬ 
wicklungspolitische Verträglichkeit“ 
werde von TTIP „unter den Zielen des 
Abkommens nicht explizit gefordert.“ 
Die bürgerliche „Zeit“: „Mehr Wachs¬ 
tum durch TTIP ist ein Märchen.“ 

Die Zahlen sind für die Bundesre¬ 
gierung kontraproduktiv. Sie bestell¬ 
te ein neues Gutachten. Wieder beim 
ifo-Institut. Und siehe da: Das ifo-Ins- 
titut kommt nun zu einer positiven Be¬ 
wertung: Sogar die Entwicklungslän¬ 
der werden zu TTIP-Gewinnern. Und 
Deutschland würde um 3,5 Prozent¬ 
punkte über zehn Jahre stärker wach¬ 
sen. Beim Bruttoinlandsprodukt aller 
EU-Länder ginge es um 3,94 Prozent, 
in den USA gar um 4,9 Prozent. 

Es gibt bei der Darstellung aller¬ 
dings einen kleinen Unsicherheitsfak¬ 
tor. Der ifo-Ökonom Gabriel Felber- 
mayr schränkt ein: „Der langfristige 
Nutzen von TTIP ist potentiell erheb¬ 
lich.“ Statt „potentiell“ könnte er auch 
sagen „vielleicht“. 

Die großbürgerliche „Welt“ beeil¬ 
te sich: „Freihandel mit USA würde 
Wachstumsschub bringen“. Und der 
SPD-Fraktionsvize im Bundestag, Hu¬ 
bertus Heil, erklärte in der „Welt“: 
„Spätestens 2015 muss es ein klares 
Bekenntnis von der EU und den USA 
geben, dass man die Verhandlungen im 
kommenden Jahr abschließen will.“ Das 
war Unterstützung für Sigmar Gabriel, 
der nach Angaben des „Handelsblat¬ 
tes“ mit einem exklusiven Supergremi¬ 
um (Regulatory Cooperation Council, 
RCC“) neben dem TTIP-Beirat lieb¬ 
äugelt. Gabriel ist auch in seiner Par¬ 
tei - trotz einiger Kritiker - nicht allein. 
Aus den Reihen der 200 Delegierten 
des Parteikonvents gab es nur sieben 
Gegenstimmen, die die von Gabriel be¬ 
fürwortete Fortsetzung der TTIP-Ver¬ 
handlungen ablehnten. 

Zahlreiche nationale Organisatio¬ 
nen, darunter auch die DKP, sowie in¬ 
ternationale Zusammenschlüsse setzen 
den Kampf gegen TTIP und CETA fort. 
Und Gabriel ist auf dem Wege, unter 
die 25-Prozent-Marke zu rutschen... 

Uwe Koopmann 


Bereits zum zweiten Mal macht sich die 
italienische Band Banda Bassotti auf 
den Weg in den Donbass, um ihre So¬ 
lidarität mit der Bevölkerung und dem 
antifaschistischen Kampf auszudrü¬ 
cken. Nachdem sie zuletzt im Herbst in 
Lugansk und Rostow am Don spielten, 
gehen sie nun gemeinsam mit Antifa¬ 
schistinnen aus Europa auf eine Tour 
rund um den 9. Mai, dem 70. Jahrestag 
des Sieges über den Faschismus. Nach 
der Reise werden die Teilnehmerinnen 
der Karawane in ihren Ländern über die 
Situation im Donbass informieren. 
Weitere Infos aufnews.dkp.de 

Vier-Parteien-Konferenz 
und internationale 
Demonstration 
Groningen/Niederlande 

Im Rahmen der traditionellen Vier- 
Parteien-Konferenz, die in diesem 
Jahr in Groningen stattfindet, wird 
es eine Demonstration geben. 

Bitte Fahnen mitbringen! 

Treffpunkt: 28. Februar, 

12.00 Uhr,Ossenmarkt 
(nördliche Innenstadt). 

Nach der Demonstration gibt es 
einen von der NCPN organisier¬ 
ten antifaschistisch-historischen 
Stadtrundgang, bis etwa 15.00 Uhr. 


Leipziger 
Buchmesse 

12. bis 15. März 2015 

Die UZ auf der 
Leipziger Buchmesse 

Halle 5, Stand C403 





(K)ein Weg zum Frieden? 

Ungewisse Situation im Osten der Ukraine 


Eigentlich sollten in der Ostukrai¬ 
ne ab Sonntag 00.00 Uhr die Waffen 
schweigen. Soweit die Vereinbarung 
von Minsk. Doch noch ist ungewiss, ob 
auch nur die ersten Punkte des neu¬ 
en Abkommens von Minsk umgesetzt 
werden. 

Am Dienstag sollte der Abzug 
schwerer Waffen beginnen. Eine Puf¬ 
ferzone soll eingerichtet werden. Vor 
allem um die und in der strategisch 
wichtigen Stadt Debalzewo wurde wei¬ 
ter gekämpft. Am späten Montagabend 
beschossen ukrainische Einheiten Gor- 
lowka und trafen unter anderem Wohn¬ 
viertel. Die ukrainische Seite wirft da¬ 
bei Russland vor, die „Separatisten“ 
nach wie vor mit Waffen zu beliefern. 


Die Sprecherin des US-Außenminis- 
teriums, Jen Psaki, forderte am Mon¬ 
tagabend einseitig von Russland und 
den „Separatisten, die es unterstützt“, 
eine sofortige Einstellung der Feind¬ 
seligkeiten und behauptete, dass eine 
neue Kolonne mit russischem Militär¬ 
gerät auf dem Weg nach Debalzewo 
sei. Am Montag teilte der Minister für 
innere Angelegenheiten der Ukraine, 
Awakow, aber andererseits mit, die Na¬ 
tionalgarde der Ukraine habe neue ge¬ 
panzerte Fahrzeuge der Marke „Shrek“ 
erhalten. Die leistungsstarken Panzer¬ 
wagen sind auf die Bewegung von Spe¬ 
zialeinheiten ausgerichtet und sollen 
bereits in naher Zukunft bei den Ein¬ 
heiten der Nationalgarde an der Front 


eingesetzt werden. Wenn man aber das 
Minsker Abkommen einhalten will... 

Der Abzug schwerer Waffen, der 
wie die Waffenruhe von der OSZE 
überwacht werden soll, muss laut dem 
Abkommen Minsk-2 nach spätestens 
14 Tagen abgeschlossen sein. Nach dem 
Abzug der Waffen sollen Gespräche 
über Wahlen in Donezk und Lugansk 
sowie den künftigen Status der beiden 
Regionen beginnen. Bei Redaktions¬ 
schluss der UZ am Dienstag war un¬ 
klar, ob es überhaupt soweit kommen 
wird. Doch wenn Minsk-2 scheitert, 
wird der Krieg mit großer Wahrschein¬ 
lichkeit eskalieren. 

Das fürchtet man auch in Berlin 
sowie Paris und setzt in diesen Tagen 


die diplomatischen Bemühungen fort, 
hat aber nicht verhindert, dass die EU 
mittlerweile neue Sanktionen gegen 
Russland beschloss. 

Vor allem die Einwohner der zer¬ 
störten Städte und Dörfer im Donbass 
leiden unter der Situation. Die Versor¬ 
gung verschlechtert sich weiter. Hilfs¬ 
organisationen sprechen von einer hu¬ 
manitären Krise. 

Neben russischen Hilfslieferungen 
gab es nun auch eine aus der Bundes¬ 
republik, die erste aus dem „Westen“. 
Eine wichtige Botschaft und prak¬ 
tische Solidarität. Die beiden Bun¬ 
destagsabgeordneten der Partei „Die 
Linke“, Wolfgang Gehrcke und Andrej 
Hunko reisten persönlich in die Ostu¬ 


kraine (siehe das Tagebuch von Wolf¬ 
gang Gehrcke auf seiner Internetsei¬ 
te), um im Donbass die erste Liefe¬ 
rung von Medikamenten - insgesamt 
28 Tonnen - in die richtigen Hände zu 
leiten. Dem Krankenhaus in Donezk, 
das auch beschossen worden war und 
Zerstörungen aufweist, wurden sieben 
Tonnen Medikamente übergeben, die 
nun zur Versorgung kranker Kinder 
zur Verfügung stehen. Weitere Trans¬ 
porte gingen an Krankenhäuser in 
Gorlowka und Lugansk. Möglich wur¬ 
de die Aktion durch mehr als 1 000 
Spenderinnen und Spender. 

nh 

(Siehe auch den ausführlichen Bericht 
auf Seite 13) 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Werner Sarbok 


Bankrotterklärung für 
„Ein-Euro-Jobs“ 


Ein wesentliches Mittel zur Lohn¬ 
absenkung in der Bundesrepublik 
war die Einführung der sogenann¬ 
ten „Ein-Euro-Jobs“ im Rahmen 
der Hartz-Gesetzgebungen. Getarnt 
als Instrument zur „Erhöhung der 
Arbeitsmarktchancen“ als auch der 
„Überprüfung der Arbeitsbereit¬ 
schaft der Leistungsempfänger“ wur¬ 
den sie in der Regel zum primären 
und nicht - wie angekündigt - zum 
letzten „Angebot“ der Arbeitsagen¬ 
turen für Erwerbslose. Und diese 
„Angebote“ wurden und werden 
mit Sanktionsandrohungen durch¬ 



gepeitscht. Flächendeckend sind die 
Einsatzgebiete häuüg nicht „zusätz¬ 
lich und wettbewerbsneutral“, wie es 
das Gesetz vorschreibt. Nach wie vor 
verdrängen „Ein-Euro-Jobs“ regulä¬ 
re Beschäftigung oder behindern die 
Neuschaffung von Beschäftigungs¬ 
verhältnissen. 

Alles kommunistische Propa¬ 
ganda? Die diversen Untersuchun¬ 
gen und Analysen des „Institutes für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung“ 
(IAB), der Forschungseinrichtung 
der Bundesagentur für Arbeit, haben 
mir immer wertvolle Informationen 
zu diesem Thema geliefert. 

So auch der aktuelle Kurzbericht 
mit dem Titel „Ein-Euro-Jobs und 
Beschäftigungszuschuss - Mehr so¬ 
ziale Teilhabe durch geförderte Be¬ 
schäftigung?“ Als „Vermittlungs¬ 
hemmnisse“, von denen mehr als 


zwei Drittel aller erwerbsfähigen 
Leistungsempfänger gleich mehre¬ 
re aufweisen, werden „fehlende Bil- 
dungs- bzw. Ausbildungsabschlüsse, 
gesundheitliche Einschränkungen, 
ein Alter von über 50 Jahren oder ein 
bereits sehr lange bestehender Leis¬ 
tungsbezug“ benannt. Es hegt auf 
der Hand, dass ein „Ein-Euro-Job“ 
nicht ein einziges dieser Hemmnis¬ 
se beseitigen kann. Und so kommen 
die „Ein-Euro-Jobber“ in der Regel 
zu dem Schluss, dass das Programm 
nicht die Chancen erhöht, eine rich¬ 
tige Beschäftigung zu ünden. 

Soziale Teilhabe? „Betrachtet 
man alle Teilnehmer an Ein-Euro- 
Jobs, lässt sich im Durchschnitt kein 
verbessertes Gefühl gesellschaftli¬ 
cher Zugehörigkeit durch die Teil¬ 
nahme feststellen.“ Originalton der 
Studie. 

Für einen Großteil der „Ein-Eu- 
ro-Jobber“ ist die finanzielle Situati¬ 
on so unerträglich geworden, dass sie 
den Job als Verbesserung brauchen. 
Im Schnitt sind das monatlich 150 
Euro über dem Hartz-IV-Satz - bei 
einer 30-Stunden-Woche. „Wie soll 
ich denn sonst die Schulsachen für 
meine Kinder bezahlen“, hat mich 
einmal eine alleinerziehende Mut¬ 
ter gefragt. 

„Jedermann hat ein Recht auf 
Arbeit“ heißt es in der Landesver¬ 
fassung von Nordrhein-Westfalen 
(Artikel 24, Absatz 1). Und es drängt 
sich die Frage auf: Leben wir in ei¬ 
nem Rechts- oder einem Unrechts¬ 
staat? Mit freundlichen Grüßen, ihr 
deutsches Kapital. 



Kommentar von Lars Mörking 


Rechtsstaat zu teuer 


Im Gespräch mit der Westdeutschen 
Allgemeinen Zeitung erklärte sich 
Reinhold Festge, Chef der VDMA 
(Unternehmerverband Deutscher 
Maschinen- und Anlagenbau), die 
ablehnende Haltung der Bevölke¬ 
rung in Deutschland damit, dass man 
hierzulande ein „kostenloses Kon¬ 
junkturprogramm“ wie TTIP „nicht 
nötig zu haben“ glaube. Sorgen der 
Bevölkerung könne er nach vollzie¬ 
hen, Kritik sei erlaubt, man müsse 
offen reden - Festge hatte von sei¬ 
nem Pressesprecher ordentlich Wor¬ 
thülsen zum WAZ-Interview mitbe¬ 
kommen. Als die aus waren, wedelt 
er vor der widerspenstigen öffentli¬ 
chen Meinung aber doch noch mit 
dem dicken Zeigestock: „Aber ich 
habe kein Verständnis dafür, den 
Freihandel mit den USA grundsätz¬ 
lich abzulehnen.“ 

Und nachdem er die Interes¬ 
sen des deutschen Mittelstandes 
beschwörte - wie Monopolisten es 
immer tun, wenn sie Extraproüte 
im Visier haben -, kam Festge sogar 
zum eigentlichen Punkt: „Selbstver¬ 
ständlich sind die USA ein Rechts¬ 
staat. Aber gerichtliche Auseinan¬ 
dersetzungen dauern dort sehr lange 
und sind extrem teuer. Ein mittel¬ 
ständisches Unternehmen kann sich 
aber Prozesskosten von zehn Millio¬ 
nen Dollar oder mehr nicht leisten 
... Schiedsgerichte regeln Streitfälle 
schneller und billiger.“ 

Schiedsgerichte sind also schnel¬ 
ler und billiger als ein Rechtsstaat. 


Dass hier nur die USA erwähnt sind 
hegt daran, dass Festge die Sorgen 
und Nöte des deutschen Mittel¬ 
standes so tief verinnerlicht hat. Sie 
sollen auch in Europa eingerichtet 
werden, das ist Teil des TTIP-Pakets. 
Unsere „German Global Player“ 
werden es in beide Richtungen zu 
nutzen wissen. 

Und falls mal wieder Fragen 
kommen, warum knapp 1,5 Milli¬ 
onen Menschen eine Europäische 
Bürgerinitiative unterstützen, die 
von der Europäischen Kommissi¬ 
on noch nicht einmal zugelassen 
wurde, und warum rund 97 Prozent 
der Teilnehmer bei einer offiziellen 
EU-Konsultation (!) zum transat¬ 
lantischen Freihandelsabkommen 
Schiedsgerichte zur Schlichtung von 
Streitigkeiten zwischen Staaten und 
Konzernen ablehnen, wird die Ant¬ 
wort der PR-Abteilung eines belie¬ 
bigen Wirtschaftsverbandes wohl 
lauten: „Wir haben leider versäumt, 
die Bevölkerung zu überzeugen 
und deutlich zu machen, dass Ka- 
pitalinteressen immer und überall 
im Vordergrund stehen. Wir müs¬ 
sen nun leider ohne Demokratie 
und Rechtsstaat wirtschaften. Das 
ist bedauerlich, aber selbstverständ¬ 
lich alternativlos. Als Ansprechpart¬ 
nerin für offene Fragen stehen wir 
Ihnen weiterhin unsere von Ihnen 
gewählte Bundesregierung zur Ver- 
fügung. 

Mit freundlichen Grüßen, ihr deut¬ 
sches Kapital.“ 


„Streiks sind für meine Kollegen 
eine fremde Welt“ 

Eine Betriebsrätin der IT-Branche kämpft um jeden einzelnen Kollegen ... und 
lässt nicht locker • Interview mit Isabell Zabel* 


UZ: Isabell, in was für einem Unterneh¬ 
men bist Du tätig? 

Isabell Zabel: Ich arbeite in einem 
Dienstleistungsunternehmen der IT- 
Branche. Wir sind für Firmen wie Sie¬ 
mens, Airbus und Daimler tätig. Bei uns 
wird Überlassung in beide Richtungen 
praktiziert: Das Unternehmen überlässt 
anderen Firmen Techniker und leiht sich 
auch Techniker von Zeitarbeitsürmen 
aus. Wir sind 100 Kolleginnen und Kol¬ 
legen, von denen 60 zur Stammbeleg¬ 
schaft zählen und 40 aus der Arbeitneh¬ 
mer-Überlassung kommen. 

UZ: Du bist Betriebsratsvorsitzende für 
deinen Standort ... 

Isabell Zabel: ...von zwei Standorten, 
um genau zu sein. Es hat eine Zusam¬ 
menlegung gegeben, um Personalkosten 
zu sparen. Der Vorteil für uns in der Be¬ 
triebsratsarbeit ist, dass wir nicht mehr 
so leicht gegeneinander ausgespielt wer¬ 
den können. Andererseits macht es die 
Arbeit des Betriebsrats nicht einfacher. 
Manchmal ist es schon schwer, die Kolle¬ 
ginnen und Kollegen überhaupt an einen 
Tisch zu bekommen. 

UZ: Wie sieht es bei euch mit der gewerk¬ 
schaftlichen Organisierung aus? 

Isabell Zabel: Als ich bei der Firma an¬ 
fing, gab es keine Gewerkschafterin, 
keinen Gewerkschafter. Jetzt sind wir 
inzwischen acht Kolleginnen und Kol¬ 
legen, die sich in der IG Metall organi¬ 
siert haben. 

UZ: Du bist doch in der „Dienstleis¬ 
tungsbranche“. Warum habt ihr euch in 
der IG Metall organisiert? 

Isabell Zabel: Weil wir vor allem in der 
Metallbranche eingesetzt werden. Aber 
unabhängig davon, in welcher Einzelge¬ 
werkschaft wir sind - ver.di wäre theore¬ 
tisch auch möglich - die Organisierung 
in einer Gewerkschaft ist bei uns in der 
Belegschaft ein schwieriges Thema und 
es ist ziemlich aufwendig, Kolleginnen 
und Kollegen dafür zu gewinnen bzw. sie 
davon zu überzeugen: Je mehr wir sind, 
desto mehr Schlagkraft haben wir. 

UZ: Woran liegt das deiner Meinung 
nach? 

Isabell Zabel: Das fängt schon beim Mit- 
gliedsbeitrag an. Ein Kollege sagte mir 
neulich, dass ihm die Gewerkschafts- 
mitgliedschaft auch nichts nütze, wenn 
Kündigungen anstünden. Es gäbe ja 
keinen Kündigungsschutz für Gewerk¬ 
schaftsmitglieder. Ich habe ihm dann 
versucht zu erklären, dass ein einzelnes 


Gewerkschaftsmitglied vielleicht nicht 
geschützt ist, dass wir aber als größere 
Gruppe von Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschaftern durchaus in der Lage 
wären, den Betrieb lahmzulegen, wenn 
Kündigungen drohen, Umstrukturierun¬ 
gen geplant sind usw. 

Bei uns sind vor allem Qualiüzierte 
und Hochqualiüzierte tätig, die keine 
Erfahrung mit Gewerkschaften haben. 
Wenn es einen Konflikt gibt, dann ver¬ 
lassen sie sich auf den Betriebsrat oder 
auf ihre RechtsschutzverSicherung. Und 
wenn das nicht hilft, kündigen sie und 
gehen woanders hin. 

UZ: Du hast erzählt, dass ihr Aufträge für 
Firmen in der Metallbranche wie Siemens 
oder Daimler abarbeitet. Wie erlebst Du, 
wie erleben Deine Kolleginnen und Kolle¬ 
gen Tarif runden wie die derzeit laufende? 

Isabell Zabel: Wir bekommen schon 
mit, dass es Warnstreiks gibt, dass wir in 
Betriebe geschickt werden, in denen so 
etwas wie eine gewerkschaftliche Ge¬ 
genmacht besteht. Aber wenn gestreikt 
wird, dann ist das für die Kolleginnen 
und Kollegen aus meinem Betrieb wie 
eine fremde Welt, die sie als Zaungast 
betrachten. 

Wir haben auf unserer Betriebsver¬ 
sammlung zum Beispiel eine Vertrete¬ 
rin der IG Metall eingeladen, die erzählt 
hat von den Tarifauseinandersetzungen 
in anderen Betrieben, von Streiks usw. 
Das hat nicht so richtig gewirkt. Die Kol¬ 
leginnen und Kollegen haben in sich hi¬ 
nein gelächelt und wohl gedacht, „lass 
die mal machen“. Bei uns gibt es ja keine 
kollektiven Gehaltserhöhungen. Trotz¬ 
dem war es für uns wichtig und richtig zu 
zeigen, dass es eine Gewerkschaft gibt, 
welche Aufgaben sie hat und dass wir 
nicht alleine dastehen. 

UZ: Wie legt bei euch die Unternehmens¬ 
leitung fest, wie hoch die Gehälter sein 
dürfen? 

Isabell Zabel: Es gibt ein Einstiegsge¬ 
halt, das bei nicht einmal 2000 Euro 
hegt. Und sich von Anfang an teurer 
zu verkaufen, ist sehr schwer. Und wie 
gesagt, die guten, erfahrenen Kräfte ge¬ 
hen einfach, wenn sie sich gehaltsmäßig 
missverstanden fühlen. Das ist hier völ¬ 
lig individuell geregelt - jeder ist seines 
eigenen Glückes Schmied. Eine Orien¬ 
tierung am bestehenden Tarifgefüge gibt 
es bei uns nicht, nur Auflagen der Ge¬ 
schäftsführung, die besagen, wie viel Ge¬ 
winn jeder Standort erzielen muss. Den 
Regionalmanagern ist es dann überlas¬ 
sen, wie sie diese Ziele erreichen - und 
wie viel sie entsprechend zahlen. 

Als Betriebsrat können wir keinen 
Einfluss auf die Höhe des Gehalts neh¬ 


men, auch wenn wir extreme Lohnunge¬ 
rechtigkeit schon zum Thema gemacht 
haben. Da haben wir auf einen Kollegen 
verwiesen, der jahrelang nicht über das 
Einstiegsgehalt kam und wo wir dann mit 
dem drohenden Verlust einer wertvollen 
Arbeitskraft argumentiert haben, um die 
Geschäftsführung davon zu überzeugen, 
dass eine Lohnerhöhung fällig ist. 

UZ: Was habt ihr außerdem an Themen 
in eurer Betriebsratsarbeit? 

Isabell Zabel: Nun, einerseits versuchen 
wir über die Betriebsratsarbeit zu signa¬ 
lisieren, dass die Geschäftsführung sich 
nicht alles erlauben darf und wir auch 
auf dem Radar der IG Metall sind. 

Seit letztem Sommer waren vor allem 
die betriebsbedingten Kündigungen ein 
Thema. Da wurde eine nach der anderen 
ausgesprochen. Wären die am Stück pas¬ 
siert, hätten wir schon eine Massenent¬ 
lassung bei der Arbeitsagentur anmel¬ 
den können. Aber schlau wie sie ist, hat 
die Geschäftsführung die Kündigungen 
über viele Monate gestreckt. 

UZ: Und was macht ihr gegen die Kün¬ 
digungen? 

Isabell Zabel: Wir befassen uns mit je¬ 
dem Fall einzeln, führen Anhörungen 
durch, geben Stellungnahmen ab. Es ist 
schon sehr zeitaufwendig, ordentliche 
Argumentationen gegen Kündigungen 
zu formulieren. Die betroffenen Kolle¬ 
ginnen und Kollegen haben dann Kün¬ 
digungsschutzklage eingereicht. 

UZ: Mit Erfolg? 

Isabell Zabel: Da die Kündigungen ohne 
Vorwarnung nach teilweise 10,15 oder 
20 Jahren Betriebszugehörigkeit erfolgt 
sind, haben die betroffenen Kollegin¬ 
nen und Kollegen sich angesichts des 
Vertrauensverlustes gegenüber dem 
Unternehmen für eine Abündung ent¬ 
schieden und sich etwas Neues gesucht. 
Aber auch dafür war es notwendig und 
politisch richtig, von Seiten des Betriebs¬ 
rates Stellung zu beziehen und ordentli¬ 
che Argumentationen gegen die Kündi¬ 
gung zu liefern. 

UZ: Mal über die tagtägliche Betriebs¬ 
ratsarbeit hinaus gedacht, was sind dei¬ 
ne Ziele? 

Isabell Zabel: Ich habe mir vorgenom¬ 
men, dass ich hier bis zur Rente eine 
kampfstarke Gewerkschaftsgruppe 
zusammen habe. Da lasse ich nicht lo¬ 
cker! 

Das Gespräch führte Lars Mörking 
*Name von der Redaktion geändert. 


Damit eine Europäische Bürgerinitia¬ 
tive erfolgreich ist, müssen insgesamt 
mindestens i ooo ooo Unterschriften 
Zusammenkommen. Außerdem muss 
eine Mindestanzahl von Stimmen 
(„Länderquorum“) in mindestens 
sieben EU-Mitgliedsstaaten erreicht 
werden. Beide Ziele haben wir bereits 
überschritten, aber wir sammeln 
natürlich weiter, damit wir zeigen 
können, wie breit der Protest gegen 
TTIP und CETA ist. Auf der Karte wird 
dargestellt, welcher Prozentanteil des 
Quorums im jeweiligen Land erreicht 
wurde. Je dunkler, desto höher der 
Anteil. Dunkel dargestellte Länder 
haben ihr Länderquorum bereits 
erreicht. Aber auch dort sammeln wir 
weiterhin Unterschriften, denn ins¬ 
gesamt wollen wir mindestens zwei 
Millionen Unterschriften erreichen. 

(Quelle: https://stop-ttip.org/de/) 
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Von Abschlüssen, Abschlägen und neuen Streiks 

Der Tarifkonflikt bei der Deutschen Bahn geht in eine neue Runde 



F ür Außenstehende ist die Tarifaus¬ 
einandersetzung bei der Deut¬ 
schen Bahn AG verwirrend: Noch 
im Dezember 2014 beendete die GDL 
(Gewerkschaft Deutscher Lokomo¬ 
tivführer) ihre Tarifverhandlungen 
bei der Deutschen Bahn mit einem 
Teilabschluss und vereinbarte eine 
Einmalzahlung für die Lokführer der 
Deutsche Bahn AG für den Zeitraum 
Juli - Dezember in Höhe von 510 Euro. 
Durch die Zusage des Bahnkonzerns 
an die GDL, ihre Tarifregelungen auch 
auf das Zugpersonal ausweiten zu kön¬ 
nen, schien der Kraftakt erledigt und 
die Streiks beendet. Seit letzter Woche 
hat sich alles wieder geändert und die 
GDL erklärte die Verhandlungen - 
wieder einmal - für gescheitert. Von 
neuen Streiks wird geredet. 

Der DB-Konzern seinerseits ver¬ 
suchte die Auseinandersetzung mit 
der Berufsgewerkschaft zu nutzen, um 
der größeren Branchengewerkschaft 
seine Vorstellungen aufzudrücken. In 
der Ideenwelt des zuständigen „Ar¬ 
beitgeber- und Wirtschaftsverbands 
der Mobilitäts- und Verkehrsdienst¬ 
leister“ (AgvMoVe) entstand das An¬ 
sinnen - vor dem Hintergrund der Zu¬ 
sage an die GDL - der EVG (Eisen¬ 
bahn- und Verkehrsgewerkschaft) eine 
neue angepasste Tarifvertragsstruktur 
vorzulegen. In einem 600-seitigen Ver¬ 
tragsentwurf wurde der EVG der Vor¬ 
schlag präsentiert. Die EVG wies die¬ 
sen Entwurf kategorisch ab, da er in 
keiner Weise den von ihr aufgestellten 
Forderungen entgegenkam. 

Außerdem sah die EVG keinen 
Grund, sich das Jahr 2014 mit einer 
Einmalzahlung abkaufen zu lassen 
und konkrete Ergebnisse weiter zu 
verzögern. Nach kurzer Debatte wur¬ 
den die Verhandlungen im Januar ab¬ 
gebrochen. Der AgvMoVe sah sich 
nun mit einem vom Bundesvorstand 
und der Tarifkommission der EVG 


gesetzten Ultimatum 
konfrontiert: Entwe¬ 
der man gebe der For¬ 
derung nach einer Ab¬ 
schlagszahlung von 100 
Euro für jeden verstri¬ 
chenen Monat seit dem 
Auslaufen der Tarif¬ 
verträge nach und ver¬ 
handele über die For¬ 
derungen der EVG, 
oder die EVG werde 
ihrerseits zu einem 
bundesweiten Warn¬ 
streik aufrufen. Ein 
Streik der EVG hätte 
für die Bahn noch grö¬ 
ßere Auswirkungen zur 
Folge als ein Streik der 
Lokführer. Dem Lok¬ 
führerstreik konnte die 
DB mit einem ausge¬ 
dünnten Notfahrplan 
begegnen, da beispiels¬ 
weise noch zahlreiche 
verbeamtete Lokfüh¬ 
rer vorhanden sind. 

Ein Streik der EVG 
lässt sich nicht kalku¬ 
lieren, da sie als Bran¬ 
chengewerkschaft alle 
anderen für den Bahn¬ 
betrieb nötigen Berufs¬ 
gruppen erfasst - er 
hätte also alles stillle¬ 
gen können. 

Am Schluss des Ultimatums gab 
es noch einen zaghaften Versuch der 
DB AG die Frist zu verlängern, den die 
EVG sofort zurückwies. Die DB AG 
erfüllte daraufhin umgehend alle For¬ 
derungen und verkündete, dass noch 
im Februar alle Mitarbeiter 750 Euro 
Abschlag auf den möglichen Tarifab¬ 
schluss erhalten. 

Die EVG hatte bundesweit mit 
Streikvorbereitungen begonnen. So 
erhielten EVG-Mitglieder in Berlin ei¬ 


nen Brief zum Jahreswechsel mit dem 
Hinweis auf die sich verschärfende 
Tarifauseinandersetzung, verbunden 
mit einer Einladung zur Streikschu¬ 
lung. Gleichzeitig wurden die EVG- 
Betriebsgruppen aktiv. Das blieb dem 
Unternehmen nicht verborgen. Mit 
dem Einlenken des Unternehmens 
werden diese Vorbereitungen jedoch 
nicht abgebrochen. 

Für die GDL ein Dilemma, denn 
die von ihr so gescholtene EVG hat¬ 


te hier den größeren Weitblick: Mit ei¬ 
ner Abschlagszahlung ist das Tarifjahr 
2014 nicht abgeschlossen, was im Hin¬ 
blick auf das Ergebnis der Tarifrunde 
erfolgversprechender ist. 

Auch wurde damit klar signali¬ 
siert, dass die EVG sich ihrerseits 
keine Struktur von Tarifverträgen 
anderer Organisationen aufdrücken 
lässt. Aufgrund der Erfahrungen der 
Vergangenheit geht es der EVG auch 
darum, für das Unternehmen günsti¬ 


gere neue Tarifverträge im eigenen 
Tarifbereich zu verhindern und da¬ 
mit dem Versuch des Ausspielens der 
Gewerkschaften durch das Unterneh¬ 
men Einhalt zu bieten. Die Tarifaus¬ 
einandersetzung geht in eine neue 
Phase. 

Rainer Perschewski 

Hinweis: Die Entscheidung der GDL für 
weitere Maßnahmen fällt erst nach Re¬ 
daktionsschluss. 


Debatte zur Metall-Tarifrunde: 


Streik ist keine Sonntagsschule 


Mit meinem Beitrag will ich weniger 
auf einzelne Argumente der in der UZ 
Nr. 4 vom 23. Januar 2015 begonnenen 
Debatte zur Metall-Tarifrunde einge- 
hen, sondern auf die Aussage: „Es steht 
endlich mal wieder ein Vollstreik an!“. 
Zudem auf die Frage, ob es zwischen 
Streikbeteiligung und der Entwicklung 
von Klassenbewusstsein einen kausa¬ 
len Zusammenhang gibt. Und natür¬ 
lich auch auf die Frage, wie denn jene, 
die streiken sollen, dazu stehen, dass 
jetzt ein Vollstreik anstehen soll. 

Nicht nur in einigen der hier er¬ 
wähnten Diskussionsbeiträge, son¬ 
dern auch bei anderen Autoren wird 
öfters der Eindruck vermittelt, dass 
es „die da oben in den Gewerkschaf¬ 
ten“ alleine maßgeblich in der Hand 
hätten, ob es zu „Vollstreiks“ komme 
oder nicht. Es bedürfe dazu vor allem 
entsprechender Beschlüsse. Da mel¬ 
de ich Zweifel an. Es wird von eini¬ 
gen scheinbar unterschätzt, dass auf¬ 
grund diverser Veränderungen in der 
Arbeitsorganisation wie Verdichtung 
der Arbeit, teils lückenlose Kontrol¬ 
len von Arbeitsabläufen und -ergeb- 
nissen, kleinere Betriebseinheiten, 
weniger Zeit und Möglichkeit zu Kon¬ 
takten im Betrieb, unterschiedlichste 
Anfangs-, End- und Pausenzeiten etc. 
die gewerkschaftliche Diskussion am 
Arbeitsplatz schwerer geworden ist - 
so auch in der berufsfreien Zeit durch 
immer stärkeres räumliches Ausein¬ 
anderfallen von Wohnen und Arbeit, 
kaum kollegiale Kontakte untereinan¬ 
der in der Freizeit, immer weniger ge¬ 
meinsame freie Zeit z.B. für Gewerk¬ 
schaftsveranstaltungen und Diskussi¬ 
on usw. Nicht zu unterschätzen ist der 
tagtägliche Einfluss der Medien auf 
Gewerkschaftsmitglieder sowohl di¬ 
rekt als auch über das jeweilige priva¬ 
te Umfeld, in dem neoliberale Denk¬ 
weisen zumeist Usus sind. 


Betriebliche Mobilisierung ist trotz 
der oben genannten Probleme mög¬ 
lich, am Besten dort, wo direkte Be¬ 
troffenheit auch als solche vom Groß¬ 
teil der Belegschaft wahrgenommen 
wird. Am ehesten dann, wenn es um 
die eigenen Arbeitsplätze geht. Aber 
auch wenn z.B. zwischen Altersteil¬ 
zeit (ATZ) und Renteneintritt durch 
Rechtsänderungen eine Lücke klafft. 
Oder wenn die berufliche Weiterbil¬ 
dung, ohne die man für sich selbst bis 
zur Rente beruflich schwarz sieht, zum 
Großteil in der Freizeit stattfindet. Das 
greift die IGM 2015 auf, auch gestützt 
auf ihre Beschäftigtenbefragung. An 
dieser wissenschaftlich organisierten 
Befragung nahmen etwa eine halbe 
Million Metaller/innen teil. 

Wer kämpft, kann verlieren - wer 
nicht kämpft, hat schon verloren, lese 
ich. Richtig, und dass das oft verstan¬ 
den wird, zeigten Kämpfe der IGM 
auch mit Streiks - von wegen seit 13 
Jahren nur Warnstreiks - gegen dro¬ 
hende Betriebsschließungen in den 
letzten Jahren. Da geht es um Ar¬ 
beitsplätze, um die nackte Existenz, 
da ist Kampfbereitschaft vorhanden 
oder möglich zu schaffen. Aber bei 
Abschlüssen von beispielsweise fünf 
Prozent auf zwei Jahre plus einiger 
„Nebenregelungen“ ohne Vollstreik 
sehen sich jene, die z.B. in der Auto¬ 
mobilindustrie die Produktion lahm¬ 
legen könnten, nicht unbedingt als die 
Verlierer. Schon gar nicht bei offiziel¬ 
len Inflationsraten von einem Prozent. 
Die positive Mitgliederentwicklung 
der IGM seit 2012 ist auch ein Indiz 
dafür, dass zunehmend mehr Metaller 
weder sich noch ihre Gewerkschaft auf 
der Verliererstraße sehen. In den letz¬ 
ten vier Jahren erhöhte die IGM ihre 
Mitgliederzahl netto um 120 000, be¬ 
sonders durch Neuaufnahmen von An¬ 
gestellten und von jungen Menschen. 


Wer kämpft, kann verlieren. Be¬ 
trachtet man die Niederlage von 2003 
beim Kampf um die Einführung der 
35-Stunden-Woche im Osten der Re¬ 
publik, dann stellt man fest, dass ein 
verlorener Streik über Jahre hinaus 
Bewusstseinslagen wie „da ist doch 
nichts zu machen“ nachhaltig prägen 
kann. Da nutzt es heute auch nichts, 
damalige „Inkonsequenzen“ in der 
IGM zu beklagen, als z. B. bei VW So¬ 
lidaritätsaktionen in der Vorbereitung 
waren, von Opel und BMW aus Rüs¬ 
selsheim und München hingegen ganz 
andere Signale kamen. Niederlagen 
sind kein Motivator für neue Kämpfe. 
Es kommt deshalb nicht nur darauf 
an, ob man kämpfen kann, sondern 
vor allem darauf, ob man in der kon¬ 
kreten Situation auch gewinnen kann. 

Das hier Geschriebene soll aber 
keinesfalls als Plädoyer dafür miss¬ 
verstanden werden, das Streiken zu 
verschieben oder gar zu lassen und 
in konkreten Kämpfen klein beizu¬ 
geben, bis die politische Großwetter¬ 
lage sich gebessert habe. Streiks wie 
auch schon deren ernsthafte Andro¬ 
hung sind nach wie vor unverzicht¬ 
bar für die Verteidigung von früher 
Erkämpftem und die Verbesserung 
der Lebenssituation der abhängig 
Beschäftigten. Die Angriffe auf das 
Streikrecht, sei es durch das Nahles- 
Gesetz, durch die CSU-Forderung 
nach einem „modernen Streikrecht“ 
mit Zwangsschlichtung und Ankün¬ 
digung vier Tage vor Streikbeginn 
oder an Hetzkampagnen gegen die 
Eisenbahnerstreiks, zeigen, welch ein 
Dorn sie im Auge des Kapitals sind. 
Jeder Versuch, das Streikrecht, oder 
besser gesagt: das deutsche Arbeits¬ 
kampfrecht weiter einzuschränken, 
muss bekämpft werden. Der Weg zu 
einem umfassenden demokratischen 
Streikrecht führt nicht über Petiti¬ 


onen, sondern darüber, dass auch 
bezüglich nicht tariflich regelbarer 
Forderungen gestreikt wird. Die Ar¬ 
beitsniederlegung bei Daimler in den 
90er Jahren, als aufgrund Kohlscher 
Gesetzgebung an den beiden ersten 
Krankheitstagen die Lohnfortzahlung 
reduziert werden sollte, zeigte, dass es 
gehen kann, wenn der Anlass es den 
Betroffenen wert erscheint. 

Mit Achim Bigus (UZ Nr. 4 vom 
23. Januar) bin ich der Meinung, dass 
pauschale Vorstandsschelte nicht ge¬ 
eignet ist, die aktive Beteiligung von 
Mitgliedern und Funktionären schon 
in der Forderungsaufstellung zu stär¬ 
ken. Alles zu tun, was die aktive Be¬ 
teiligung der Mitglieder fördert, ob 
in der Forderungsfindung oder deren 
Durchsetzung, ist unsere Aufgabe. 
Dazu gehört es, als Marxist und Ge¬ 
werkschaftsmitglied mit seinen Kol¬ 
leg/innen in der Gewerkschaft Fragen 
nach Streik und Streikformen auch 
kontrovers zu sozialpartnerschaftli¬ 
chen Ideen zu diskutieren. Öffentli¬ 
che Belehrungen via Parteipresse sind 
da aber weniger hilfreich, ob es nun 
um die Tarifrunde der IGM geht oder 
um die Auseinandersetzungen im Pa¬ 
ketdienst der Deutschen Post. Offene 
Fragen, wie und in welchem Ausmaß 
Streiks derzeit prägenden Einfluss auf 
die Bildung von Klassenbewusstsein 
haben und wo da Grenzen sein könn¬ 
ten, müssen diskutiert werden. Das 
schmälert die Bedeutung des Streiks 
als wirkungsvollstes Kampfmittel der 
Gewerkschaften nicht. 

„Natürlich bleibt es die Aufgabe, 
sich aktiv an der Veränderung des 
Massenbewusstseins zu beteiligen, 
aber auch das bleibt ein Stück ,hohe 
Schule des Klassenkampfes 4 . Gute 
Argumente, die Fähigkeit zur demo¬ 
kratischen Diskussion, zum gegensei¬ 
tigen Lernen, zu Kritik und Selbstkri¬ 


tik und zu unbedingt notwendigem 
solidarisch kollektivem Verhalten 44 
schrieb mir ein langjähriger Genos¬ 
se und Gewerkschafter. Ich stimme 
Anne Rieger (UZ Nr. 7 vom 13. Feb¬ 
ruar) voll zu, dass es jetzt darauf an¬ 
kommt, Mut zu machen für eine In¬ 
tensivierung der aktuellen Kämpfe. 
„Eine Diskussion über mögliche mie¬ 
se Abschlüsse jetzt zieht nur runter 44 . 
Was ich nicht sehe ist, dass wiederhol¬ 
te Forderungen nach „Vollstreiks“ die 
Kampfkraft der Gewerkschaften stär¬ 
ken und die Herausbildung von Klas¬ 
senbewusstsein beförderten. 

Volker Metzroth 
(Redaktionell gekürzte Fassung) 

Richtigstellung 

ln der letzten UZ vom 13. Februar 
2015 ist uns beim Debattenbeitrag 
zur Metall-Tarifrunde von Anne Rie¬ 
ger ein Fehler unterlaufen. Der Satz 
„Die Konzernbosse erlauben es sich, 
uns Gewerkschafterlnnen ein Almo¬ 
sen, eine Mogelpackung von weit 
unter 2,2 Prozent Lohnerhöhung 
erst ab 1. März hinzuhalten. Eine 
halbierte Altersteilzeitquote und 
teilbezahlte Weiterbildung lehnen 
sie ganz ab.“ würde bedeuten, die 
„Arbeitgeber“ lehnten eine halbier¬ 
te Altersteilzeitquote ab.Tatsächlich 
wollen die Arbeitgeber die Halbie¬ 
rung der Altersteilzeitquote. Rich¬ 
tig muss der Satz also lauten: „Die 
Konzernbosse erlauben es sich, uns 
Gewerkschafterlnnen ein Almosen, 
eine Mogelpackung von weit un¬ 
ter 2,2 Prozent Lohnerhöhung erst 
ab i. März hinzuhalten und wollen 
eine halbierte Altersteilzeitquote - 
teilbezahlte Weiterbildung lehnen 
sie ganz ab. 

Wir bitten um Entschuldigung. Die 
Redaktion. 
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Auf der Suche nach den Wählern 

Abstruse Gedanken für höhere Wahlbeteiligung 



ln Hamburg nichts Neues 

Bürgermeister Scholz und seine SPD 
werden - vermutlich mit den Grünen - 
für weitere fünf Jahre die Stadt regie¬ 
ren. Business as usual. 

Zu dieser Wahl sind 48 Prozent der 
Wahlberechtigten gar nicht erst gegan¬ 
gen. Die Hälfte der Bevölkerung ist of¬ 
fenbar der Meinung, der Wahlausgang 
ändere nichts an ihrer Lebenssituati¬ 
on. Sie hegen keine Hoffnung, dass sich 
ihre Lage mit der Mehrheit für die eine 
oder andere etablierte Partei verbes¬ 
sern würde. 

Wir Kommunisten haben uns ohne¬ 
hin keine Illusionen über die Wirkung 
von Wahlen im bürgerlich parlamen¬ 
tarischen System gemacht. Wie immer 
die Bürgerschaftswahlen ausgehen 
würden, herauskommen musste eine 
Regierung, die im Großen und Gan¬ 
zen die Interessen der wirklich Herr¬ 
schenden in diesem Land, vertritt - die 
Interessen der Hamburger Unterneh¬ 
mer und ihrer Vertretung in der Han¬ 
delskammer. Gleich, ob SPD oder 
CDU den Ersten Bürgermeister stel¬ 
len. Wäre es anders und würden Wah¬ 
len wirklich etwas verändern, wären 
sie - wie der Volksmund sagt - längst 
verboten. 

Nun werden die Mehrheit in der 
Bürgerschaft und der Senat weiter¬ 
hin die Immobilienhaie - genannt die 
Wohnungswirtschaft - mit city-nahen 
Grundstücken versorgen, den Spe¬ 
kulanten - wie den Bankern von der 
HSH-Nordbank - ihre Verluste mit 
Bürgschaften absichern und Großak¬ 
tionären wie der TUI ihre luschigen 
Hapag-Lloyd-Aktien abkaufen. Be¬ 
zahlen wird dies die arbeitende Be¬ 
völkerung in Hamburg, die den Reich¬ 
tum der Stadt erwirtschaftet. Bezahlen 
werden auch diejenigen Menschen, die 
auf soziale Leistungen des Staates an¬ 
gewiesen sind: auf dem Wohnungs¬ 
markt, im Bildungswesen, im Gesund¬ 
heitswesen. Denn angeblich zwingt die 
Schuldenbremse zu Einsparungen bei 
den Sozialausgaben. Die Alternative, 
höhere Steuern und Abgaben von den 
Reichen und Superreichen, kommt für 
eine SPD-Regierung nicht infrage. 

Die Mehrheit der Hamburgerinnen 
und Hamburger, die zur Wahl gegan¬ 
gen sind, haben sich mit den Brosa¬ 
men zufrieden gegeben, die vom Tisch 
der Pfeffersäcke für sie abgefallen 
sind: 2000 neue Sozialwohnungen im 
Jahr - das sind weniger als im selben 
Zeitraum aus der Sozialbindung her¬ 
ausgefallen sind. Gebührenfreie Kita- 
Plätze - aber gleichzeitig Personalnot¬ 
stand in Kitas und Krippen. 

Bedenklich stimmt, dass sich mit 
dem Ab wandern vieler CDU-Wähler 
zu FDP und AfD das politische Spekt¬ 
rum im bürgerlichen Lager wieder wei¬ 
ter nach rechts verschoben hat. Nach¬ 
dem schon vor 14 Jahren mit der Schill- 
Partei eine rechtspopulistische Partei 
in die Bürgerschaft und dann sogar in 
den CDU-geführten Senat eingezo¬ 
gen war, ist das nun der „Alternative 
für Deutschland“ gelungen. Was da¬ 
mals eine Hamburger Besonderheit 
war, fügt sich heute in einen breiten 
bundesweiten Trend ein. Die SPD ist 
vollständig zu einer Partei der bürger¬ 
lichen Mitte geworden. Für die CDU 
blieb diesmal keine Luft zum Atmen 
im konservativen Keller. 

Die DKP-Hamburg hatte zur Wahl 
der Partei „Die Linke“ aufgerufen. Ihr 
hervorragendes Ergebnis ist ein Licht¬ 
blick. Der PDL wird die schwere Auf¬ 
gabe zukommen, weitere Versuche 
von Regierung und bürgerlicher Op¬ 
position zum Abbau demokratischer 
und sozialer Rechte zu verhindern 
oder zumindest öffentlich zu machen. 
Entscheidend wird sein, ob es gelingt, 
die Opfer dieser neoliberalen Politik 
von SPD/CDU/Grünen/FDP/AfD aus 
ihrer Resignation herauszuholen und 
den Protest auf die Straße und auch 
wieder in die Betriebe zu bringen. Nur 
dort und nicht in der Bürgerschaft 
sind die Kräfte zu finden, die die ge¬ 
sellschaftlichen Verhältnisse im Sinne 
der Mehrheit der Menschen in unserer 
Stadt verändern können. 

Die DKP wird mit Kräften ihren 
Beitrag zu den außerparlamentari¬ 
schen Kämpfen leisten. 

Sekretariat des Bezirksvorstandes der DKP-Hamburg, 

16.2.2015 


G roße Festtagsstimmung bei der 
SPD, bundesweit. Bei der Bür¬ 
gerschaftswahl in Hamburg hat 
ihr Spitzenkandidat Olaf Scholz am 
Sonntag 45,7 Prozent der Wählerstim¬ 
men eingefahren. Ein „grandioser Er¬ 
folg“ jubelt man im Willy-Brandt-Haus 
in Berlin. Doch was ist dieses Ergebnis 
einer Partei, die bundesweit gerade mal 
bei 23-25 Prozent liegt, in realen Zah¬ 
len wert? Es lohnt sich, einen Blick da¬ 
rauf zu werfen, was die Medien in ihren 
Veröffentlichungen hintanstellen. 

In Hamburg waren 1,3 Millionen Wahl¬ 
berechtigte zur Wahl aufgerufen. Von 
diesen hat die SPD nur rund 336 260 
Stimmen erhalten. Das entspricht, ana¬ 
log den bundesweiten Zustandsberich¬ 
ten, rund 25 Prozent. In Hamburg wur¬ 
de die SPD von 963 740 Wahlberech¬ 
tigten nicht gewählt. Soweit die realen 
Zahlen. 

Wie erklärt sich diese Diskrepanz zwi¬ 
schen verkündeten Wahlergebnissen - 
45,7 Prozent - und den realen Zahlen? 
Natürlich aus der erneut gesunkenen 
Zahl der Wahlbeteiligung. In Hamburg 
gaben von 1,3 Millionen registrierten 
Wählerinnen und Wählern nur 735 800 
ihre Stimme ab = 56,6 Prozent; 564 200 
taten das nicht = 43,4 Prozent. 

Nun verkaufen uns in der „parlamen¬ 
tarischen Demokratie“ die Politiker, 
Politologen, Wahl- und Meinungsfor¬ 
scher seit Jahren die Behauptung, sin¬ 
kende Wahlbeteiligung seien Zeichen 
der Enttäuschung, der Unzufriedenheit 
und des Protestes. Neuerdings aber hö¬ 
ren wir von eben diesen Leuten: Wahl¬ 
verzicht sei auch eine Reaktion der Zu¬ 
friedenheit mit den zur Wahl stehenden 
Politikern, im aktuellen Fall mit Olaf 
Scholz. Doch wie verträgt sich das mit 
der auf den Pegida-Demonstrationen 
auch sichtbar gewordenen und geäu¬ 
ßerten Unzufriedenheit und Wut über 
die gegenwärtige Politik, über die gro¬ 
ßen Parteien und über die Missachtung 
von Wählerwillen? 

Die bürgerlichen Hauptparteien sind 
auf jeden Fall beunruhigt durch all 
diese Ereignisse, einschließlich der bei 
fast allen Wahlen steigenden Zahl der 
Nichtwählerinnen und Nichtwähler. 
Das führte zu differierenden Stand¬ 
punkten zwischen SPD und CDU/ 
CSU. So hat die Generalsekretärin der 
SPD, Yasmin Fahimi, einige Vorschlä¬ 
ge mit dem Ziel, die Wahlbegeisterung 
zu steigern, öffentlich gemacht. Zentral 
ist der Vorschlag nach einer Verlänge- 


Hamburger Wahlnachlese 

Hamburg hat gewählt. Der Bürger¬ 
meister bleibt derselbe, die Probleme 
der Stadt auch. Damit wäre eigentlich 
alles gesagt. Allerdings brachte der 
Wahlabend einige Überraschungen mit 
sich. Die guten: Die SPD verlor die ab¬ 
solute Mehrheit, und die CDU bekam 
nicht einmal doppelt so viel Stimmen 
wie „Die Linke“. Die schlechten: nur 
zirka die Hälfte der Wahlberechtigten 
nahm am Urnengang teil, und die Al¬ 
ternative für Deutschland (AfD) zog 
ins Rathaus ein. 

„Wir sind die stärkste Kraft in der 
Opposition.“ Nein, nicht Gregor Gysi 


CDU scheitert an 
5-Prozenthürde - in St. Pauli. 


sprach in den 20-Uhr-Nachrichten, son¬ 
dern Dietrich Wersich, Spitzenkandidat 
der Hamburger CDU, die bis zur Bür¬ 
gerschaftswahl vor vier Jahren - mit 
Hilfe der Grünen - den Bürgermeis¬ 
ter stellte. Von ehedem 42,6 Prozent 
(2008) rutschte die CDU jetzt auf 15,9 
Prozent (20 Sitze) ab, nachdem sie 2011 
bereits nur 21,9 Prozent erhalten hat¬ 
te. In den Wahllokalen in St. Pauli ist 
Wersichs Partei glatt an der 5-Prozent- 
Hürde gescheitert, in einem Wahllokal 


Überall wählen - egal wie. 


rung der Öffnungszeiten der Wahlloka¬ 
le. Über ganze Wahlwochen und „rol¬ 
lende Wahlkabinen“ sollte nachgedacht 
werden, zum Beispiel „auf öffentlichen 
Plätzen wie Bahnhöfen, Bibliotheken 
oder Supermärkten“. Vielleicht auch 
bei McDonald 4 s- und Burger-Filialen? 
Das könnte doch vor allem Jugendliche 
zur Stimmabgabe inspirieren. 

Auch die Generalsekretäre der CDU 
und CSU, Tauber und Scheuer, dachten 

Neue Öffnungszeiten oder 
vielleicht doch neue Politik? 


tiefschürfend nach. Sie haben in einem 
„Strategiepapier 44 gemeinsame Vor¬ 
schläge zur Steigerung der Wahlbetei¬ 
ligung erarbeitet. Bei Europa-, Bundes¬ 
tags- und Landtagswahlen sollten die 
Wahllokale künftig auch von 18 Uhr 
bis 20 Uhr geöffnet sein - pünktlich 
bis zum Beginn der „Tagesschau“ oder 
zum „Tatort“. Die „Lebenswirklichkeit 
müsse sich im Wahlrecht widerspie¬ 
geln.“ Die Briefwahlmöglichkeit soll 


brachte sie es sogar nur auf 2,6 Prozent 
und wurde selbst von den Piraten und 
der Partei überboten. St. Pauli wählt 
rot. Allerdings nicht die SPD, sondern 
„Die Linke“ ist dort mit 29,1 Prozent 
Spitzenreiterin. 

Insgesamt bekam „Die Linke 44 8,5 
Prozent, ein Plus von 2,1. Im Klartext 
bedeutet das künftig drei Abgeordne¬ 
te mehr für die Fraktion (11 Sitze). Die 
SPD bekam 45,7 (58 Sitze), Grünel2,2 
(15), FDP 7,4 (9) und AfD 6,1 Prozent 
(8). Der Hamburger Lucke-Partei-Ab¬ 
leger ist eine krude Mischung aus ehe¬ 
maligen Mitgliedern der Schill-Partei, 
HoGeSa-Anhängern und Burschen¬ 
schaftern. 

Von den 121 Bürgerschafts-Ab¬ 
geordneten werden 71 Mandate über 
die Direktlisten der 17 Wahlbezirke 
gewählt, 50 über die Landesliste. Alle 
Wahlberechtigten haben jeweils fünf 
Stimmen pro Liste, die sie nach Lust 
und Laune an die Kandidatinnen und 
Kandidaten vergeben können - egal, 
ob alle Stimmen auf eine Person oder 
fünf verschiedene. Egal, ob alle Stim¬ 
men für eine Partei oder jede Stimme 
für eine andere Partei. Das bedeutet, 
dass letztendlich die Wählerinnen und 
Wähler bestimmen, welche Personen 
welche Partei ins Rathaus schickt. Da¬ 


bekannter gemacht werden. Deutsche 
im Ausland sollten leichter ihre Stim¬ 
me abgeben können. Gezielt sollten 
an Schulen, Volkshochschulen, Bun¬ 
deswehrstandorten und Unternehmen 
Jugendliche zur Teilnahme an Wah¬ 
len geworben werden. Ein besonderer 
Tag dafür sei der „Verfassungstag“ am 
23. Mai. Zu diversen Veranstaltungen 
könnten Abgeordnete, Bürgermeister, 
Landräte, Zeitzeugen und Journalisten 
eingeladen werden. Den Bürgern solle 
dabei das Grundgesetz und der Parla¬ 
mentarismus näher gebracht werden. 
CSU-Scheurer: „Denn nur wenn wir 
den Bürgern die Vorteile der Demo¬ 
kratie früh aufzeigen, werden wir ihr 
Interesse an der Politik wecken und 
sie zum Wahlgang animieren können“ 
Daran äußerte Jan Körte, einer der 
stellvertretenden Fraktionschefs der 
Linkspartei im Bundestag Zweifel: 
„Wenn man Menschen jahrelang mit 
einer Politik der Alternativlosigkeit, 
des Sparzwangs oder der Lobbyisten¬ 
hörigkeit konfrontiert hat, kann man 


durch werden die Wahlen stark perso¬ 
nifiziert, und alle Kandidatinnen und 
Kandidaten der jeweiligen Partei ste¬ 
hen automatisch in Konkurrenz zuein¬ 
ander. Migrantlnnen-Verbände begrü¬ 
ßen indes das Wahlrecht, weil ihnen 
das die Möglichkeit gibt, ihre auf den 
Parteienlisten häufig unter ferner lie¬ 
fen aufgestellten Landsleute trotzdem 
in die Bürgerschaft zu wählen. 

Ertstmals konnten am vergangenen 
Sonntag auch die 16- und 17-jährigen 
an der Bürgerschaftswahl teilnehmen. 
Allerdings die Wahlbeteiligung war mit 
56,9 Prozent die niedrigste in der Han¬ 
sestadt seit 1945 überhaupt. In manchen 
Gegenden, den eher gut betuchten, lag 
sie z.T. bei 70, in anderen, Arbeitervier¬ 
teln oder so genannten Brennpunkten, 
hingegen nur bei 38 Prozent. Bei Licht 
betrachtet bleibt also vom strahlenden 
Sieger Olaf Scholz (SPD), als der er 
gestern in den Medien präsentiert wur¬ 
de, nicht mehr viel übrig. Nicht einmal 
die Hälfte der Wahlberechtigten, bzw. 
der Personen im wahlfähigen Alter, vo¬ 
tierten für ihn. 

Im Gegenteil. Die SPD verlor im 
Vergleich zur Wahl 2011 knapp 60 000 
Stimmen (nicht Wählerinnen). Im 
Gegensatz dazu gewann „Die Linke 44 
knapp 80 000 Stimmen, fast so viel wie 


die Wahllokale auch 24 Stunden geöff¬ 
net halten.“ Eine höhere Wahlbeteili¬ 
gung bedeute noch lange keinen Ge¬ 
winn für die Demokratie, wenn „Wah¬ 
len keine wirklichen Konsequenzen 
haben“. 

Da gibt es u.a. eine Erinnerung an die 
im Herbst 1972 durchgeführte Bun¬ 
destagswahl. Da ging es um eine hoch¬ 
politische, höchst kontroverse Ent¬ 
scheidung für oder gegen eine realis¬ 
tische Ostpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland. Da wollten viele Wähle¬ 
rinnen und Wähler mitentscheiden. So 
wuchs die Wahlbeteiligung auf einen 
Spitzenwert. 

Sollte nicht derzeit einfach mal - statt 
vieler technokratischer Überlegungen 
und entgegen dem politischen Schmu¬ 
sekurs von CDU CSU SPD GRÜNE - 
über eine neue Politik der Bundesre¬ 
publik Deutschland nachgedacht und 
dazu Schritte unternommen werden? 
Das wäre auch eine Möglichkeit, das 
deutsche Wahlvolk zu stimulieren. 

RolfPriemer 


Grüne (47 191) und FDP (32 476) zu¬ 
sammen. Abgesehen von der AfD ist 
also nicht die SPD Wahlsiegerin, son¬ 
dern ganz klar „Die Linke“. 

Scholz hatte vor der Wahl betont, 
er favorisiere eine Koalition mit den 
Grünen. Damit hat er Erfahrung: Als 
Fraktionsvorsitzender seiner Partei im 
Bezirk Hamburg-Altona ging er 1994 
eine Koalition mit den Grünen ein. Die 
endete auf Bezirksebene zwar mit den 
Wahlen 1997, aber im Rathaus kam es 
daraufhin zu der ersten rot-grünen Ko¬ 
alition auf Landesebene überhaupt. 

FDP-Spitzenkandidatin Katja Su- 
ding zeigte sich etwas verschnupft 
über Scholz 4 Ansinnen. Schließlich 
seien mit den Grünen so schöne und 
wichtige Projekte wie Olympia oder 
die Elbvertiefung nicht möglich, be¬ 
dauerte sie in der Tagesschau. Darü¬ 
ber ist allerdings noch nicht das letzte 
Wort gesprochen. Denn eins ist sicher: 
Egal wer in welcher Konstellation im 
Rathaus regiert, an der Politik wird sich 
im Grunde nichts ändern. Und dass die 
Hamburger Grünen bereit sind, jede 
Kröte zu schlucken, haben sie bereits 
1997 gezeigt, als sie für ein paar Sena- 
toren-Posten der Zuschüttung des Na¬ 
turschutzgebiets „Mühlenberger Loch“ 
zustimmten. Birgit Gärtner 


Die Probleme bleiben 
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Reiche noch reicher 

Schere zwischen Reich und Arm stärker geöffnet als gedacht 


D as Gesamtvermögen in Deutsch¬ 
land ist ungleicher verteilt als bis¬ 
her gedacht. Zu diesem Ergeb¬ 
nis kamen kürzlich Forscher des Deut¬ 
schen Instituts für Wirtschaftsforschung 
(DIW) in einer Studie, die gemeinsam 
mit der Hans-Böckler-Stiftung erstellt 
wurde. Mit der Studie sollten bislang 
eklatante Datenlücken zu Top-Vermö¬ 
gen verkleinert werden. Das Ergeb¬ 
nis: Allein das vermögendste Prozent 
der Deutschen besitzt ein Drittel des 
Volksvermögens. Bisher hatte man an¬ 
genommen, sie würden nur ein Fünftel 
besitzen. 

Das US-Wirtschaftsmagazin „For- 
bes“ berichtete, dass es 2012 in Deutsch¬ 
land 55 Milliardäre gegeben habe. 2002 
seien es nur 34 gewesen. In den bislang 
gängigen wissenschaftlichen Untersu¬ 
chungen über die soziale Ungleichheit 
in Deutschland kommen sie aber nicht 
vor. Schuld daran sei das Fehlen einer 
Vermögenssteuer, denn dadurch fehlen 
amtliche Daten über das Netto-Vermö¬ 
gen der Superreichen. Bisher veröffent¬ 
lichte Untersuchungen des DIW oder 


Ausgerechnet am 28. März wollen 
Dortmunds Neonazis erneut in der 
Ruhrgebietsmetropole auf die Stra¬ 
ße gehen. Unter dem Motto „Sozial¬ 
abbau, Überfremdung, Parteienfilz: 
Es reicht! Wir sind das Volk!“ will die 
Partei „Die Rechte“ dann im Stadtteil 
Dortmund aufmarschieren. An besag¬ 
tem Tag jährt sich zum zehnten Mal 
die Ermordung des Punks Thomas 
Schulz, genannt „Schmuddel“, durch 
den Neofaschisten Sven Kahlin. Kah¬ 
lin wurde als Jugendlicher zu 7 Jahren 
Haft verurteilt; nach seiner vorzeitigen 
Entlassung 2010 „wegen guter Sozial¬ 
prognose“ war er sofort wieder in der 
Naziszene aktiv und verübte weitere 
Gewalttaten, für die er erneut ver¬ 
urteilt wurde. Ein Zufall dürfte die 
Wahl des Tages keineswegs sein. Viel¬ 
mehr passt das Veranstaltungsdatum 
trefflich in die Strategie der extremen 
Rechten, die sich stets aggressiver ge¬ 
bären. 

So kam es in den vergangenen Wo¬ 
chen zu verschiedenen Aktionen der 
Neonazis. Mal verhöhnten sie Opfer 
faschistischer Gewalt, indem sie „Wer 
sitzt im Schrank? Anne Frank!“ skan- 


der Bundesbank zum Thema beruhen 
auf groß angelegten freiwilligen Um¬ 
fragen. Diese seien zwar für 99 Prozent 
der Bevölkerung repräsentativ. Doch 
der extreme Reichtum sei kaum mess¬ 
bar, weil er sich auf eine sehr kleine Per¬ 
sonengruppe konzentriert, die von den 
Umfragen kaum erfasst wird. 

So besitzt der reichste Haushalt im 
vom DIW organisierten Sozio-öko- 
nomischen Panel (SOEP) netto „nur“ 
knapp 50 Millionen Euro. Die Bundes¬ 
bank-Studie „Private Haushalte und 
ihre Finanzen“ weist für den wohlha¬ 
bendsten in ihrer Stichprobe erfassten 
Haushalt einen Nettobesitz von unter 
80 Millionen Euro aus. Das sei aber 
noch weit entfernt vom obersten Ende 
der Vermögenshierarchie, wo der Besitz 
mindestens im dreistelligen Millionen¬ 
bereich liegt, heißt es bei der Böckler- 
Stiftung. „Im Ergebnis bedeutet dies, 
dass das wahre Ausmaß an Vermögens¬ 
ungleichheit unterschätzt wird, weil ein 
wichtiger Teil des Vermögens schlicht 
im Dunkeln bleibt“, erklären Christian 
Westermeier und Markus Grabka vom 


dierten oder sich über das Dortmun¬ 
der NSU-Opfer Mehmet Kubasik lus¬ 
tig machten. Auch bezeichneten sie die 
Ermordung des Punks Thomas Schulz 
im Jahr 2005 in Dortmund als „Sport“. 
Bundesweit für Aufsehen sorgte, die 
Partei außerdem, als sie im Dortmun¬ 
der Stadtrat eine Anfrage einbrachte, 


„Jubelfeierfür einen Mord“ 


um in Erfahrung zu bringen, wie vie¬ 
le Juden in der Ruhrmetropole leben. 
Eine ähnliche Anfrage hatten die Neo¬ 
nazis auch in Bezug auf Menschen mit 
HIV bzw. AIDS gestellt. 

In den letzten Wochen kam es zu 
verschiedenen Provokationen der Na¬ 
zis vor Flüchtlingsunterkünften bzw. 
bei Bürgerversammlungen, in deren 
Rahmen die Stadt über die Unterbrin¬ 
gung von Flüchtlingen informieren 
wollte. Kürzlich marschierte ein mit 
Fackeln ausgestatteter brauner Stoß¬ 
trupp vor einer Flüchtlingsunterkunft 
auf (UZ berichtete). 

Dortmunds Nazigegnerinnen und 
-gegner wollen massiv gegen die neu- 


DIW. Das gelte umso mehr, da auch 
die „einfachen“ Millionäre in den Pa¬ 
nels untererfasst sein dürften, erklären 
beide weiter. 

Um die Lücken in der Statistik zu 
schließen haben die Wissenschaftler ein 
neues Verfahren angewandt, um sich 


Jenseits jeder Statistik, 
der Promille-Milliardär 


dem Besitz der Superreichen anzunä¬ 
hern. Ausgehend von den deutschen 
Milliardären auf der „Forbes“-Liste las¬ 
sen sich statistische Muster zur Verbrei¬ 
tung von Top-Vermögen ableiten. Das 
neue Modell erlaubt nach Angaben der 
Hans-Böckler-Stiftung auch ergänzen¬ 
de Schätzungen zu den Vermögen von 
Millionären und Multimillionären, die 
deutlich häufiger seien als Milliardäre. 

So kann ein deutlich größeres Ge¬ 
samtvermögen der Deutschen ange¬ 
nommen werden. Wurde es 2002 noch 
auf 5,8 Billionen Euro geschätzt, wird es 


erliche Provokation am 28. März 
protestieren. Eine Demonstration 
an diesem Tag habe selbstverständ¬ 
lich Kalkül, stellen sie klar. So hätten 
die Neonazis „den Mord an Thomas 
Schulz schon direkt nach der Tat ge¬ 
feiert, daran hat sich nichts geändert“. 
„Auch wenn sie sich nicht trauen, das 
so offen auszusprechen: Was die Neo¬ 
nazis am 28. März organisieren ist eine 
Jubelfeier für einen Mord“, so die An¬ 
tifaschisten weiter, die derlei Provoka¬ 
tionen jedoch keineswegs unbeachtet 
lassen wollen. „Wir werden uns den 
Nazis entgegenstellen, andere Antifa¬ 
schistinnen und Antifaschisten werden 
gegen rechte Gewalt demonstrieren“, 
kündigen sie an. 

Unterdessen gerät auch das von 
Ralf Jäger (SPD) geführte nordrhein¬ 
westfälische Innenministerium zuneh¬ 
mend unter Druck. So mehren sich 
Vorwürfe, dass der Minister nicht ent¬ 
schlossen genug gegen die Dortmun¬ 
der Nazis vorgehen würde. Zwar hat¬ 
te das Bundesinnenministerium kürz¬ 
lich auf Anfrage der Linksfraktion im 
Bundestag erklärt, es prüfe ein Verbot 
der Partei „Die Rechte“. Geschehen ist 


heute mit 7,8 Billionen Euro beziffert. 
Der Anteil der „Top-l-Prozent“ an Net¬ 
togesamtvermögen im Jahr 2012 betrug 
mehr als 30 Prozent statt der 18 Prozent, 
die das SOEP ausweist. Das oberste 
Tausendstel in der Vermögenspyrami¬ 
de hielt laut Schätzungen des SOEP im 
Jahr 2012 rund 5 Prozent am gesamten 
Nettovermögen. Die neue Studie gibt 
deren Anteil mit 14 bis 16 Prozent an. 

Insgesamt leite sich aus den Unter¬ 
suchungen ab, „dass die reichsten zehn 
Prozent der Vermögensverteilung 74 
Prozent des gesamten Netto Vermögens 
2012 halten“. Bislang hatte man für die¬ 
sen Bevölkerungsteil einen Anteil am 
gesamten Vermögen von 60 Prozent an¬ 
genommen. 

Für die untere Hälfte in der Ver¬ 
mögenspyramide hat sich dagegen 
kaum etwas geändert. Hatte das SOEP 
das Median-Vermögen (die Hälfte der 
Bevölkerung besitzt weniger und die 
andere Hälfte mehr) auf 48 000 Euro 
geschätzt, änderte sich daran kaum et¬ 
was. 


seitdem jedoch nichts. Dies, obwohl 
die Partei von nicht wenigen Dort¬ 
munderinnen und Dortmundern als 
Sammelbecken von militanten Rech¬ 
ten wahrgenommen wird, die zuvor in 
den im August 2012 vom Innenminis¬ 
terium verbotenen militanten „Kame¬ 
radschaften“ wie dem „Nationalen Wi¬ 
derstand Dortmund“ aktiv waren. So¬ 
wohl das Bündnis „Dortmund gegen 
Rechts“ als auch die Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes/Bund der 
Antifaschisten, DKP und Linkspartei 
hatten in den vergangenen Wochen 
mehrfach gefordert, die Partei „Die 
Rechte“ unverzüglich als Ersatzorga¬ 
nisation für die verbotenen Organi¬ 
sationen nach dem Vereinsgesetz zu 
verbieten und deren Parteienstatus 
bezweifelt. 

Ob es sich die Sicherheitsbehör¬ 
den und politischen Verantwortungs¬ 
träger auch zukünftig leisten können, 
die braunen Aktivisten nahezu unge¬ 
stört gewähren zu lassen, darf jeden¬ 
falls - nicht nur aufgrund deren anhal¬ 
tender politischer Offensive - deutlich 
bezweifelt werden. 

Markus Bernhardt 


Protest gegen 
Geschichtsverfälschung 

In mehreren bundesdeutschen Städ¬ 
ten sind am vergangenen Wochenen¬ 
de Neofaschisten aufmarschiert, um 
den 70. Jahrestag der Bombardierung 
Dresdens am 13. Februar durch die Al¬ 
liierten für ihre Propaganda von einem 
angeblich gegen die Zivilbevölkerung 
gerichteten „Bombenholocaust“ zu 
missbrauchen. Während es am Jahres¬ 
tag selbst in der sächsischen Landes¬ 
hauptstadt zu keinem Aufmarsch der 
extremen Rechten kam, hatten diese 
für Sonntag mobilisiert. Es erschienen 
insgesamt rund 500 Neonazis. Das an¬ 
tifaschistische Bündnis „Dresden Na¬ 
zifrei!“, welches daraufhin ebenfalls zu 
Protesten gegen die neuerliche Provo¬ 
kation der extremen Rechten mobili¬ 
siert hatte und wie bereits in den Vor¬ 
jahren zu Blockadeaktionen aufgeru¬ 
fen hatte, konnte mehrere Hundert 
Menschen mobilisieren. Ihnen gelang 
es immer wieder, den Aufmarsch der 
Nazis durch Blockaden zu stoppen. Im 
Nachgang der Proteste erhoben Nazi¬ 
gegner schwere Vorwürfe gegen nie¬ 
dersächsische Polizeibeamte. Diese 
seien mit massiver Gewalt gegen fried¬ 
liche Blockierer vorgegangen, hieß es. 

Bereits am 13. Februar hatten über 
2 000 Menschen an einem Mahngang 
des antifaschistischen Bündnisses teil¬ 
genommen. Der „Mahngang Täterspu¬ 
ren“ führte wie bereits in den Vorjah¬ 
ren zu beispielhaften historischen Or¬ 
ten in der Stadt. 

Unterdessen stellten sich auch in 
Cottbus mehr als 1 500 Menschen ei¬ 
nem Aufmarsch von Neonazis entge¬ 
gen, die auch dort die Bombardierung 
am 15. Februar 1945 für Hetze nutzen 
wollten. Unter dem Motto „Cottbus 
bekennt Farbe“ demonstrierten die 
Nazigegner durch die Stadt. An der 
Abschlusskundgebung des Bündnis¬ 
ses hatte auch Brandenburgs Minis¬ 
terpräsident Dietmar Woidke (SPD) 
teilgenommen. „Wir stehen auf ge¬ 
gen Rechtsextremismus. Und wir las¬ 
sen nicht zu, dass diejenigen, die Hass, 
Fremdenfeindlichkeit und Intoleranz 
predigen, in unserem Land das Sagen 
haben“, rief er den Demonstranten zu. 
Das linke Bündnis „Cottbus Nazifrei!“ 
hatte unterdessen dazu aufgerufen, 
den Aufmarsch der extremen Rechten 
durch Blockadeaktionen zu verhin¬ 
dern, war jedoch an der Übermacht der 
eingesetzten Polizei gescheitert, die die 
rund 50 Neonazis vor dem Protest ihrer 
zahlenmäßig weit überlegenen Gegner 
abschirmte. 

Im bayerischen Wunsiedel waren 
am letzten Sonnabend ebenfalls Neo¬ 
nazis mit Bezugnahme auf die Bombar¬ 
dierung Dresdens aufmarschiert. Auch 
hier stellten sich jedoch mehr als 150 
Nazigegnern den rund 80 Rechten ent¬ 
gegen. (bern) 

Stimmungsmache in Sachsen 

Die Linksfraktion im sächsischen 
Landtag hat dem dortigen Innenminis¬ 
ter Markus Ulbig (CDU) vorgeworfen, 
die Stimmung gegen Flüchtlinge anzu¬ 
heizen. Statt den geflüchteten Men¬ 
schen eine möglichst würdige Ankunft 
und Unterbringung einerseits und den 
Kommunen Sicherheit andererseits 
zu bieten, legten das Innenministeri¬ 
um und die CDU Vorschläge zur Ver¬ 
schärfung des Asylrechts vor. Dem Plä¬ 
doyer für die Erklärung Tunesiens zum 
sicheren Herkunftsstaat, der Komplett¬ 
überprüfung von Asyl- und Zuwan¬ 
derungspolitik folge nun der Vorstoß 
Kosovo zum sicheren Herkunftsstaat 
zu erklären. Markus Ulbig heizt damit 
nicht nur die sowieso feindlich aufge¬ 
ladene Stimmung gegen Asylsuchende 
an, sondern versucht auch vom eigenen 
Versagen abzulenken, so die Linksfrak¬ 
tion. Diese lehnt das Prinzip der „siche¬ 
ren Herkunftsstaaten“ grundsätzlich 
ab, zumal es wenige Effekte im Sin¬ 
ne seiner Erfinder habe. „Dieses Ins¬ 
trument ist ein Produkt der faktischen 
Abschaffung des Grundrechts auf Asyl 
1993.“ Asylanträge von Menschen aus 
den so kategorisierten Staaten könn¬ 
ten leichter und ohne Tiefenprüfung 
als „offensichtlich unbegründet“ ab¬ 
gelehnt werden; damit würden rechts¬ 
staatliche Garantien im Asylverfahren 
eingeschränkt, so der Vorwurf der de¬ 
mokratischen Sozialisten. (bern) 


Bernd Müller 



Antireichtums-Protest. 


Eskalationsstrategie fortgesetzt 

Antifaschisten rufen zur Verhinderung rechter Provokationen auf 
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Hinweise auf Kriegsverbrechen 

Irakische Truppen haben nach Recher¬ 
chen von Human Rights Watch (HRW) 
offenbar während ihres Vorgehens gegen 
den „Islamischen Staat“ (IS) Kriegsver¬ 
brechen an Zivilisten verübt. Tausende 
Einheimische seien in den vergangenen 
Monaten im Westirak vertrieben oder 
gar entführt worden, berichtete HRW 
unter Berufung auf Augenzeugen. Häu¬ 
ser seien in Brand gesteckt worden; auch 
auf Entführungen und Hinrichtungen 
gebe es Hinweise. Bei den Zivilisten han¬ 
delt es sich um sunnitische Iraker aus der 
Provinz Didschala. Insgesamt seien min¬ 
destens 3 000 Bewohner von dort ver¬ 
trieben worden. 

Spätere Wahlen, 
weitere Kämpfe 

Die nigerianischen Streitkräfte haben 
nach eigenen Angaben einen wichtigen 
Verkehrsknotenpunkt im Nordosten des 
Landes von der Terrororganisation Boko 
Haram zurückerobert. Mit Luftangriffen 
und einer Bodenoffensive sei die Klein¬ 
stadt Monguno am Montag „aus den 
Klauen der Islamisten befreit“ worden, 
sagte ein Armeesprecher. Es habe Fest¬ 
nahmen und auch Tote gegeben. Zudem 
seien Waffen und Vorräte der sunniti¬ 
schen Fundamentalisten beschlagnahmt 
worden. 

Die Rückeroberung Mongunos, die 
zunächst nicht unabhängig bestätigt wer¬ 
den konnte, markiert den ersten größe¬ 
ren Erfolg der Armee im Kampf gegen 
Boko Haram seit der Verschiebung der 
Präsidentenwahl. Die ursprünglich für 
vergangenen Samstag geplante Abstim¬ 
mung wurde wegen der prekären Sicher¬ 
heitslage im Nordosten des ölreichen 
westafrikanischen Landes um sechs Wo¬ 
chen verschoben. Dies sollte den Streit¬ 
kräften mehr Zeit geben, Boko Haram 
zurückzudrängen. 

Auch Ägypten bombardiert IS 

Nachdem der „Islamische Staat“ (IS) 
mehrere Ägypter ermordet hatte, bom¬ 
bardierte auch die ägyptische Luftwaffe 
Stellungen des IS in Libyen. Nach An¬ 
gaben des ägyptischen Außenministeri¬ 
ums wurden überwiegend „militärische 
Ausbildungs- und Waffenlager“ des IS 
bombardiert. Viele der Ziele lagen in 
der östlichen Region Derna. Sie gilt als 
lokale Hochburg jener Terrorgruppe, die 
im Oktober vergangenen Jahres dem IS 
die Treue schwor. 

Heimstätte Israel 

Israels Ministerpräsident Benjamin Ne¬ 
tanjahu hat die Juden in Europa nach 
den Terroranschlägen auf ein Kulturcafe 
und eine Synagoge in Kopenhagen zur 
Auswanderung nach Israel aufgerufen. 
„Diese Terrorwelle wird weitergehen“, so 
Netanjahu. Er wende sich an die Juden in 
Europa: „Israel ist eure Heimstätte.“ Auf 
die Anschläge in Paris im Januar, bei de¬ 
nen auch vier Juden getötet worden wa¬ 
ren, hatte Netanjahu bereits mit einem 
ähnlichen Aufruf reagiert. 

Niederlage für Modi 

Die hindunationalistische Bharatiya Ja- 
nata Party (BJP) des indischen Regie¬ 
rungschefs Narendra Modi hat am letz¬ 
ten Sonntag (8.2.) bei der Wahl zum Par¬ 
lament der Hauptstadt Neu Delhi eine 
erste schwere Niederlage erlitten: 67 von 
70 Mandaten gingen - dank des indi¬ 
schen Mehrheitswahlrechts - an die erst 
vor zwei Jahren gegründete „ Aam Admi 
Party“ (Partei der kleinen Leute, AAP). 

In diesem Wahlsieg spiegelt sich of¬ 
fensichtlich die wachsende Enttäuschung 
über die Politik der BJP wider. Sie hat¬ 
te große Veränderungen zugunsten der 
armen Bevölkerung versprochen, wird 
inzwischen aber mehr als Interessenver¬ 
treterin von Geschäftsleuten und Kapi¬ 
talisten wahrgenommen. Die AAP hatte 
ihren Wahlkampf vor allem mit Parolen 
gegen Korruption und zahlreichen sozi¬ 
alen Versprechungen geführt. 

Die beiden kommunistischen Partei¬ 
en CPI und CPI-M gratulierten der AAP 
zu ihrem Erfolg. Sie begrüßten, dass die 
Bevölkerung von Neu Delhi damit die 
volksfeindliche Wirtschaftspolitik, die 
Arroganz und Doppelzüngigkeit der 
BJP zurückgewiesen hatte. Von der neu¬ 
en Stadtregierung fordern die kommu¬ 
nistischen Parteien, dass sie nun tatsäch¬ 
lich eine Politik im Interesse der „kleinen 
Leute“ macht. 


„Wende in Griechenland - Wende in Europa!“ 

Europaweit Demos gegen EU-Sparkurs und für Solidarität mit dem griechischen Volk 


I n mehreren europäischen Großstäd¬ 
ten fanden am vergangenen Wochen¬ 
ende Demonstrationen im Rahmen 
der „Europäische Woche der Protes¬ 
te gegen die Sparzwangpolitik und für 
die Solidarität mit dem griechischen 
Volk“ statt, die von Parteien der „Eu¬ 
ropäischen Linken“ (EL) im Bündnis 
mit anderen Linkskräften initiiert wor¬ 
den sind. 

In Rom nahmen am Samstag (14.2.) 
mehr als 20 000 Menschen an einem 
maßgeblich von der Partei „Rifonda- 
zione Comunista“ (PRC) getragenen 
Marsch zum Kolosseum teil. Sie stand 
unter dem Slogan „Griechenland ver¬ 
ändert - verändern wir Europa!“ Be¬ 
teiligt waren auch die Gewerkschaft 
CGIL und andere Linksgruppen, sogar 
Repräsentanten einer Minderheit der 
regierenden Partido Democratico (PD). 

Paolo Ferrero, der Nationalsekre¬ 
tär der PRC, hatte dazu erklärt, man 
gehe nicht nur für das griechische Volk 
auf die Straße, sondern „für alle Völ¬ 
ker Europas“. Griechenland habe „ei¬ 
nen Spalt geöffnet für die arbeitenden 
Klassen ganz Europas, für alle Men¬ 
schen, die das Diktat von Merkel, das 
den Banken und anderen Spekulanten 
gegebene Geld, den Sparzwang nicht 
länger ertragen, der Arbeitslosigkeit 
hervorbringt, den Sozialstaat und die 
Rechte zerstört“. Es sei Zeit, sich „auf 
die richtige Seite zu stellen, Zeit, Mi¬ 
nisterpräsident Renzi zu verpflichten, 
damit aufzuhören, Merkel zu Diensten 
zu sein, und sich offen an die Seite von 
Tsipras zu stellen.“ 

Im Aufruf zu der Demonstrati¬ 
on hatte es geheißen: „Griechenland 
zeigt, dass eine demokratische und so¬ 
ziale Alternative zum Sparzwang und 
zum Neoliberalismus möglich ist und 
erkämpft werden kann... Die nächsten 
Tage und Wochen werden entscheidend 


sein. Wir können die Griechen nicht al¬ 
lein kämpfen lassen. Tun wir unseren 
Teil dazu!“ Das Ringen zwischen Grie¬ 
chenland und der EZB sei „die Kraft¬ 
probe zwischen zwei Ideen von Euro¬ 
pa - verleihen wir der richtigen Seite 
Kraft, zusammen mit so vielen anderen 
Ländern unseres Kontinents!“ 

In Paris führte die Demonstration 
am vergangenen Sonntagnachmittag 
(15.2.) unter Beteiligung von rund 5000 
Menschen von der Place de la Repu- 


blique zum Palais Royal. Den Aufruf 
dazu hatten die Parteien und Vereini¬ 
gungen der französischen Linksfront 
(PCF, Linkspartei, Vereinte Linke, En¬ 
semble u.a.), aber auch andere linksori¬ 
entierte Vereinigungen und Gruppen 
weit über das Spektrum der Linksfront 
hinaus unterzeichnet, darunter Attac 
France, die „linksradikalen“ Parteien 
NPA und PCOF, die neugegründete 
Partei „Nouvelle donne“, aber auch 


die Jungsozialisten, Jugendorganisati¬ 
on der regierenden Parti Socialiste und 
der „Club besorgter Sozialisten“. 

In dem Aufruf hieß es: „Wir sind so¬ 
lidarisch mit der Wahl des griechischen 
Volkes wie mit den Massenkundge¬ 
bungen der letzten Monate in Belgien, 
Portugal, Spanien, England, Irland und 
Italien gegen die Sparzwangpolitik. Ein 
Wind der Veränderung erhebt sich in 
Europa ... Wir verurteilen die Gewalt¬ 
akte der EZB sowie alle von der EU 


ausgeübten antidemokratischen Pres¬ 
sionen auf die Regierung von Alexis 
Tsipras, um die neoliberalen ,Struktur- 
maßnahmeiT (Senkung der Löhne, Pri¬ 
vatisierung, Beseitigung der Tarifver¬ 
träge usw.) um jeden Preis beizubehal¬ 
ten, die nur zum Ergebnis haben, das 
griechische Volk auf die Knie zu zwin¬ 
gen ... Die griechische Regierung muss 
das Mandat verwirklichen können, das 
das Volk ihr gegeben hat: Beseitigung 


der humanitären Not, Bewahrung und 
Wiederherstellung der öffentlichen 
Dienste, Wiederaufbau des Landes und 
Verwirklichung eines von der Bevölke¬ 
rung unterstützten Reformprogramms. 
Wir fordern, dass Präsident Frangois 
Hollande und die französische Regie¬ 
rung die Wahl des griechischen Volkes 
respektieren.“ 

In Brüssel fand eine Demo schon 
am 12. Februar vor dem Sitz der Eu¬ 
ropäischen Kommission und des Eu¬ 
ropäischen Rates statt. Anlass war der 
an diesem Tag stattfindende EU-Gip- 
fel und die erstmalige Teilnahme von 
Alexis Tsipras an dieser Tagung. Ge¬ 
tragen war die Aktion vor allem von 
Mitgliedern der Belgischen Partei der 
Arbeit (PTB/PVDA) sowie von Mit¬ 
arbeitern des Büros der Europäischen 
Linkspartei in Brüssel. Das hinderte 
mehrere hundert Demonstrationen je¬ 
doch nicht, sich am 15. Februar erneut 
vor der Börse zu versammeln, um ge¬ 
gen den Erpressungskurs der EU gegen 
das griechische Volk zu demonstrieren. 

Ähnliche, meist kleinere Demos 
gab es am letzten Sonntag unter an¬ 
derem in Amsterdam vor dem König¬ 
lichen Palast, in Berlin vor der EU- 
Vertretung Unter den Linden, in Ko¬ 
penhagen, London, Lissabon, Madrid, 
Luxemburg und Wien. 

Auch in Athen selbst versammel¬ 
ten sich am 15. Februar wieder meh¬ 
rere tausend Demonstranten vor dem 
Parlamentsgebäude, um für die Syriza- 
Regierung und eine Ende der Politik 
der Verarmung der Bevölkerung zu de¬ 
monstrieren. „Stoppt den Sparzwang - 
unterstützt Griechenland, ändert Eu¬ 
ropa!“ hieß es auf einem Transparent. 
Auch in Thessaloniki, Patras und ande¬ 
ren Städten, auf Kreta und anderen In¬ 
seln fanden ähnliche Demos statt. 

Georg Polikeit 



Auch in Deutschland: 

Die Hoffnungen in die neue griechische Regierung sind groß. 


Rücksicht nehmen 

Griechenland: Schäuble erpresst - aber höflich 


tere starben erst auf den italienischen 
Booten, weil diese die für die Aufnahme 
so vieler Schiffbrüchiger in keiner Weise 
eingerichtet waren und über 18 Stunden 
für die Rückfahrt brauchten. 

Diese Tragödie hätte verhindert wer¬ 
den können, sagte der Direktor des Ge¬ 
sundheitsdienstes von Lampedusa, Pie¬ 
tro Bartolo. Wenn nämlich für die Ret¬ 
tungsaktion statt der Patrouillenboote 
größere Schiffe eingesetzt worden wä¬ 
ren, wie das im Jahr zuvor im Rahmen 
der Operation „Mare Nostrum“ der Fall 
war. Diese war nach der Lampedusa- 
Katastrophe von 2013 eingerichtet wor¬ 
den, bei der 366 Flüchtlinge ums Leben 
kamen. Die italienische Regierung un¬ 
ter Ministerpräsident Rienzi hat sie aus 
Kostengründen jedoch im Oktober 2014 
wieder eingestellt. 

Erst zwei Tage später wurde aber das 
ganze Ausmaß der neuen Flüchtlingska¬ 


Handelsschiff gerettet werden. Von dem 
vierten Boot fehlt jede Spur. 

UNCHR-Europadirektor Vincent 
Chochetel nannte den Vorgang „eine 
Tragödie von ungeheurem Ausmaß“. 
Die „Operation Triton“, die angeblich 
die Operation „Mare Nostrum“ abge¬ 
löst hat, sei nicht auf humanitäre Ret¬ 
tungsaktionen ausgerichtet, sagte er. In 
der Tat ist „Triton“ Teil der EU-Grenz- 
schutzagentur „Frontex“, die nicht der 
Rettung von Flüchtlingen, sondern 
der Abwehr und Zurückweisung von 
Flüchtlingen dient. Angesichts des Feh¬ 
lens effizienter Rettungsdienste werde 
es wohl in diesem Jahr im Mittelmeer 
noch weitere Menschenleben kosten, 
befürchtete der UNCHR-Vertreter 
Chochetel. Dabei sollte „Menschenle¬ 
ben zu retten, doch unsere oberste Pri¬ 
orität sein“, fügte er hinzu. 

Pierre Poulain 


In den vergangenen Jahren rückten 
die Troika-Kontrolleure in Athen ein, 
wenn es darum ging, die griechische 
Regierung bei der Umsetzung des 
Spardiktats zu kontrollieren und auf 
dieser Grundlage über neue Sparmaß¬ 
nahmen zu entscheiden. Nun, in Vor¬ 
bereitung des Treffens der Eurogrup- 
pen-Finanzminister am vergangenen 
Montag, kamen die „Fachleute“ der 
„Institutionen“ in Brüssel zusammen, 
um in etwa das Gleiche zu tun: Zu prü¬ 
fen, wie die Versprechen der griechi¬ 
schen Regierung zu den Ansagen ihrer 
Gläubiger passen. Im Inhalt setzen EU 
und Bundesregierung ihre Erpressung 
der griechischen Regierung fort. Im 
Ton zeigen sie sich höflich und entge¬ 
genkommend: „Wir müssen das nicht 
mehr Troika nennen“, zitiert die FAS 
den Finanzminister Schäuble, „weil das 
in Griechenland ein bisschen belastet 
ist. Da kann man ja Rücksicht drauf 
nehmen.“ 


Bei Redaktionsschluss gab es noch 
keine greifbaren Ergebnisse der Ver¬ 
handlungen zwischen Gläubigern und 
griechischer Regierung. Der griechische 
Regierungssprecher warnte vor über¬ 
zogenen Erwartungen: „Die Griechen 
müssen verstehen, dass es eine entschei¬ 
dende und schwierige Verhandlung ist, 
der Druck ist sehr groß.“ Die Regierung 
werde aber „standhaft“ bleiben und an 
ihren „roten Linien“ festhalten. 

Die klassenorientierte Gewerk¬ 
schaftsfront PAME, die den Kurs der 
Regierung nicht unterstützt, erklärte 
zu den laufenden Verhandlungen: „Das 
Volk, die Arbeiter- und Volksbewegung 
darf kein Zuschauer bei Verhandlungen 
sein. Im Gegenteil: Sie müssen die Haupt¬ 
rolle spielen, sie müssen für ihre Rechte 
kämpfen - für die Rückgewinnung aller 
Verluste der letzten Jahre, für die Befrie¬ 
digung ihrer zeitgemäßen Bedürfnisse, 
für Wandel und Umwälzung, für einen 
anderen Entwicklungsweg.“ 0. M. 


Abwehren statt retten 

300 Ertrunkene in einer einzigen Nacht 


Die jüngste Flüchtlingskatastrophe im 
Mittelmeer wurde in den meisten deut¬ 
schen Medien eher „en passant“ behan¬ 
delt. Dabei reicht die Zahl der Opfer 
durchaus an „Katastrophe von Lam¬ 
pedusa“ im Oktober 2013 heran. 

Zuerst war am 9. Februar von 105 
Flüchtlingen die Rede, die von zwei Pa¬ 
trouillenbooten der italienischen Küs¬ 
tenwache etwa 160 Kilometer vor Lam¬ 
pedusa aus neun Meter hohen Wellen in 
Sturm und eisiger Kälte aus dem Wasser 
gezogen worden waren. Neun waren be¬ 
reits unterwegs gestorben. Zwanzig wei¬ 


tastrophe bekannt. Laut Angaben des 
Europa-Büros des Hohen Kommissars 
der UNO für Flüchtlinge (UNHCR) 
sind in der Nacht von 8./9. Februar al¬ 
ler Wahrscheinlichkeit nach rund 300 
Flüchtlinge aus Afrika im Mittelmeer 
ertrunken. Insgesamt waren an diesem 
Tag nämlich vier Schlauchboote mit je¬ 
weils mehr als 100 Insassen von der liby¬ 
schen Küste gestartet. Aus einem geken¬ 
terten zweiten Boot konnten noch zwei, 
aus einem gesunkenen dritten, bei dem 
die Luft aus den Schläuchen entwichen 
war, noch sieben Menschen von einem 



„Sie hat ja keine Spielräume“ 

Lucas Zeise über die Kapitalflucht aus Griechenland 


„Wenn ich Grieche bin und Kunde ei¬ 
ner griechischen Bank und erwarten darf, 
dass ich übermorgen aufwache und die 
Drachme ist da und ich bekomme von 
der Bank nur noch Notgeld, dann hebe 
ich meine Euro ab. Die größeren Firmen 
dürften ihre Schäfchen schon längst ins 
Trockene gebracht haben, das hat schon 
2012 begonnen.Jetzt heben auch die Klei¬ 
nen ihr Geld ab-wer überhaupt noch ei¬ 
nen Spargroschen bei der Bank hat, wird 
einen Teil davon abheben. 

Aber die griechischen Banken krie¬ 
gen ja noch die Notkredite der EZB. Zu¬ 
letzt hat der EZB-Rat die Kreditlinie für 
die ELA-Notkredite um fünf Milliarden 
Euro erhöht. Viel ist das nicht, und die 
ELA-Kredite kosten auch höhere Zinsen. 
Der EZB-Rat kann Griechenland von neu¬ 
er Liquidität abschneiden, wenn er die¬ 
se Kredite streicht. Rechtlich ist er dazu 


befugt, auf diese Weise über Sein oder 
Nichtsein einer Währung und eines Lan¬ 
des zu entscheiden. Bei einer Streichung 
der Kredite könnten die griechischen 
Banken kein Bargeld mehr ausgeben, die 
Leute werden zahlungsunfähig, dann 
droht der Bankenkonkurs-das Zahlungs¬ 
system fällt zusammen, der Stillstand der 
Wirtschaft droht. Die Notkredite sind der 
letzte Tropf, an dem die griechischen Ban¬ 
ken hängen - und mit dem Problem der 
Staatsschulden hat das noch gar nichts 
zu tun. 

Welche Spielräume die griechische 
Regierung unter diesen Bedingungen 
hat? Sie hat ja keine. Sie kann nur mit 
dem Selbstmord drohen, sie kann sagen, 
wir machen nicht mehr mit - aber dann 
fliegen sie auch raus aus der Eurozone, 
wenn die anderen nicht nachgeben.“ 

Lucas Zeise ist Finanzjournalist und Buchautor. 
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Positive Bilanz des ersten Regierungsjahres Nicht das erste Mal 

Die KP Chiles erinnert an Gladys Marin Venezuela: Putsch verhindert 


ie chilenische Linksregierung be¬ 
steht nun gut ein Jahr. In einem 
Interview mit „Radio Universi- 
dad de Chile“ zieht der Vorsitzende der 
KP Chiles, Guillermo Teillier, eine po¬ 
sitive Bilanz der Regierungsarbeit der 
„Nueva Mayorfa“ 

Die „Neue Mehrheit“ ist das Wahl¬ 
bündnis aus Sozialistischer Partei, 
Christdemokratischer Partei, der Partei 
für die Demokratie, Radikalsozialde¬ 
mokratischer Partei, Kommunistischer 
Partei und der „Breiten Gesellschaftli¬ 
chen Bewegung“. Derzeit hat sie 64 der 
120 Abgeordneten und 19 von 38 Se¬ 
natsmitgliedern, während die rechtsge¬ 
richtete „Allianz“ aus den postfaschis¬ 
tischen Parteien UDI und RN auf 44 
Abgeordnete und 14 Senator/inn/en 
kommt. 

Mit einem Bein auf der Straße und ei¬ 
nem in der Regierung - so wollte die 
KP die Regierungsarbeit angehen. Es 
ist gelungen eine Steuerreform durch¬ 
zuführen und die Bildungsreform in 
ersten Schritten anzugehen. Die weit¬ 
gehend privatisierte Bildung hat in 
den letzten zehn Jahren in Chile zu 
massenhaften Protesten von Schüler- 
und Studierendenschaft geführt. Guil¬ 
lermo Teillier verweist auf Fortschrit¬ 
te bei der Bildungsreform, die im Jahr 
2015 zu Ende geführt werden könnten. 
Es geht um völlige Kostenfreiheit bei 
der höheren Bildung; in einem ersten 
Schritt zunächst um eine Kostenfrei¬ 
heit für die 70 Prozent Bedürftigeren. 
Die bisher erreichten Verbesserungen 
sollen konsolidiert werden und in den 
folgenden Jahren weitere Schritte fol¬ 
gen; nach den Worten des KP-Vorsit¬ 
zenden darf gerade die Bildungsreform 
kein Stückwerk sein. 

Aktuell ist die Debatte über eine Ände¬ 
rung des Rechts auf Schwangerschafts¬ 
abbruch. Die KP unterstützt das Regie¬ 
rungsvorhaben, Abbrüche im Fall von 
Vergewaltigung, Nichtlebensfähigkeit 


des Fötus und bei Gefahr für die Ge¬ 
sundheit der Schwangeren zu erlauben. 
Ebenfalls 2015 wird eine Verfassungs¬ 
änderung bezüglich der regionalen 
Aufteilung des Landes initiiert. Nach 
den anstehenden Kommunalwahlen 
soll dann über eine Weiterführung des 
Bündnisses „Nueva Mayorfa“ debat¬ 
tiert werden. Die Rechte sieht Teillier 
geschwächt, was auch Meinungsumfra¬ 
gen bestätigen, wonach die „Allianz“ 
nur noch elf Prozent Zustimmung habe. 
Dennoch müsse man aufpassen, denn 



Trotz guter Wahlergebnisse nie im 
Parlament: Gladys Marin, die frühere 
Generalsekretärin der Kommunisti¬ 
schen Partei Chiles. 

„sie haben das Geld, und sie können 
sich schnell erholen.“ 

Mitte März wird die KP Chiles im 
Caupolicän-Theater unter Beteili¬ 
gung von Teilen der politischen Lin¬ 
ken eine große Hommage durchfüh¬ 
ren, denn ihre ehemalige Generalse¬ 
kretärin, Gladys Marin, starb vor zehn 
Jahren, am 6. März 2005. Sie wurde am 
16. Juli 1941 in Curepto als eine von 
vier Töchtern einer Lehrerin und ei¬ 
nes Bauern geboren. In ihrer Kindheit 
war sie in katholischen Jugendbewe¬ 
gungen aktiv; schon mit 11 Jahren leb¬ 
te sie allein in Santiago, wo sie auch 
eine Ausbildung als Lehrerin machte, 


die sie 1957 abschloss. Mit 17 wurde 
sie Mitglied des Kommunistischen Ju¬ 
gendverbandes, kurz darauf Vorsitzen¬ 
de eines Junglehrerverbandes. Gladys 
wirkte dann in der Frauenkommission 
der Kommunistischen Jugend, in deren 
ZK sie 1960 gewählt wurde. 1963 wur¬ 
de sie zur Vorsitzenden des Verbandes. 
In dieser Zeit entwickelte die Kommu¬ 
nistische Jugend eine aktive Studieren¬ 
denpolitik, in sie fiel aber auch der Tri¬ 
umph der Unidad Populär am 4. Sep¬ 
tember 1970. 

Seit 1965 war sie Abgeordnete für den 
zweiten Hauptstadtdistrikt, bis der fa¬ 
schistische Putsch des 11. September 
1973 Gladys Marin in die Illegalität 
trieb. Im Dezember 1973 kam sie auf 
Druck der Partei für acht Monate in die 
niederländische Botschaft, obwohl sie 
selbst weiterhin in der Illegalität wir¬ 
ken wollte. Während einer Solidaritäts¬ 
reise in Costa Rica erfuhr sie 1976 von 
der Verhaftung ihres Ehemanns und 
Genossen Jorge Munoz, den sie 1963 
geheiratet hatte und mit dem sie zwei 
Söhne hatte. Jorge Munoz ist bis heute 
verschwunden. 

1978 kehrte Gladys illegal nach Chile 
zurück und leitete die illegale Inland¬ 
stätigkeit der Partei. 1984 zur Zweiten 
Sekretärin gewählt, wurde Gladys 1994 
Generalsekretärin der KP Chiles. Drei 
Jahre später erreichte sie bei den Se¬ 
natswahlen die achtmeisten Stimmen, 
konnte aber wegen des antidemokra¬ 
tischen Binominalsystems nicht Sena¬ 
torin werden. 

Heute würde sie ihren Platz als Sena¬ 
torin einnehmen können, nachdem das 
binominale Wahlsystem bis zur nächs¬ 
ten Wahl der Vergangenheit angehören 
wird. Dieses Erbe des chilenischen Fa¬ 
schismus restlos abschaffen zu können, 
ist eines der Ziele für diese Legislatur - 
und auch hier kann eine positive Zwi¬ 
schenbilanz gezogen werden. 

Günter Pohl 


In Venezuela ist erneut ein Putschver¬ 
such verhindert worden. Wie die Re¬ 
gierung des südamerikanischen Lan¬ 
des mitteilte, hatten Offiziere der Luft¬ 
waffe des südamerikanischen Landes 
geplant, durch einen Bombenangriff 
auf den Präsidentenpalast Miraflores 
oder auf eine Kundgebung der Re¬ 
gierungsanhänger am 12. Februar den 
Staatschef Nicolas Maduro zu ermor¬ 
den. Zugleich sollten bekannte Oppo¬ 
sitionspolitiker mit einer Erklärung die 
Bildung einer „Übergangsregierung“ 
proklamieren und so das Signal zum 
Sturz der demokratisch gewählten Re¬ 
gierung geben. Nach Angaben der Re¬ 
gierung liegen Belege dafür vor, dass 
der Umsturzversuch von den USA aus 


Die chinesische Wirtschaft ist 2014 
langsamer gewachsen als in den fast 
25 Jahren zuvor: Um 7,4 Prozent, etwas 
weniger als von der Regierung geplant. 
Ein Wirtschaftswachstum in dieser 
Größenordnung sei „die neue Normali¬ 
tät“ Chinas, so der Ministerpräsident Li 
Keqiang Ende Januar beim Weltwirt¬ 
schaftsforum in Davos. Dieses Wachs¬ 
tum sei jedoch stabil, die chinesische 
Wirtschaft verliere nicht an Dynamik. 

Dieses schwächere Wachstum 
drückt sich nun auch in neuen Verhält¬ 
nissen der weltweiten Kapitalströme 
aus: China, so meldete das Handels¬ 
ministerium, sei zum Netto-Exporteur 
von Kapital geworden. Während die 
ausländischen Investitionen in China 
2014 nur leicht, um 1,7 Prozent, gestie¬ 
gen waren, nahmen die Investitionen 
chinesischer Unternehmen im Ausland 
deutlich stärker zu: Um über 14 Pro- 


angeleitet und aus Nachbarländern Ve¬ 
nezuelas unterstützt wurde. 

Dies ist nicht der erste Angriff auf 
die demokratische Ordnung der Bo- 
livarischen Republik Venezuela. Seit 
Monaten sieht sich die Regierung von 
Nicolas Maduro einem gnadenlosen 
Wirtschaftskrieg gegenüber. Das Hor¬ 
ten von Lebensmitteln und die künst¬ 
liche Verknappung von Waren des täg¬ 
lichen Bedarfs durch private Handels¬ 
ketten soll die durch den Verfall der 
Erdölpreise provozierte schwierige 
Lage weiter verschärfen und die Un¬ 
terstützung des Volkes für die Regie¬ 
rung und den sozialistischen Kurs des 
revolutionären Prozesses untergraben. 

scha 


zent. Diese Zahlen beziehen sich auf 
die Wirtschaft ohne den Finanzsektor. 
Wenn die Investitionen mitberücksich¬ 
tigt werden, so das Handelsministeri¬ 
um, die chinesische Firmen über Dritte 
im Ausland tätigen, sei dadurch der Ka¬ 
pitalexport aus China inzwischen höher 
als der Zufluss ausländischen Kapitals. 

Die Beijing Review, ein Organ der 
chinesischen Regierung, verteidigte 
die chinesischen Investoren gegen den 
Vorwurf, ausländische Rohstoffquel¬ 
len unter ihre Kontrolle zu bringen - 
schließlich seien diese Investitionen 
„stets marktorientiert“ und „durch An¬ 
gebot und Nachfrage bestimmt“. Die 
chinesische Regierung betont, dass die 
Auslandsinvestitionen zum gegenseiti¬ 
gen Nutzen Chinas und der Zielländer 
sei. „Chinas Kapital“, so die Beijing Re¬ 
view, „ist vor allem eins: vertrauenswür¬ 
dig.“ Olaf Matthes 


Vertrauenswürdig 

China: Kapitalexport zum gegenseitigen Nutzen? 


Werkzeug der Großmächte 

Dokumentiert: „Die Lüge des Kampfes gegen den Terrorismus“ - 

die Libanesische Kommunistische Partei (LKP) über die Lage im Nahen Osten 


Die Imperialisten richten ihre aggressi¬ 
ven Angriffe vor allem gegen die Regi¬ 
on des Nahen Ostens im Allgemeinen 
und gegen die arabische Welt im Be¬ 
sonderen. Diese Angriffe sind abhängig 
von der Politik der reaktionären poli¬ 
tischen Systeme in der Region, die sich 
daran beteiligt haben, einen Zustand 
des Chaos zu schaffen, indem sie die 
terroristischen Gruppen unterstützt 
haben - ausgehend vom Irak, Syrien, 
Libanon, Ägypten, Libyen und andere 
Länder der Region. 

Sie fördern faschistische religiö¬ 
se Kräfte, die seit Juni 2014 - mit Un¬ 
terstützung der USA, aus der Region 
und von den reaktionären arabischen 
Kräften (Türkei, Saudi Arabien, Ka¬ 
tar) - die Kontrolle über große Gebie¬ 
te im Irak und Syrien erlangen konnten. 
Seitdem versuchen sie, ihren Einfluss in 
den Libanon auszuweiten. Dies ist viel¬ 
leicht eine der gefährlichsten Formen, 
um die imperialistischen Pläne eines 
„Neuen Nahen Ostens“ zu verwirkli¬ 
chen, die darauf abzielen, neue Gren¬ 
zen zu ziehen für religiös und ethnisch 
bestimmte Staaten. (...) Der US-Impe- 
rialismus versucht, das weiterzuführen, 
was er begonnen hat, indem er den Irak 
entlang konfessioneller und ethnischer 
Grenzen geteilt hat. 

Die USA haben keinerlei Schrit¬ 
te gegen die faschistische Organisa¬ 
tion IS unternommen, bis diese wei¬ 
te Teile Syriens und des Iraks bis hin 
zu den Grenzen des irakischen Teils 
Kurdistans beherrschten. Irakisch- 
Kurdistan ist eine strategisch wichti¬ 
ge Region für das amerikanische im¬ 
perialistische Projekt, denn dort gibt 
es riesige Ölreserven, Investitionen 
amerikanischer Ölkonzerne und Be¬ 
ziehungen zwischen Irakisch-Kurdis- 
tan, den USA und dem Gebilde Israel. 
Das Ziel der so genannten „Internati¬ 
onalen Koalition gegen den Terroris¬ 


mus“ ist in Wirklichkeit nicht, den Ter¬ 
rorismus zu bekämpfen, sondern das 
imperialistische Projekt voranzutrei¬ 
ben, das die bestehenden Staatsgren¬ 
zen in der Region verändert. (...) Nun 
soll auch durch Staatsgrenzen geteilt 
werden, was tatsächlich schon geteilt 


war in religiöse, konfessionelle, ethni¬ 
sche Staaten, die sich gegenseitig be¬ 
kämpfen - und jeder einzelne soll die 
Vorherrschaft des US-Imperialismus 
über die Region und ihre Reichtümer 
anerkennen, während ihre inneren 
Kämpfe das Gebilde Israel und sei¬ 
nen Traum eines religiösen Staates 
schützen. 

Damit haben der IS und seine Brü¬ 
der den Vorwand geschaffen, unter 
dem Washington erneut im Irak inter¬ 


veniert - den „Kampf gegen den Ter¬ 
rorismus“. (...) 

Während all der Luftangriffe der 
„Internationalen Koalition“ gegen den 
IS im Irak und Syrien, während all der 
Gespräche über militärische und logis¬ 
tische Unterstützung sollte man sich 


das Folgende vor Augen führen: 

1. Die Koalition hat ihre Angriffe 
auf bestimmte Regionen konzentriert, 
während der IS in anderen Gebieten 
seine Kontrolle festigen und ausbau¬ 
en konnte - was darauf hindeutet, dass 
hier rote Linien als Fakten gesetzt wer¬ 
den sollen. 

2. Die Anzeichen, dass erneut US- 
Militärs und ihre NATO-Unterstützer 
in den Irak und nach Kurdistan kom¬ 
men werden, mehren sich. Allerdings 


kommen sie dieses Mal als Militärex¬ 
perten und Ausbilder für die kurdi¬ 
schen Kräfte, die Peschmerga, und die 
irakische Armee. Diese Experten und 
Ausbilder genießen Immunität gegen¬ 
über den örtlichen Gesetzen. Diese 
Rückkehr könnte eine erneute Stär¬ 
kung der NATO-Präsenz in der Regi¬ 
on bedeuten. 

3. Die Überlegungen, „Pufferzo¬ 
nen“ einzurichten, gewinnen an Be¬ 
deutung - gerade nach der Schlacht 
um Kobane in Syrien, die die kurdi¬ 
schen Kämpfer gegen den faschisti¬ 
schen IS geführt haben. Dabei geht 
es um oberflächliche Differenzen zwi¬ 
schen den USA und der Türkei über 
die Rolle der Türkei im Kampf gegen 
den Terrorismus und darum, dass die 
Türkei auf einer solchen Pufferzone an 
der syrisch-türkischen Grenze als Be¬ 
dingung für ihre Beteiligung am An¬ 
titerrorkampf besteht. Das deutet auf 
dreierlei hin: a) Darauf, dass Erdogan 
an der Unterstützung der faschisti¬ 
schen religiösen Gruppen beteiligt ist 
und dass sein Eintritt in den Krieg ge¬ 
gen sie sich negativ auf seine Position 
auswirken könn¬ 
te. b) Auf die An¬ 
strengungen der 
Türkei, mit allen 
möglichen Mit¬ 
teln, die kurdische 
Region unter ihre 
Kontrolle zu bringen. (...) Es geht da¬ 
rum, den IS als Werkzeug der Drohung 
gegen die kurdischen Gebiete zu er¬ 
halten und rote Linien in der Region 
festzulegen. (...) c) Darauf, dass an¬ 
scheinend die Position einiger Länder 
der Region - der Türkei, Saudi-Arabi¬ 
ens und Irans - im Rahmen der Ausei¬ 
nandersetzung zwischen den USA und 
Russland sich noch nicht voll heraus¬ 
gebildet hat. Das zeigt sich daran, dass 
die USA nicht in die Einrichtung einer 
Pufferzone an der syrisch-türkischen 
Grenze eingewilligt haben. (...) 

4. Es ist klar, dass dieser so genann¬ 
te Krieg gegen den Terrorismus unter 
der Führung der USA lange anhalten 
wird. Das hat auch der US-Präsident 


Obama häufig bestätigt. Das bedeutet, 
dass die Spannungen in der Region, 
die Kriege, die Zerstörung, das Töten 
und die Vertreibung anhalten werden. 
Die Menschen, die dort leben, müssen 
die Rechnung für den „Krieg gegen 
den Terrorismus“ bezahlen. 

Wir stellen also fest: Der „Krieg ge¬ 
gen den Terrorismus“ ebnet in Wirk¬ 
lichkeit den Weg für eine Rückkehr 
der US-Streitkräfte in die Region im 
Rahmen des imperialistischen Pro¬ 
jekts des „Neuen Nahen Ostens“. Die 
faschistischen religiösen Organisatio¬ 
nen werden geschaffen und eingesetzt, 
um die Grenzen in der Region neu zu 
ziehen. Es ist offensichtlich: (...) Der 
Terrorismus ist eines der Werkzeuge, 
mit denen der US-Imperialismus un¬ 
ter dem Vorwand des Antiterrorkamp¬ 
fes seine Vorherrschaft ausbauen will. 
(...) 

Die LKP hält daher fest: Gegen die 
Aggressivität des Imperialismus und 
gegen seine reaktionären Verbünde¬ 
ten zu kämpfen ist ein umfassender 
Kampf, kein Kampf, der auf einzel¬ 
ne arabische Länder beschränkt ist. 

Seit dem Beginn 
der Revolutionen 
und Aufstände in 
den arabischen 
Ländern hat die 
LKP vor den kon¬ 
terrevolutionä¬ 
ren Kräften gewarnt. Gemeinsam mit 
dem Arabischen Linken Forum hat 
sie zur Bildung einer „Arabischen 
Widerstandsfront“ aufgerufen. Wi¬ 
derstand gegen die Aggressivität der 
USA und ihrer faschistischen politi¬ 
schen religiösen Werkzeuge ist nicht 
möglich auf der Grundlage religiöser 
politischer Auffassungen. Dieser Wi¬ 
derstand ist ebenfalls nicht möglich, 
wenn man nur auf den Ausgang des 
Kampfes zwischen den zwei kapitalis¬ 
tischen Polen, Russland und den USA, 
wettet. Aber er ist möglich als Wider¬ 
stand eines national-demokratischen 
Befreiungsprojektes. 

Bekanntmachung der Internationalen Kommission der 
LKP vom 2i. Januar 2015 (Auszüge), Übersetzung: UZ 



„Die religiösen 
Organisationen werden 
eingesetzt, um die Grenzen 
in der Region neu zu ziehen“ 
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Armut bekämpfen, 
nicht Flüchtlinge 


Im vergangenen halben Jahr haben 
50 000 Menschen das Kosovo verlassen, 
darunter allein 35 000 in den vergange¬ 
nen anderthalb Monaten. Immer mehr 
kommen nach Deutschland. 

Auch sieben Jahre nach der einseitigen 
Unabhängigkeitserklärung des Kosovo 
von Serbien ist die wirtschaftliche Lage 
dramatisch schlecht. Das Kosovo war 
und ist das ärmste Land in ganz Südost¬ 
europa. Das Land lebt zum großen Teil 
von internationaler Finanzhilfe. Wer kei¬ 
ne Verwandten im Ausland hat, die re¬ 
gelmäßig Geld überweisen, kann schnell 
in Not geraten. Im Kosovo verdienen Be¬ 
schäftigte im Durchschnitt 250 Euro im 
Monat, medizinische Versorgung gibt es 
praktisch nur gegen Bargeld. Nur etwa 
jeder Dritte Kosovare hat Arbeit. Nach 
Weltbank-Angaben lebt ein Drittel der 
Einwohner unter der Armutsgrenze. 

Die Aufbauhilfe der EU bewirkte 
kaum etwas. Im Gegenteil. Auch der 
Konflikt zwischen Kosovo-Albanern 
und der serbischen Minderheit sowie 
zwischen dem Kosovo und Serbien 
lähmt das Land. 

In den vergangenen Monaten wur¬ 
den in Deutschland bereits fast 90 Pro¬ 
zent der Asylanträge von Kosovaren 


und Albanern in Schnellverfahren ab¬ 
gelehnt. Die Betroffenen müssen inner¬ 
halb einer Woche ausreisen. Das ist Teil 
einer unmenschlichen Flüchtlings- und 
Asylpolitik der Bundesregierung. 

Angesichts der Debatten in 
Deutschland über Maßnahmen gegen 
die steigende Zahl der Asylsuchenden 
aus dem Kosovo und angesichts dieser 
Zahlen kommentierte Ulla Jelpke, in¬ 
nenpolitische Sprecherin der Frakti¬ 
on der Partei „Die Linke“ im Bundes¬ 
tag: „Statt gegen Menschen zu hetzen, 
die aus bitterer Armut fliehen, sollten 
Deutschland und die EU endlich zu ih¬ 
rer Verantwortung für die europäische 
Katastrophe im Kosovo stehen.“ 

Jelpke weiter: „Es war die Inthroni- 
sierung einer mit Terroristen und Kri¬ 
minellen durchsetzten Elite im Kosovo 
nach dem völkerrechtswidrigen Angriff 
auf Jugoslawien, die das Land in den 
Ruin getrieben hat. Ein wirklicher Wie¬ 
deraufbau fand unter Aufsicht der UN- 
Verwaltung nicht statt. Hilfsgelder ver¬ 
sickerten in dunklen Kanälen. In der 
Konsequenz entstand ein nicht lebens¬ 
fähiges Gebilde, aus dem zunächst vor 
allem Angehörige von Minderheiten 
vor Armut und Diskriminierung flo¬ 


hen. Nun kommen auch Angehörige 
der albanischen Mehrheit, weil sie vor 
Ort keine Perspektive mehr für sich se¬ 
hen. Sie werden sich weder von neuen 
Grenzzäunen noch von Verschärfun¬ 
gen im Asylverfahren abhalten lassen, 
solange Europa ihnen nicht ein Min¬ 
destmaß an Wohlfahrt und Zukunfts¬ 
aussichten im Kosovo bietet. 

Eine Einstufung des Kosovo als si¬ 
cheres Herkunftsland wird voraussicht¬ 
lich genauso wenig einen Effekt haben 
wie im Fall Serbiens, Mazedoniens und 
Bosnien-Herzegowinas. Die Zahl der 
Asylsuchenden aus diesen Ländern ist 
auf ähnlichem Niveau stabil geblieben. 
Zudem werden schon jetzt 90 Prozent 
der Asylanträge von Flüchtlingen aus 
dem Kosovo als offensichtlich unbe¬ 
gründet eingestuft, so dass die Betroffe¬ 
nen Deutschland unverzüglich wieder 
verlassen müssen. Vertreter von Bund, 
Ländern und Kommunen sollten dar¬ 
auf verzichten, mit populistischen For¬ 
derungen Handlungsfähigkeit zu sug¬ 
gerieren und erneut Öl ins Feuer der 
gerade erlöschenden Pegida-Bewegung 
und ihrer Ableger zu gießen.“ (Aus ei¬ 
ner Pressemitteilung vom 11.2.2015) 

UZ 




Bild links: Im Roma-Projekt „EDI“, Kosovo. 

Bild oben und unten: Erstaufnahmelager Asylbewerber Zirndorf. 




Bild oben: „Heile Welt“ in Pristina. 

Bild unten links: Soldaten des ORF (Operational Reserve Force) Teams bei Zubin 
Potok. Ein ORF-Bataillon ist ein Bataillon der operativen Reserve (Operational 
Reserve Forces) der NATO. Nach der Truppenreduzierung auf dem Balkan bei 
EUFOR und KFOR richtete die NATO diese operative Reserve ein. 

Bild unten: Besetztes Land.,Stacheldraht und Wachturm. Das Feldlager Prizren 
im Kosovo ist gut gesichert. 
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Kolumne / Interview 


Freitag, 20. Februar 2015 


„Frankreich muss seine eigene 
Stimme wiederfinden“ 

Interview mit Lydia Samarbakhsh, verantwortlich für die internationalen 
Beziehungen der Französischen Kommunistischen Partei (PCF) 


Kolumne von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


Von Griechenland lernen 


Von Griechenland lernen, heißt ... 

... zu lernen, dass, wenn Massen 
und erst Recht die Arbeiterklasse in 
Bewegung kommen, das Kräftever¬ 
hältnis verändert werden kann. Ja, die 
Wählerinnen und Wähler haben der 
Sparpolitik, der Privatisierung, dem 
Diktat der Troika, dem Ausquetschen 
durch die führenden imperialistischen 
Staaten und Monopole eine Absage 
erteilt. 

... zu lernen, dass die Gefahr be¬ 
steht, dass solche Wahlergebnisse die 
Illusion nähren, dass die Wahl ein 
Endergebnis der Massenmobilisie¬ 
rung und nicht eine Zwischenetap¬ 
pe ist. 

... zu lernen, dass die Verwalter 
der Interessen des Monopolkapi¬ 
tals in IWF, EZB, EU, in der fran¬ 
zösischen und deutschen Regierung 
mit den Mitteln der Erpressung, der 
Verlockung, der Lüge und der Intri¬ 
ge Leimruten auslegen, um Ansätze 
von Unbotmäßigkeit schnell wieder 
ins „gemeinsame europäische Haus“ 
zu locken. 

Wir sind gemeinsam mit unserer 
Schwesterpartei, der KKE, froh über 
jede Maßnahme der neuen griechi¬ 
schen Regierung, die die soziale Si¬ 
tuation der Massen verbessert. Die 
größte Gefahr für diese Prozesse in 
Griechenland wäre ein Nachlassen 
der Kämpfe und Massenproteste, 
wäre die Illusion, dass es möglich ist, 
Wolfgang Schäuble und die Troika mit 
der Kraft der Argumente zu überzeu¬ 
gen. Die Fallen dafür sind und werden 
gestellt. Dazu gehört auch, die Kraft, 
die darauf immer wieder hin weist, die 
KKE, in die Ecke der „stalinistischen 
Sektierer“ zu stellen. 

Natürlich gehört unsere Solidari¬ 
tät den Massen und der Arbeiterklas¬ 
se Griechenlands. Natürlich gehört 
sie der Souveränität des griechischen 
Volkes, das eine Regierung des Kahl¬ 
schlags abgewählt hat. 


Unsere Solidarität muss aber vor 
allem darin bestehen, dass wir begin¬ 
nen, die Arbeiterklasse unseres Lan¬ 
des aus dem Standortdenken, das Na¬ 
tionalismus gebiert, herauszubekom¬ 
men. Internationale Solidarität heißt 
jetzt daran zu arbeiten, dass dieses 
Land kein Niedriglohnland bleibt, 
denn das ist der Hintergrund für die 
Exportweltmeisterei, die nichts ande¬ 
res ist als das wirtschaftliche Ausblu¬ 
ten schwächerer Ökonomien. 



Und SYRIZA? SYRIZA will 
keine revolutionäre Kraft sein. SY¬ 
RIZA sieht nicht die Notwendigkeit 
des Bruchs mit der NATO, der EU 
oder deren Institutionen. Hier unter¬ 
scheiden wir uns grundsätzlich. Bei 
allen Maßnahmen und Taten, die 
die Lage der Massen verbessern und 
ihre Kampfkraft erhöhen, hat SYRI¬ 
ZA unsere Solidarität. Überall dort, 
wo SYRIZA die Einsicht verbreitet, 
dass mit dem Kapitalismus brechen 
muss, wer mit der Krise brechen will, 
stehen wir auf derselben Seite der 
Barrikade. Immer dann, wenn Illusi¬ 
onen verbreitet, faule Kompromisse 
eingegangen, finanzielle Brotkrumen 
mit der Zustimmung zur imperialisti¬ 
schen EU-Außenpolitik erkauft wer¬ 
den, nicht. 


Kommentar von Manfred Idler 


Vernunft gegen Terror 


UZ: Franqois Hollande wurde mit der 
Unterstützung der Französischen Kom¬ 
munistischen Partei zum Präsidenten ge¬ 
wählt Wie denkt die PCF über seine bis¬ 
herige Amtszeit? 

Lydia Samarbakhsh: Die Präsident¬ 
schaftswahl in Frankreich ist unglückli¬ 
cherweise die bedeutendste für diejeni¬ 
gen Franzosen geworden, die Politik auf 
die Rolle des Präsidenten konzentrieren 
und die stärksten Parteien favorisieren. 
Die PCF hat dafür gearbeitet, dass die 
Front de Gauche (Linksfront), die wir zu 
den EU-Wahlen initiiert hatten, gestärkt 
wird und in der ersten Runde einen Kan¬ 
didaten präsentiert. Denn wir wussten, 
dass der Kandidat der Sozialistischen 
Partei nicht mit der liberalen europäi¬ 
schen Politik brechen würde. Wir haben 
deshalb Jean-Luc Melenchon aufgestellt 
und die Front de Gauche hat 11 Prozent 
der Stimmen erhalten. In der zweiten 
Runde, in der sich Frangois Hollande 
und Nicolas Sarkozy gegenüberstanden, 
riefen wir die linken Kräfte auf, Hollan¬ 
de zu wählen, um Sarkozy zu schlagen. 
Wir machten uns keine Illusionen über 
Hollandes Politik und weigerten uns, 
in die Regierung einzutreten - aber er 
wich noch schneller als gedacht zurück 
und verriet die Anhänger der Linken. 
Der Präsident hat sofort den Europäi¬ 
schen Fiskalpakt akzeptiert und nach 
dem Diktat der Unternehmerschaft 
eine „Reform zur Flexibilisierung der 
Arbeit“ beschlossen, die den Unterneh¬ 
men 41 Milliarden Euro Steuergeschen¬ 
ke verhieß. Die Präsidentschaft Hollan¬ 
des ist eine bewusste Wende der fran¬ 
zösischen Sozialdemokratie, die darauf 
verzichtet, den Finanzmärkten und dem 
Liberalismus die Stirn zu bieten. Die Po¬ 
litik Hollandes und seines Premiers Valls 
antwortet nicht auf die Herausforderung, 
das Land durch sozialen Fortschritt aus 
der europäischen Krise herauszuführen. 
Sie verarmt unser Land und die Arbei¬ 
ter und führt Frankreich geradewegs in 
die Katastrophe. Wir kämpfen beharrlich 
auf der Straße und im Parlament dage¬ 
gen, denn die extreme Rechte wächst. Sie 
hat die Sozialistische Partei in eine ihrer 
schwersten Krisen seit ihrem Bestehen 
gestürzt. Wir diskutieren in der Linken, 
mit der Sozialistischen Partei und mit 
den Grünen, die an der Regierung be¬ 
teiligt waren, mit allen, die die Austeri- 
tätspolitik ablehnen, um der Linken in 
unseren Land eine Perspektive der Hoff¬ 
nung zu eröffnen. Die Zeit drängt! 

UZ: Kürzlich haben sich eure Parlaments¬ 
abgeordneten in der Frage der Verlän¬ 
gerung des Militäreinsatzes im Irak der 
Stimme enthalten. Wie definiert die PCF 
vor diesem Hintergrund den französi¬ 
schen Imperialismus? 

Lydia Samarbakhsh: Unsere Abgeord¬ 
neten haben sich deutlich gegen die 
französische Intervention im Irak aus¬ 
gesprochen - schon seit den ersten Ta¬ 
gen der Militäroperationen im Herbst. 
Die Abstimmung fand am 13. Januar 
statt, weniger als eine Woche nach dem 
Charlie-Hebdo-Massaker, und unsere 
Abgeordneten waren die einzigen, die 
sich in dem von Zustimmung zu den 
Regierungsmaßnahmen geprägten Kli¬ 
ma enthielten. Wir sind trotzdem ohne 
Wenn und Aber gegen Interventionen. 
Seit seiner Wahl hat Frangois Hollan¬ 
de drei Militärinterventionen beschlos¬ 
sen, eine vierte in Libyen unterstützt 
und plädiert seit fast zwei Jahren für ein 
Eingreifen in Syrien, wo Frankreich ei¬ 
nen Teil der syrischen Opposition mit 
Waffen unterstützt. Hingegen wurde 
den Kurden von Kobane Hilfe verwei¬ 
gert, ebenso wie der PYD, den YPG und 
der Verstärkung durch die PKK, die mit 
Erfolg dem „Islamischen Staat“ wider¬ 
standen haben. Wir haben diese Politik 
konsequent angeprangert. Der Präsi¬ 
dent hat auch hier von politischen und 
diplomatischen Schritten abgesehen 
und die militärische Option gewählt. Er 
geht den Weg Sarkozys, der Frankreich 


wieder in das NATO-Kommando inte¬ 
griert hat, und treibt Frankreich in Mili¬ 
tärinterventionen, die noch mehr Insta¬ 
bilität bewirkt haben. Wir haben in der 
Verteidigungspolitik die Souveränität 
verloren, unsere Außenpolitik wird von 
den NATO-Richtlinien bestimmt. Diese 
Außenpolitik ist im Interesse der Multis 
statt in dem des Volkes. Sie löst nicht die 
Krisen und Konflikte, sondern erschwert 
und kompliziert sie. Als erstes muss sich 
Frankreich von diesen Zwängen befrei¬ 
en, um seine eigene Stimme wiederzu¬ 
finden. Aber gleichzeitig müssen wir 
diese Welt im Umbruch mit neuen Au¬ 
gen sehen. Das internationale Handeln 
Frankreichs wird beeinträchtigt durch 
eine archaische Auffassung der inter¬ 
nationalen Beziehungen und der Rolle 
Frankreichs. Wir wollen diese Sicht und 
deren politische Umsetzung ändern, die 
dem Wunsch, an einer Welt des Friedens, 
der Solidarität und der Teilhabe beizu¬ 
tragen, den Rücken zuwendet. 


Lydia Samarbakhsh 

UZ: Ihr habt euch entschlossen, wieder 
Betriebszellen in den Unternehmen zu 
gründen. Was ist der Grund und welches 
sind die ersten Schritte? 

Lydia Samarbakhsh: Nach 30 Jahren li¬ 
beraler Politik der Deindustrialisierung, 
bei der die enormen Produktivitätszu¬ 
wächse zum größten Teil dem Kapi¬ 
tal zuflossen, ist Frankreichs Industrie 
am Boden. Sie krankt an Unterfinan¬ 
zierung. Wir haben zwischen 2000 und 
2012 mehr als eine Million Arbeitsplätze 
verloren. Das ist ein industrielles Massa¬ 
ker. Die Krise von 2007-2008 wirkte wie 
eine Beschleunigung des Niedergangs, 
die Industrieproduktion ist seit 2007 
um 18 Prozent gefallen. In den letzten 
zwölf Jahren sind die Industrieinvestiti¬ 
onen um 44 Mrd. Euro gesunken. Aber 
wir brauchen eine starke industrielle 
Basis, um dem Land wieder Leben und 
Dynamik zu verleihen. Die PCF hat im 
letzten Herbst ein Industrieprogramm 
verabschiedet - mit dem Ziel einer Rein- 
dustrialisierung für Frankreich in Euro¬ 
pa, die ein neues Modell der Produktion 
und der sozialen und ökologischen Ent¬ 
wicklung schaffen kann. Auch muss eine 
Schlacht auf hohem Niveau geschlagen 
werden, um anzuprangern, wie schädlich 
die Regeln der Welthandelsorganisati¬ 
on sind. Die WTO muss neu gegründet 
werden, um ein endogenes Entwick¬ 
lungsmodell zu fördern, das vorrangig 
auf die Befriedigung der Bedürfnisse 
eines jeden Volkes gerichtet ist - ein 
solidarischeres Modell, das auf Zusam¬ 
menarbeit setzt mit der Verpflichtung, 
soziale und umweltschützende Regeln 
im internationales Austausch zu beach¬ 
ten. Das würde erlauben, einen Prozess 
solidarischer Standortrückverlagerun¬ 
gen einzuleiten. Unser politisches Ein¬ 
greifen in den Betrieben bedeutet aus 
dieser Sicht, unserem Land eine indus¬ 
trielle Zukunft zu geben als Motor eu¬ 
ropäischer Zusammenarbeit. Wir stehen 
erst am Anfang dieses Prozesses einer 
kämpferischen Neuaufstellung. 

UZ: Abgesehen von der Sommeruni¬ 
versität, welche Bildungsarbeit bietet die 


PCF zu ihrer eigenen Geschichte, zur 
Geschichte der Arbeiterbewegung und 
zur marxistischen Ökonomie und Philo¬ 
sophie an? Ist eine deutsch-französische 
Zusammenarbeit denkbar? 

Lydia Samarbakhsh: Unsere Bldungs- 
kommission bietet dem Arbeitsrhyth¬ 
mus der Grundeinheiten und Verbände 
angepasste Programme an mit Kursen 
in Ökonomie, Geschichte, Philosophie. 
Und Kurse über unsere Analyse der gro¬ 
ßen zeitgenössischen Fragestellungen 
ermöglichen Kommunisten, sich die Vor¬ 
schläge der Partei zu Ökonomie, Bildung 
oder Industrie anzueignen. Wir haben 
neue Anstrengungen beschlossen, um 
die Bildungsangebote der Partei zu er¬ 
weitern und zu vertiefen. Die Sommer¬ 
universität ist ein wichtiges Treffen, das 
jedes Jahr fast 500 Aktive zu einem sehr 
breiten Programm versammelt. Es gibt 
innerhalb der PCF ein großes Bedürfnis 
in diesem Bereich. Und die Zusammen¬ 


arbeit von Partei zu Partei, die wir ent¬ 
wickeln wollen, gehört dazu. 

UZ: Die PCF ist eine der aktivsten Par¬ 
teien in der Europäischen Linkspartei, 
deren Präsident Pierre Laurent ist. Was 
sind die Gründe, die die PCF zur Mit¬ 
gliedschaft in der ELP bewegen? Und 
was könnte in der Politik der ELP ver¬ 
bessert werden? 

Lydia Samarbaksh: Die PCF war 2004 
eine der Gründungsparteien der Eu¬ 
ropäischen Linkspartei, und wir waren 
zweifellos spät dran, eine enge europä¬ 
ische Zusammenarbeit zu entwickeln, 
die gleichzeitig die Unterschiede un¬ 
seres Herangehens an nationale Auf¬ 
gaben respektiert. Uns motiviert die 
Überzeugung, dass der Internationalis¬ 
mus und die Kräfte der sozialen Trans¬ 
formation nicht auf einen solidarischen, 
fortschrittlichen und gerechten Entwurf 
für ein Europa verzichten können, das 
zu lange Krieg und gegenseitiges Auf¬ 
hetzen der Völker gekannt hat. Die 
neo- oder ultraliberale Konstruktion 
der derzeitigen Europäischen Union 
ist ein gewaltiger Schlamassel, den wir 
beenden wollen, indem wir das europä¬ 
ische Projekt auf neuer Basis wieder¬ 
gründen. Die ELP ist gefordert, sich zu 
entwickeln, indem sie neue Kräfte auf¬ 
nimmt und Initiativen ergreift, die mehr 
und mehr die Gemeinsamkeiten för¬ 
dern - wie am 30. und 31. Mai auf dem 
Europäischen Forum der Alternativen 
mit 2 000 Teilnehmern aus ganz Europa, 
die nach Paris kommen, um gemeinsam 
zu zeigen, dass es eine Alternative zur 
Austerität gibt, die schon auf dem Weg 
ist. Die Politik der ELP zu verbessern 
heißt, nahe an den Kämpfen und den 
europäischen Herausforderungen zu 
sein - heute heißt das, zur Mobilisie¬ 
rung in jedem unserer Länder beizutra¬ 
gen, damit die Stimmen der Griechen 
für Syriza und der Wille Griechenlands, 
mit der Austeritätspolitik und mit ihr 
mit der gesamten EU zu brechen, res¬ 
pektiert werden. 

Die Fragen stellten Georges Hallermayer und 
Günter Pohl 


Die Anschläge von Kopenhagen 
am vergangenen Samstagnachmit¬ 
tag forderten zwei Todesopfer - bei 
einer Schießerei vor einem Kultur¬ 
zentrum starb ein 55-Jähriger, drei 
Polizisten wurden verletzt. In der 
Nacht auf Sonntag erschoss dann 
derselbe Täter vor der Synagoge, in 
der eine Bat-Mizwa-Feier stattfand, 
einen jüdischen Wachmann. Der 
Täter, ein Däne namens Omar el- 
Hussein, wurde am Sonntag bei ei¬ 
nem Schusswechsel mit der Polizei 
getötet. Zwei mutmaßliche Kompli¬ 
zen wurden festgenommen. 

Die Attentate haben bewirkt, 
was Terror bewirken soll: Angst 
geht um in Dänemark. Doch die 
sozialdemokratische Regierungs¬ 
chefin Helle Thorning-Schmidt fand 
andere Worte als sie üblicherweise 
von Regierungen nach Anschlägen 
abgesondert werden. „Wenn die jü¬ 
dische Gemeinde angegriffen wird, 
dann wird ganz Dänemark ange¬ 
griffen.“ 

Ein bemerkenswerter Aufruf zur 
Einheit, nicht zur Spaltung. 40 000 
demonstrierten am Sonntag in der 
dänischen Hauptstadt ihr Mitgefühl 
und ihre Solidarität mit der jüdi¬ 
schen Gemeinde. Damit standen sie 
in der Tradition derer, die während 
der deutschen Besetzung, im Herbst 
1943, Juden in ihren Häusern und 
auf ihren Höfen versteckten und 
sie nachts an die Küste schmuggel¬ 
ten. Von dort retteten Fischer mehr 
als 7 000 Flüchtlinge vor den Nazi- 
Mördern über den Öresund nach 
Schweden. 

Selbstverständlich gab es aber 
auch die reflexhaften Reaktionen 


wie nach jedem Anschlag mit ter¬ 
roristischem Hintergrund - den 
Ruf nach schärferen Grenzkontrol¬ 
len, nach Polizeimaßnahmen, nach 
mehr Überwachung, nach Ausgren¬ 
zung. Freiheit der Meinungsäuße¬ 
rung ist nicht klassenneutral - die 
am lautesten nach Schutz der Mei¬ 
nungsfreiheit schreien, fordern, sie 
im Interesse der Meinungsfreiheit 
einzuschränken. 

Binyamin Netanjahu wieder¬ 
holte, wozu er schon nach den An¬ 
schlägen von Paris aufgerufen hat¬ 
te: Er rief die Judenheit Europas 
zur massenhaften Emigration nach 
Israel auf. Vom dänischen Ober¬ 
rabbiner Jair Melchior erhielt er 
eine kühle Abfuhr: „Terror ist kein 
Grund nach Israel überzusiedeln.“ 
Noch schärfer wies die Mutter des 
Mädchens, dessen Bat-Mizwa gera¬ 
de gefeiert wurde, als der Attentä¬ 
ter zuschlug, Netanjahus Aufforde¬ 
rung zurück: „Niemand hat mir vor¬ 
zuschreiben wo ich mein Judentum 
ausleben kann und darf.“ 

Sie wie die dänische Minister¬ 
präsidentin haben begriffen, dass 
man Menschen nicht nach ihnen 
äußerlichen Merkmalen selektieren 
darf, weder Religions- noch Staats¬ 
zugehörigkeit, weder Abstammung 
noch Hautfarbe. Würde diese Auf¬ 
fassung allgemein, die Vernunft hät¬ 
te sich durchgesetzt und der Terror 
keine Chance mehr. Das wäre Zivi¬ 
lisation, nicht abend- noch sonstwie 
-ländische, sondern einfach Zivili¬ 
sation. Und dann könnte er anbre¬ 
chen, der Morgen der endgültigen 
Zeit, von dem Franz Josef Degen¬ 
hardt sang. 
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Dem Marxismus Gehör verschaffen 

Die Marx-Engels-Stiftung feiert in diesem Jahr ihren 45. Jahrestag • Interview mit Hermann Kopp 


UZ: Die Marx-Engels-Stiftung wurde 1970 an¬ 
lässlich des 150. Geburtstages von Friedrich En¬ 
gels gegründet. In welchem politischen Umfeld 
geschah das? 

Hermann Kopp: In einem zweifellos günstigeren 
als dem, in dem wir uns heute bewegen. Im März 
1969 wurde Gustav Heinemann zum Bundes¬ 
präsidenten gewählt; und wenn man den - nicht 
bloß atmosphärischen - Unterschied zu heute 
an einem einzigen Amtsträger festmachen woll¬ 
te, dann drängt sich der Vergleich Heinemann - 
Gauck geradezu auf. Ein halbes Jahr später wur¬ 
de Willy Brandt Bundeskanzler. Beides wäre 
kaum möglich gewesen ohne den Aufschwung 
außerparlamentarischer Bewegungen: die Oster¬ 
märsche, die Bewegungen gegen die Notstands¬ 
gesetze, gegen den Vietnamkrieg, für Entspan- 
nungspolitik, für die Anerkennung der DDR. 
Im Nachhinein wird das oft auf „68“ und antiau¬ 
toritäre Studentenbewegung reduziert. Aber es 
hatte seit langem und überall in der Gesellschaft 
gegärt, und die Wirtschaftskrise von 1966/67, die 
erste in der Geschichte der BRD, hat das ihre 
dazugetan. 

Parallel dazu wuchs das Interesse an einer 
grundlegenden gesellschaftlichen Alternative. 
Und damit am Marxismus. Trotz KPD-Verbot. 
Das ist zwar bis heute nicht aufgehoben, und 
auch in den 60er Jahren wurden noch Genossen 
wegen Verstößen gegen das Verbot eingebuch¬ 
tet - aber die gesellschaftliche Akzeptanz der 
Kommunistenhatz schwand zusehends. Deshalb 
konnten 1963 die Marxistischen Blätter erschei¬ 
nen - obwohl der Verfassungsschutz natürlich 
wusste, wer da „dahintersteckte“. Und konnte 
sich im Herbst 1968 die DKP als legale marxisti¬ 
sche Partei neukonstituieren. Übrigens nach Ge¬ 
sprächen mit Heinemann, der damals noch Jus¬ 
tizminister in der großen Koalition unter Kiesin- 
ger war. 

Die Gründung der Marx-Engels-Stiftung, wie 
zuvor schon, 1969, des IMSF in Frankfurt unter 
Leitung von Jupp Schleifstein und Heinz Jung, 
war eine Antwort auf das gewachsene Interes¬ 
se am Marxismus. Aber auch Ausdruck der Not¬ 
wendigkeit, dem authentischen Marxismus gegen 
alle möglichen „Marxismen“ Gehör zu verschaf¬ 
fen. Zumindest unter den Studis, die sich 1968 
plötzlich für Marxisten hielten, hatten viele, au¬ 
ßer vielleicht dem Manifest, an „marxistischen“ 
Schriften (mit und ohne Anführungszeichen) 
kaum mehr gelesen als ein paar Zitate aus der 
für 2 Mark vertriebenen roten Mao-Fibel und 
das eine oder andere von Herbert Marcuse oder 
Wilhelm Reich. Ich war da keine Ausnahme, hat¬ 
te damals noch kaum begonnen, mich mit Marx 
zu beschäftigen. Und trotzdem saß ich 1967, als 
AStA-Mitglied an der Münchner Uni, verant¬ 
wortlich für die Studentenzeitung, auf dem Po¬ 
dium bei einer Veranstaltung „Mao, Marx, Mar¬ 
cuse - was wollen die Studenten?“ Die fand im 
brechend vollen Schwabinger Bräu statt, war von 
dem CSU-Bundestagsabgeordneten Prinz Kon¬ 
stantin von Bayern organisiert worden, um den 
„Marxisten“ das Wasser abzugraben - und ende¬ 
te mit deren Triumph. Über die CSU. Weil „Mao, 
Marx, Marcuse“ - bzw. das, was darunter verstan¬ 
den wurde - „in“ war. 

Tempi passati. Um auf deine Frage zurück¬ 
zukommen: Dass unsere Stiftung dann im No¬ 
vember 1970 gegründet wurde, und in Wuppertal, 
hatte natürlich auch mit dem speziüschen loka¬ 
len Umfeld zu tun. Engels wurde bekanntlich im 
heutigen Wuppertaler Stadtteil Barmen geboren. 
Die SPD war bemüht, ihn als eine Art Stamm¬ 
vater für ihre Politik zu reklamieren, und die da¬ 
mals SPD-regierte Stadt hat deshalb zu Engels’ 
Geburtstag einen Festakt organisiert, bei dem 
Brandt in Anwesenheit zahlreicher Honoratioren 
die Gedenkrede hielt. Dem sollte, dem musste 
von unserer Seite (das sag ich heute, ich war da¬ 
mals noch kein Kommunist!) etwas entgegen ge¬ 
halten werden. Wurde eine tolle Sache. Aber dar¬ 
über schweig ich mich jetzt aus. Dazu wird, hoffe 
ich doch, die UZ im Herbst mehr berichten, wenn 
der 45. Geburtstag der Stiftung ansteht. Die üb¬ 
rigens zunächst „Friedrich-Engels-Stiftung“ hieß, 
erst später ihren heutigen Namen erhielt. 

UZ: Was waren und sind die Hauptfelder eurer 
Tätigkeit? 

Hermann Kopp: In Paragraf 2 unserer Satzung 
heißt es, ich zitiere: 

„Der Zweck des Vereins ist die Erforschung des 
wissenschaftlichen Werks von Marx und Engels 
und seiner geschichtlichen Wirksamkeit. Der Sat¬ 
zungszweck wird erfüllt 

• durch Sammlung und Erforschung ihres wis¬ 
senschaftlichen Nachlasses und ihres Lebens und 
Wirkens; 


• durch wissenschaftliche Seminare, Symposien, 
Kolloquien und andere wissenschaftliche Veran¬ 
staltungen; 

• durch Veröffentlichungen in Fachzeitschriften 
und Herausgabe von Eigenpublikationen; 

• durch Vergabe von Forschungsaufträgen an 
Einzelpersonen und Personengruppen.“ 

Daran hat sich seit 1970 nichts geändert. Seit 
1990 mussten wir uns allerdings weitgehend da¬ 
mit begnügen, wissenschaftliche Veranstaltungen 
durchzuführen und deren Ergebnisse wenigstens 


teilweise zu veröffentlichen; erst neuerdings kön¬ 
nen wir z.B. wieder daran denken, auch bezahl¬ 
te Forschungsaufträge zu vergeben. Im Grunde 
geht es bei all dem darum, den authentischen 
Marxismus zu nutzen, um die heutige Wirklich¬ 
keit zu begreifen. Die ganze Wirklichkeit. Die 
nicht auf Ökonomie und Politik reduziert wer¬ 
den kann. Dass die ökonomischen Analysen von 
Marx und Engels brandaktuell sind, ungeachtet 
der gravierenden Veränderungen der kapitalisti¬ 
schen Gesellschaftsformation, pfeifen heute die 
Spatzen von den Dächern; aber die beiden haben 
eben, anders als viele, die sich auf sie berufen, 
immer auch die kulturellen und geistigen Ver¬ 
mittlungsformen im Blick behalten. 

Ich bin im Übrigen vorsichtig geworden, was 
die Deünition dessen angeht, was als „authenti¬ 
scher“ Marxismus zu gelten hat. Lenin gehört für 
mich ganz entschieden dazu; aber auch Rosa Lu¬ 
xemburg, Georg Lukäcs, Antonio Gramsci. Der 
Leninist Gramsci, nicht der weichgespülte! Un¬ 
geachtet der Differenzen, die es zwischen ihnen 
gibt. Und bei einer Tagung, die wir letztes Jahr 
zusammen mit der Internationalen Erich Fromm 
Gesellschaft durchgeführt haben, wurde mir klar, 
dass es ein dummer Fehler wäre, die Grenzen - 
die es zweifellos gibt - zu eng zu ziehen. Ich hatte 
nämlich Fromm - von dem ich kaum etwas kann¬ 
te - nie für einen wirklichen Marxisten gehalten. 
Ob er einer ist, weiß ich immer noch nicht. Aber 
dass auch seine Überlegungen uns helfen kön- 


Auf Facebook empüehlt die DKP Mecklenburg- 
Vorpommern für alle die in Betrieb und Gewerk¬ 
schaft aktiv sind oder es werden wollen: Das rote 
Gewerkschaftsbuch. Dieser „Geheimtipp“ spiel¬ 
te auch auf dem Gewerkschaftstreffen unserer 
Partei anlässlich der Rosa-Luxemburg-Konfe- 
renz eine Rolle. Es wurde die Frage aufgeworfen, 
was kommunistische Gewerkschaftsarbeit aus¬ 
zeichnet. „Das rote Gewerkschaftsbuch“ - bril¬ 
lant geschrieben - ist besonders geeignet, diese 
Frage zu beantworten. Vor allem beeindruckt die 
prinzipielle Aktualität der Schrift angesichts der 
realen Lage im Klassenkampf. 

Verfasser des im Jahre 1932 erschienenen Bu¬ 
ches waren August Enderle, Heinrich Schreiner 
(Heinz Hornung), Jakob Walcher und Eduard 
Weckerle. Enderle und Walcher gehörten seit 
1928 zur KPD-Opposition, Schreiner und We¬ 
ckerle zum linken Flügel der Sozialdemokra¬ 
tie. Es ist das 5. Buch in der Reihe der „Roten 
Bücher der Marxistischen Büchergemeinde“, 
die vom linkssozialistischen Kreis um die Zeit¬ 
schrift „Der Klassenkampf“ herausgegeben wur¬ 
den. Die dargelegten Auffassungen waren gro¬ 
ßenteils Ergebnis der Diskussion in der KPD. 
Differenzen gab es hinsichtlich der Stellung zur 
RGO, mit deren Politik sich die Autoren kritisch 
auseinandersetzen. Das Buch sollte zur Klärung 
strittiger Gewerkschaftsfragen beitragen und 


nen, das Heute besser zu verstehen, das habe ich 
bei dieser Gelegenheit gelernt. 

UZ: Die Stiftung hat Ende Januar ihre Jahres¬ 
hauptversammlung durchgeführt, Bilanz über die 
Arbeit des vergangenen Jahres gezogen. Wie fällt 
diese aus? 

Hermann Kopp: Lass mich etwas tun, was seltsa¬ 
merweise auch „bei Kommunistens“ für unfein gilt: 
vom Geld reden. Und etwas weiter ausholen. Im 


Herbst 2010 drohte der Stiftung das finanzielle 
Aus: Seit den späten 90er Jahren hatten wir Kre¬ 
dite im sechsstelligen Bereich aufnehmen müssen, 
um das Wuppertaler Marx-Engels-Zentrum - ein 
Mietshaus, in den 70er Jahren gekauft, dessen In¬ 
standhaltung aber lange Zeit sträflich vernach¬ 
lässigt worden war - vor dem Verfall zu retten. 
Aus den laufenden Mieteinnahmen war mit Müh 
und Not der langfristige Bankkredit zu bedienen 
(den wir noch bis Ende dieses Jahrzehnts abstot¬ 
tern müssen), wir konnten aber nicht einen ho¬ 
hen zinslosen Privatkredit ablösen, der wider Er¬ 
warten zum Jahresende 2010 gekündigt wurde. 
Dank der Hilfe einiger Genossen, die für neue 
Darlehen ihre eigenen Konten räuberten, ist uns 
das binnen weniger Wochen gelungen - ein klei¬ 
ner Sieg. Der auch unsere eigentliche Arbeit, die 
politisch-wissenschaftliche Tätigkeit der Stiftung 
und deren Absicherung, beflügelt hat. Wir haben 
die laufenden Kosten dann drastisch reduziert, 
haben 2011 erstmals ernsthaft Mitgliederwerbung 
betrieben und damit unsere Einnahmen erhöht - 
und konnten so zugleich die Zahl unserer Veran¬ 
staltungen deutlich steigern. 

Zur finanziellen Seite der Frage nach der 
„Bilanz 2014“ gehört freilich auch die großartige 
Spende unseres US-amerikanischen Genossen¬ 
ehepaars Erwin und Doris Marquit. Die Marquits 
haben uns, in Kenntnis unserer Probleme, nicht 
nur seit 2011 massiv unterstützt, sondern uns 2014 
einen beträchtlichen Teil ihres Erbes zukommen 


sich als ein brauchbarer Wegweiser in praktisch¬ 
revolutionärer - also kommunistischer - Ge¬ 
werkschaftsarbeit erweisen. Es ging den Auto¬ 
ren darum, den Arbeitern selbst ihre Aufgaben 
darzulegen, damit sie als Masse zur wirklichen 
Macht werden, welche die Gewerkschaften zu 
repräsentieren haben. Sie bieten einen histori¬ 
schen Abriss der Herausbildung der deutschen 
Gewerkschaften, insbesondere ab 1914 (Burg¬ 
frieden); zeigen die Entwicklung des Widerspru¬ 
ches zwischen notwendiger Zentralisierung der 
Verbände und abnehmender innergewerkschaft¬ 
licher proletarischer Demokratie aufgrund der 
Bürokratisierung des Gewerkschaftsapparates 
als verhängnisvolle Folge des Eintretens für den 
Kapitalismus bzw. des Festhaltens an seiner auf¬ 
steigenden Entwicklungslinie; legen eine „politi¬ 
sche Programmschrift über die Arbeit von Kom¬ 
munisten in sozialdemokratischen Gewerkschaf¬ 
ten“ (Stefan Müller) vor. 

Sich an Marx, Engels und vor allem an Rosa 
Luxemburg orientierend ist der Ausgangspunkt 
des Buches, wie er sich aus der marxistischen 
Analyse der Systemkrise des Kapitalismus ergibt, 
kämpferisch gewählt: Der „Guerillakrieg der Ge¬ 
werkschaften muss bewusst und planmäßig aus¬ 
geweitet werden zu der entscheidenden Großak¬ 
tion, der tägliche Kleinkampf um Lohn und Ar¬ 
beitszeit zu einem groß angelegten Kampf um die 


lassen. Damit konnten wir z.B. die neuen Privat¬ 
darlehen vorzeitig zurückzahlen. 

Doch nun zur politischen Bilanz. Ende 2010 
hatten wir 62 Mitglieder, 164 sind es heute. 2010 
hatten wir 7 Tagungen, im letzten Jahr waren es 18. 
Etliche davon hatten Teilnehmerzahlen weit über 
50 - darunter zwei mit einer für die ME-Stiftung 
eher untypischen Thematik: eine Konferenz „Zum 
Verhältnis von Hirnforschung, Psychologie und 
Menschenbild“ in Münster und die bereits ange¬ 
sprochene zu „Kapitalismuskritik in Anschluss an 
Erich Fromm“. Sehr gut besucht war auch eine re¬ 
lativ kurzfristig in Frankfurt einberufene Tagung 
zum Ukraine-Konflikt, trotz konkurrierender Ver¬ 
anstaltungen vor Ort. Und selbst unser Seminar 
zu einem scheinbar ganz abgelegenen Thema, zu 
Solon von Athen (um 600 v.u.Z.), fand 21 begeis¬ 
terte Teilnehmer/innen. 

Das Marx-Engels-Zentrum in Berlin-Char- 
lottenburg, im Herbst 2013 eröffnet, führt inzwi¬ 
schen fast wöchentlich Veranstaltungen durch. 
Hier ist, auf eine Initiative aus unseren Reihen, 
eine neue MAS CH entstanden, die sich, was die 
Fülle und Attraktivität ihres Angebots angeht, 
hinter den in Bremen und Hamburg seit langem 
existierenden nicht zu verstecken braucht. 

Es geht also sichtbar aufwärts. Insofern kön¬ 
nen wir zufrieden sein. Ohne doch die ungelösten 
Probleme zu übersehen. Das gravierendste: Wir 
sprechen mit unseren Tagungen noch zu wenig 
junge Leute an. Daran müssen wir arbeiten. 

UZ: Bei einem Blick auf die Terminplanung der 
MES fällt auf dass diese „sehr dicht“ ist. Kann 
man ein solches Programm allein „stemmen“? 

Hermann Kopp: Unser Programm für 2015 um¬ 
fasst jetzt schon an die 20 Tagungen. Die eine 
oder andere kommt sicher aus aktuellem Anlass 
noch dazu. Nein, allein können wir das nicht stem¬ 
men - wir arbeiten schließlich alle ehrenamtlich, 
alle unsere Vorstandsmitglieder sind auch in an¬ 
deren Zusammenhängen aktiv. Bei einem Groß¬ 
teil unserer Veranstaltungen haben wir Koope¬ 
rationspartner - etwa die VVN-BdA NRW, mit 
der zusammen wir am 18. April eine Konferenz 
zum Umgang der BRD mit Tätern und Opfern 
des Naziregimes durchführen, oder nur eine Wo¬ 
che später, am 25.4., die Tagung aus Anlass des 
40. Jahrestags der Befreiung Vietnams, bei der wir 
von der Freundschaftsgesellschaft Vietnam unter¬ 
stützt werden. Schon seit vielen Jahren arbeitet 
die ME-Stiftung eng mit dem Marxistischen Ar¬ 
beitskreis zur Geschichte der Arbeiterbewegung 
bei der Partei Die Linke zusammen, dieses Jahr 
u.a. bei einer Veranstaltung „Was bleibt von der 
DDR?“, die Mitte September stattfinden wird - in 
Vorbereitung des ominösen Jahrestags 3. Okto¬ 
ber. Aber solche Kooperationen - zuweilen mit 
Partnern, die sich keineswegs als Marxisten ver¬ 
stehen - sind alles andere als eine Notlösung. Sie 
sind auch ein gutes Mittel gegen das Schmoren 
im eigenen Saft. Das Gespräch führte Nina Hager 


Macht und damit zu einer Auseinandersetzung 
zwischen Kapitalismus und Sozialismus.“ Die 
Bedingungen des gewerkschaftlichen Kampfes, 
die Entwicklung der gewerkschaftlichen Organi¬ 
sationen, insbesondere die Entwicklung der ge¬ 
werkschaftlichen Kampfformen, werden stets im 
Zusammenhang mit der konkreten Entwicklung 
des Kapitalismus analysiert. Die revolutionäre 
Taktik in gewerkschaftlichen Spezialfragen (Ta¬ 
rifverträge, Streiks etc.) wird ganz direkt von der 
Linie des Reformismus abgehoben - und diese 
Darlegungen haben es wirklich in sich. 

Die Autoren begründen die Alternativlosig- 
keit parteiübergreifender Gewerkschaftsarbeit 
der Revolutionäre zur Sicherung der Einheit der 
Arbeiterklasse. Sie forderten alle linken und or¬ 
ganisierten Arbeiter auf, die Gewerkschaften als 
Mittel zur Einigung der Massen zum Kampf ums 
Brot, gegen Kapitalismus und Faschismus, dem 
Todfeind der Gewerkschaftsbewegung, für den 
Sozialismus zu nutzen. Die wichtigste Frage sei 
letztlich: „Wie kommen wir zu politischen Mas¬ 
senstreiks?“ Aktueller geht es kaum! 

Herbert Münchow 

A. Enderle, H. Schreiner, J. Walcher, E. Weckerle: Das 
rote Gewerkschaftsbuch, Internet: http://www.ar- 
beiterpolitik.de/Broschueren/Das_Rote_Gewerk- 
schaftsbuchj 932.pdf 



Hermann Kopp, Vorsitzender der MES, auf der Konferenz zu „50 Jahre Marxistische Blätter“ 2013 in Essen. 
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Vier Bären für Lateinamerika 


Berlinale 



Patricia Guzmän zeigt in „Der Perlmuttknopf“ die Verbrechen der Pinochet-Clique an den indigenen Völkern Chiles. 


Die Preise bei der 65. 

Es war ein wahrer Preisregen, der bei 
der Abschlussgala der 65. Berlinale 
über die Bewerber um den Goldenen 
und die Silbernen Bären niederging, 
und hier und da fiel kritisch auch das 
böse Wort von der Gießkanne: Die 
internationale Jury entschied sich in 
zwei Kategorien für eine Teilung des 
Preises, also gab es neben dem Gol¬ 
denen noch acht Silberne Bären! So 
fiel ein Silberner Regie-Bär an den 
Rumänen Radu Jude für „Aferim!“ 
aber ebenso an seine polnische Kolle¬ 
gin Malgorzata Szumowska und ihren 
Film „Body“. Gleich dreifach vergab 
die Jury Silber für die Kameraarbeit: 
an Evgeniy Privin und Sergey Mikhal- 
chuk für den russischen Beitrag „Un¬ 
ter elektrischen Wolken“ und an ihren 
isländischen Kollegen Sturla Brandth 
Grövlen für die athletische Leistung, 
die ganzen 140 Minuten von Sebasti¬ 
an Schippers deutschem Krimi „Vic¬ 
toria“ ohne Schnitt in einem einzigen 
Take aufzunehmen. 

Sicher nichts auszusetzen gibt es 
an den Darstellerpreisen für Charlot¬ 
te Rampling und Tom Courtenay, die in 
„45 Years“ des Briten Andrew Haigh 
wahre Glanzleistungen vollbringen. 
Sie spielen ein in die Jahre gekomme¬ 
nes Paar, das in eine schwere Krise ge¬ 
rät, als durch einen Leichenfund im Eis 
ihn die Vergangenheit einholt. Haighs 
Film wäre ein durchaus verdienter Fes¬ 
tivalsieger gewesen, doch der Golde¬ 
ne Bär ging - manche argwöhnten: als 
Sympathieprämie - an den iranischen 
Dissidenten Jafar Panahi, der, daheim 
mit 20 Jahren Arbeits- und Ausreise¬ 
verbot belegt, von Festivalchef Dieter 
Kosslick seit Jahren als Galionsfigur der 
Kunstfreiheit präsentiert wird. Auch in 
diesem Jahr an der Anreise gehindert, 
hatte er es zum dritten Mal geschafft, 
unter den Augen der Bewacher und 
Zensoren einen Film zu drehen und 
das „Taxi“ betitelte Opus zur Berlina¬ 
le zu schmuggeln - mit sich selbst als 
Taxifahrer, der seinen „Fahrgästen“ die 


Texte aufgeschrieben hat, mit denen sie 
die Lage in ihrem Land schildern sollen. 

Und die Amerikaner? Die kamen 
mit Macht - in Ermangelung preis¬ 
würdiger Hollywood-Ware diesmal 
aus dem Süden des Doppelkontinents. 
Zum ersten Mal überhaupt wartete der 


Wettbewerb mit einem Film aus Gua¬ 
temala auf, und Jayro Bustamantes Ge¬ 
schichte einer jungen Maja-Frau, die im 
Schatten des titelgebenden „Ixcanul“- 
Vulkans von der großen Welt träumt, 
gewann prompt Silber für einen „Film, 
der neue Perspektiven eröffnet“. Als 


bester Erstlingsfilm aus allen Berli¬ 
nale-Sektionen wurde Gabriel Rip¬ 
steins mexikanischer Drogen-Thriller 
„600 Meilen“ ausgezeichnet, und um 
den Triumph Lateinamerikas vollstän¬ 
dig zu machen, durften gleich zwei 
Chilenen je einen Silbernen Bären mit 
nach Hause nehmen. Pablo Larrains 
„Der Club“ spielt unter Priestern, die 
fern ihrer Gemeinden für Vergehen 
büßen müssen - eine scharfe Kirchen¬ 
kritik, die in ihrer moralischen Rigo¬ 
rosität sich doch selbst ein Bein stellt. 
Larrains Landsmann Patricio Guzman, 
der 1975-79 mit dem Dreiteiler „La ba- 
talla de Chile“ einen Klassiker des poli¬ 
tischen Dokumentarfilms schuf, zeigt in 
seinem Dokumentar-Essay „El botön 
de näcar“ („Der Perlmuttknopf“), dass 
er nichts verlernt hat: Im Rauschen des 
Ozeans und der Stille der Atacama- 
Wüste erlauscht er die Stimmen der 
Opfer der Pinochet-Diktatur. 

Hans-Günther Dicks 



Der Goldene Bär ging an Jafar Panahi für seinen Film über eineTaxifahrt durch 
Teheran. 


Ein moderner Eremit in London 

Jetzt auf DVD: „Mr. May und das Flüstern der Ewigkeit“ 


„Kein Film über den Tod, sondern ei¬ 
ner über das Leben“ sei sein Film, sagt 
Regisseur und Drehbuchautor Uberto 
Pasolini im Interview über „Still Life“, 
der beim Filmfestival in Venedig 2013 
vier (!) Preise gewann, hierzulande un¬ 
ter dem etwas pompösen Titel „Mr. May 
und das Flüstern der Ewigkeit“ im Kino 
lief und jetzt (ab 13. Februar) auch als 
DVD erhältlich ist - mit interessantem 
Bonusmaterial, darin auch das zitierte 
Interview. Ein Film über das Leben also, 
der dennoch mit gleich drei Beisetzungs¬ 
feiern beginnt. Das liegt am Beruf seiner 
Titelfigur. Mr. May ist in einem Londo¬ 
ner Sozialamt dienstlich befasst mit To¬ 
ten, die einsam gestorben sind und de¬ 
ren mögliche Hinterbliebene er ausfin- 
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dig machen soll. Ein Amt, das nun auch 
noch dem kommunalen Sparzwang zum 
Opfer fallen soll: Drei Tage Zeit hat Mr. 
May für seinen letzten „Fall“ ... 

Mr. May, das ist Eddie Marsan, ge¬ 
boren 1968 im Londoner Eastend (Va¬ 
ter Kraftfahrer, Mutter Angestellte im 
Schuldienst), der nach einer Drucker¬ 
lehre ab 1987 in TV-Serien und später 
in Nebenrollen im 
Kino zu (über)sehen 
war, bis ihm Pasoli¬ 
ni seine erste große 
Rolle gab - und was 
für eine! Wie auf den 
Leib geschrieben ist 
ihm dieser Mr. May, 
wenn er als einzi¬ 
ger Trauergast sei¬ 
nen „Kunden“ die 
letzte Ehre erweist 
oder leicht außer¬ 
halb seiner Dienst¬ 
pflicht zwei Penner 
mit einer Flasche 
Whisky als Trauer¬ 
gäste für einen ihrer 
Schicksalsgenossen 
gewinnt. Ein Ere¬ 
mit unserer Tage im 
Londoner Massen¬ 
verkehr, dem der Re¬ 
spekt vor den Toten 
leichter fällt als vor 
den Lebenden, sym¬ 
pathisch in all seiner Weltfremdheit, 
Pedanterie und Verletzlichkeit, den 
die vorsichtige Freundlichkeit einer 
jungen Frau (schlicht und perfekt: Jo¬ 
anne Froggatt) vor lauter Verzückung 
buchstäblich aus der Lebensbahn wirft 
und der - wie passend! - im Tod wohl 
das größte Glück seines Lebens fin¬ 
det. Der Doppelsinn des Originaltitels 
„Still Life“ findet hier einen subtilen 
Anlass zum Nachdenken. 


Ich soll den Schluss nicht verra¬ 
ten? Stimmt, aber das ist auch nicht 
der Schluss. Da wären schon Pasoli¬ 
nis Phantasie und Regietalent davor - 
und nicht zuletzt seine unverkennbare 
Sympathie für die sozial Ausgegrenz¬ 
ten, die desillusionierten Veteranen 
des Falkland-Krieges, die Witwen, die 
ihren Katzen Briefe schreiben. Natür¬ 


lich auch für so verschrobene Figuren 
wie sein John May, der penibel an jeder 
Ampel stehen bleibt und dennoch klag¬ 
los seinen stillen Kampf mit der Büro¬ 
kratie führt. Der Regisseur, der zwar 
nicht mit seinem berühmten Namens¬ 
vetter Pier Paolo Pasolini verwandt, 
aber ein Neffe des nicht minder be¬ 
rühmten Luchino Visconti ist, sagt im 
erwähnten Interview, sein „privilegier¬ 
tes Leben“ habe ihm die Chance eröff¬ 


net, das Filmemachen als „eine Ausre¬ 
de für die Erkundung des Lebens der 
weniger Privilegierten oder Armen“ zu 
betreiben. 

Dass man auch Themen wie den Tod 
anders als todernst behandeln kann, be¬ 
weist Pasolini mit feinfühligem, wohl¬ 
dosiertem Humor immer dann, wenn 
einen das Mitgefühl mit dem armen 


Helden beinahe traurig stimmt. „Die 
Toten sind tot“ sagt ihm sein hemds¬ 
ärmeliger Chef, als er ihm seine bevor¬ 
stehende Entlassung begründen will - 
als hätte das nicht auch zuvor gegolten! 
„So habe ich das noch nie gesehen“, ist 
Mr. Mays irritierte Antwort. Eine feine 
Pointe „von unten“, für die dem Chef 
natürlich der Sinn fehlt. Aber für den 
ist Pasolinis Film ja auch nicht gemacht. 

Hans-Günther Dicks 



Mr. May mit Trauergästen 


Ist Wikipedia männlich? 

Ungleich auch im Web 

Wissenschaftler des in Mannheim sit¬ 
zenden Leibnitz-Instituts für Sozialwis¬ 
senschaften (GESIS) sind in Zusam¬ 
menarbeit mit der ETH Zürich und 
der Universität Koblenz-Landau dieser 
Frage nachgegangen. Über die Aufse¬ 
hen erregenden Ergebnisse der Studiel 
berichtete das Technology Review Ma¬ 
gazin des renommierten Massachusetts 
Institute of Technology (MIT) in seiner 
Online-Ausgabe2 am 2. Februar 2015: 
„Computerlinguistik enthüllt, wie Wiki¬ 
pedia-Artikel gegenüber Frauen vorein¬ 
genommen sind“. Das Technologie-Ma¬ 
gazin „Wired-Germany“ griff das The¬ 
ma in seiner aktuellen Online-Ausgabe 
gleichermaßen auf: „Männer werden auf 
Wikipedia häufiger verlinkt als Frauen.“ 

Die Wissenschaftler dieser drei In¬ 
stitutionen verglichen bekannte Per¬ 
sonen aus der Zeitgeschichte in sechs 
Sprachversionen von Wikipedia (Eng¬ 
lisch, Spanisch, Französisch, Deutsch, 
Italienisch und Russisch) mit drei wis¬ 
senschaftlichen Datenbanken, darun¬ 
ter „Freebase“ mit 120 000 Eintragun¬ 
gen namhafter Personen, und „Panthe¬ 
on“, eine vom MIT erstellte Auflistung 
historisch-kulturell herausragender 
Persönlichkeiten. Sie konnten posi¬ 
tiv vermerken, dass prominente Frau¬ 
en in allen Versionen aufgeführt und 
auch Artikel zu ihrer Person vorhan¬ 
den waren. Sie hoben ermutigend für 
Gleichstellungsbemühungen heraus, 
dass Frauen auf der englischen Start¬ 
seite von Wikipedia im gleichen Maße 
wie Männer „gefeatured“ werden. 

Allerdings weicht die Art und Wei¬ 
se, wie Frauen porträtiert werden, völ¬ 
lig von der Darstellung von Männern 
ab“, schreiben die Wissenschaftler. Ge¬ 
schlechtsbezogene Wörter fallen laut 
der Studie in den Artikeln über Frau¬ 
en dadurch auf, dass sie dazu tendieren, 
zu betonen, dass es im Text um eine 
Frau handelt. Es werden beispielswei¬ 
se besonders häufig Wörter wie „Frau“, 
„weiblich“ oder „Lady“ benutzt. In Ar¬ 
tikeln über Männer fehlen die entspre¬ 
chenden Attribute. Auch Wörter wie 
„verheiratet“, „geschieden“, „Kinder“, 
oder „Familie“ tauchen regelmäßiger 
in Artikeln über Frauen auf. Wörter 
wie etwa „Scheidung“, die erst in neu¬ 
eren Einträgen zu finden sind, wurden 
eindeutig mit Frauen in Verbindung ge¬ 
bracht. „Anscheinend gelten persönli¬ 
che Details wie der Familienstatus bei 
Frauen als erwähnenswerter als bei 
Männern“, fasste die GESIS-Forscherin 
Claudia Wagner nüchtern zusammen. 

Eine zweite gewichtige Ungleich¬ 
heit fanden die Forscher heraus: In den 
Artikeln über Frauen führten über¬ 
durchschnittlich viele Links zu Arti¬ 
keln von Männern, was allerdings um¬ 
gekehrt nicht der Fall war. 

„Auch hier ist die Frage nach dem 
Warum noch nicht geklärt“, sagt Clau¬ 
dia Wagner. Die Zusammenhänge sind 
offensichtlich komplizierter und bedür¬ 
fen weiterer Untersuchung. Die unter¬ 
schiedlichen Linkzahlen sind dennoch 
wichtig, denn sie „führen zu unter¬ 
schiedlichen Rankings in den Suchma¬ 
schinen.“ Kurz gesagt: Artikel von Män¬ 
nern stehen bei Google oben und wer¬ 
den dementsprechend öfter gefunden. 

Diese interessante Studie erneuert 
die Einsicht, wie tief geschlechtliche 
Vorurteile sitzen können, trotz aller 
Bemühungen der Wikipedia-Stiftung. 
Sie ist aber auch ein erster Schritt, Pro¬ 
bleme zu identifizieren und zu beschrei¬ 
ben, auf dem Weg, die Wurzeln dieser 
Voreingenommenheit auszureißen. 

Georges Hallermayer 


CANTO GENERAL- 
DER GROSSE GESANG 

in deutscher Sprache und musika¬ 
lischer Bearbeitung für 3 Stimmen 
Das Poem „Canto General“ ist eines 
der bedeutendsten Werke der latein¬ 
amerikanischen Dichtkunst. Mit der 
Musik von MikisTheodorakis wurde 
es auch in Europa populär. Sabine 
Kühnrich und Ludwig Streng haben 
für etliche Teile aus dem „Canto Ge¬ 
neral“ deutsche Nachdichtungen 
geschrieben. 

Samstag, 28.02.2015,20.00 Uhr 
Städtische Theater Chemnitz, 
Schauspielhaus, Kleine Bühne, Zie- 
schestraße 28,09111 Chemnitz 
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Aktionen 
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„Voith-Belegschaft in der Schockstar¬ 
re“ titelte Anfang Februar 2015 die 
Heidenheimer Zeitung. Sie berichtete 
von einer Versammlung, auf der Voith- 
Konzernchef Dr. Hubert Lienhard den 
rund 3 000 anwesenden Beschäftigten 
ein drastisches Streichkonzert verkün¬ 
dete. Rund 450 Arbeitsplätze sollen am 
Standort Heidenheim wegfallen. Dabei 
wurden schon im letzten Jahr 400 ge¬ 
kappt. 

Zudem sind verschiedene Stand¬ 
orte im In- und Ausland bedroht. Die 
DKP Heidenheim nahm dies zum An¬ 
lass für eine Aktion am 11. Februar. 
Mit einem Transparent stellten sich 


Mitglieder der Partei in der Nähe des 
Voith-Verwaltungsgebäudes auf und 
verteilten 250 Handzettel, in dem sie 
sich mit den Voith-Beschäftigten so¬ 
lidarisch erklärten. „Die arbeitenden 
Menschen sind es, die die Werte schaf¬ 
fen. Die Unternehmer eignen sich die 
Werte an und machen daraus Profit. 
Deshalb: Kein Trauermarsch! Son¬ 
dern Kampf um jeden Arbeitsplatz! 
Darum: 30-Stunden-Woche bei vollem 
Lohnausgleich! Die Voith-Familie ist 
in der Rangliste der „500 Reichsten in 
Deutschland“ mit rund zwei Milliarden 
Euro ganz vorne dabei. Geld ist also 
genug da - für alle!“ 


DKP Augsburg bereit für 
neue Aufgaben 


Die DKP Augsburg hat am vergange¬ 
nen Wochenende ihre jährliche Kreis¬ 
konferenz durchgeführt und dabei 
eine Bilanz der in den vergangenen 14 
Monaten geleisteten Arbeit gezogen. 
Dabei konnte der scheidende Grup¬ 
penvorstand Positives berichten: Trotz 
bescheidener Kräfte ist es den Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten aus 
der Brecht-Stadt gelungen, sich mit 
zahlreichen Aktivitäten und Veranstal¬ 
tungen in die politischen Auseinander¬ 
setzungen einzumischen. Dazu gehör¬ 
ten unter anderem die Beteiligung am 
Europawahlkampf, in dessen Rahmen 
es zwei Veranstaltungen, mehrere In¬ 
fotische und Plakataktionen gab. Die 
DKP Augsburg ergriff Partei für den 
antifaschistischen Widerstand in der 
Ukraine und gab zwei Ausgaben ihrer 
lokalen Kleinzeitung „Perlachgucker“ 
heraus. Auch an den Bündnissen etwa 
zum 1. Mai, antifaschistischen Aktio¬ 
nen, zum Antikriegstag und den Augs¬ 
burger Friedenswochen beteiligte sich 
die DKP. 

Für die kommenden Monate haben 
sich die Augsburger Kommunistinnen 
und Kommunisten viel vorgenommen. 
Beschlossen wurde eine Kampagne 
zum 70. Jahrestag der Befreiung vom 
Faschismus, in deren Rahmen es unter 
anderem Informationsveranstaltungen 
zum antifaschistischen Widerstand in 
Augsburg und die Beteiligung an öf¬ 
fentlichen Aktionen geben soll. Die 


DKP wird sich mit eigenen Materiali¬ 
en bei den Aktivitäten einbringen, die 
in der Stadt geplant sind - so beim Os¬ 
termarsch, dem 1. Mai und der Kund¬ 
gebung „Augsburg ist bunt“ am 7. März. 
Am 8. März führt die DKP eine Frau¬ 
entagsveranstaltung durch, in deren 
Mittelpunkt der antifaschistische Wi¬ 
derstand von Augsburgerinnen gegen 
die Nazidiktatur steht. 

Hervorgehoben wurde auch die 
enge Zusammenarbeit mit der SDAJ in 
Augsburg. Oft führen beide Organisati¬ 
onen ihre Veranstaltungen gemeinsam 
durch und treten zusammen mit ihren 
Fahnen, Transparenten und Materialien 
an die Öffentlichkeit. Gedankt wurde 
den SDAJlern auch für ein bereits fer¬ 
tiggestelltes Transparent zum 70. Jah¬ 
restag der Befreiung, das schon Ende 
Januar bei der Kundgebung „AugeN- 
AuF - Augsburg gegen Nationalismus, 
Ausgrenzung und Fremdenfeindlich¬ 
keit!“ seine öffentliche Premiere hatte. 

Um die wachsenden Aufgaben zu 
bewältigen und der gewachsenen Mit¬ 
gliederzahl Rechnung zu tragen, wurde 
der Vorstand auf sechs Mitglieder er¬ 
weitert. Dadurch soll eine kontinuier¬ 
lichere Arbeit des Leitungsgremiums 
sichergestellt werden. 

Beschlossen wurde auch eine Re¬ 
solution zur Solidarität mit Venezuela, 
das sich erneut Angriffen der extremen 
Rechten und des Imperialismus gegen¬ 
übersieht. (scha) 


Tausende Bremer gegen rechts 



Am 31. Januar gingen in Bremen 6000 
Menschen gegen Rechtsentwicklung, 
Rassismus und Ausgrenzung auf die 
Straße. In ihrem Redebeitrag führte 
Barbara Heller vom Bremer Friedens¬ 
forum u.a. aus: „Das Versprechen, das 
die überlebenden Antifaschisten auch 
den Nachbarländern Deutschlands ge¬ 
geben hatten, wurde nicht eingehalten. 


Seit 1998 führt Deutschland wieder 
Krieg und beteiligte sich an dem völ¬ 
kerrechtswidrigen Angriffskrieg auf Ju¬ 
goslawien und bombardierte zum drit¬ 
ten Mal in jenem Jahrhundert Serbien. 
Heute ist die Bundeswehr in 16 Län¬ 
dern im Einsatz. Aggressive Außenpoli¬ 
tik ist in der Regel begleitet von rassisti¬ 
scher Stimmungsmache im Land selbst.“ 


„Eingriff in die freie Meinungsäußerung“ 

In Nürnberg darf nicht für günstige Verkehrstarife geworben werden 



Wir ctphen ein für 


M ensche nrechte 

Sie auch? ||Ht jRHah 


und Bahnen 
Bezahlbar für allot 


Die „Linke Liste Nürnberg“ wollte mit einem Plakat imU- 
Bahnhof Plärrer für günstige Nahverkehrstickets werben. 
Doch die Verkehrsbetriebe sahen darin „Negativ-Werbung“ 
und ließen diese Plakatwerbung nicht zu. Marion Padua, 
Stadträtin der „Linken Liste“, ist empört über diesen „Ein¬ 
griff in die freie Meinungsäußerung“. Sie fordert ein Jahres¬ 
ticket zu 365 Euro, ermäßigte Tickets für Schülerinnen und 
Studentinnen sowie ein Sozialticket für Nürnberg-Pass-Be- 
sitzerlnnen. 

Die „Linke Liste Nürnberg“ begründet ihre Forderung 
nach Preissenkungen mit den Erfahrungen aus Graz. Zum 
Jahresbeginn 2015 wurde dort der Preis für die Jahreskarte 


im ÖPNV von 399 auf 228 Euro abgesenkt. In Nürnberg stei¬ 
gen die Fahrpreise für Busse und Bahnen dagegen perma¬ 
nent - das VGN-Jahresabo für Tarifzone A liegt inzwischen 
bei 661,20 Euro. 

Doch der jahrelange Protest der Bürgerinnen und Bür¬ 
ger zeigt nach Meinung der „Linken Liste Nürnberg“ erste 
Wirkung: Statt - wie ursprünglich beschlossen - um ca. zehn 
Prozent wurden die Fahrpreise zum Jahreswechsel „nur“ um 
drei Prozent erhöht. Gleichzeitig hat der Stadtrat ein Gutach¬ 
ten in Auftrag gegeben, um u.a. eine „deutliche Rabattierung 
der Jahreskarte“ zu prüfen. 

GZ 


Sitzkissenkonzerte bei der DKP Reinheim 

Veranstaltungen mit Fredrik Vahle haben eine lange Tradition 



Am Sonntag, dem 8. März, kommt 
Fredrik Vahle mit Gruppe zum großen 
Kinder-Sitzkissenkonzert nach Rein¬ 
heim. Dazu lädt die DKP wieder alle 
großen und kleinen Fans in den Saal 
des Gasthauses „Zum Kühlen Grund“ 
in Reinheim, Heinrichstraße, ein. Das 
Konzert beginnt um 11.00 Uhr. 

Fredrik Vahle kommt seit vielen Jah¬ 
ren nach Reinheim zum Konzert. Zusam¬ 
men mit Gruppe wird er wieder seine 
neuesten Kinderlieder vorstellen. Doch 
immer dann wenn er den Katzentatzen¬ 
tanz anstimmt, tanzen alle mit. Sein Lied 
von der „Anne Kaffeekanne“ ist so be¬ 
kannt, dass alle mitsingen können. Seine 
Gitarre oder das „Brüderchen mit dem 
langen Hals“ sind seine Begleiter. 

Fredrik Vahle versteht es wie kein 
anderer, seine Fans zum Mitmachen zu 
bewegen. Deshalb soll ein Sitzkissen 
mitgebracht werden, damit alle tanzen. 

Am Vorabend zum „Internatio¬ 
nalen Frauentag“ findet in Reinheim 
auch ein Erwachsenenkonzert mit 


Fredrik Vahle statt, Beginn ist um 
20.00 Uhr im Gasthaus „Zum Kühlen 
Grund“. Karten gibt es im Vorverkauf 
„Zum Kühlen Grund“ in Reinheim,Tel. 
06162/83 317, Heinrichstraße 17, sowie 


bei Renate Grieger, Odenwaldring 11, 
Tel. 06162/85351. Außerdem können 
sie bei renate.grieger@t-online.de vor¬ 
bestellt werden. Die Karten für Kinder 
und Erwachsene kosten je 5,00 Euro. 


Protestaktion vor Heckler & Koch 

Damit der Mensch nicht zur Zielscheibe wird 


Mit einem Aufruf „Damit der Mensch 
nicht zur Zielscheibe wird“ wenden 
sich Organisationen und Einzelper¬ 
sonen an die Öffentlichkeit und rufen 
zu einer Aktion am Stammsitz von 
Heckler & Koch auf. In dem Aufruf 
heißt es: 

„Deutschland ist nach den USA 
der zweitgrößte Exporteur soge¬ 
nannter „Kleinwaffen“ wie Pisto¬ 
len, Maschinenpistolen und Geweh¬ 
ren. Mit diesen Waffen werden rund 
drei Viertel der meist zivilen Opfer 
in Kriegen und Bürgerkriegen getö¬ 
tet. Durchschnittlich alle 14 Minuten 
stirbt ein Mensch durch eine Kugel 
aus dem Lauf einer Waffe von Heck¬ 
ler & Koch (H&K), dem führenden 
deutschen Kleinwaffenproduzenten 
und -exporteur. Seit der Firmengrün¬ 
dung 1949 verloren schon mehr als 
2000 000 Menschen ihr Leben durch 
den Beschuss mit einer H&K-Waffe - 
weitaus mehr wurden zeitlebens ver¬ 
stümmelt. 


Gemessen an der Opferzahl ist die 
Firma Heckler & Koch in Oberndorf 
„Deutschlands tödlichstes Unterneh¬ 
men“. Nicht immer lässt sich klar unter¬ 
scheiden, wer Jäger und Gejagter, wer 
Kombattant eines demokratischen, 
scheindemokratischen oder diktatori¬ 
schen Staates, wer Terrorist oder Coun¬ 
terterrorist ist. Eines aber verbindet 
sie alle: Sie schießen mit Vorliebe mit 
Kleinwaffen, die bei Heckler & Koch 
entwickelt worden sind. 

H&K-Waffen gelangen über Di¬ 
rektexporte aus Oberndorf oder über 
Nachbauten bei Lizenznehmern le¬ 
gal oder illegal zum Einsatz auf den 
Schlachtfeldern in aller Welt. Um 
dem Einsatz dieser Kriegswaffen zu 
entkommen, müssen unzählige Men¬ 
schen ihre Heimatländer verlassen. Sie 
fliehen in die Nachbarregionen, nach 
Europa, zuweilen nach Deutschland. 

Von der Bundesregierung noch im¬ 
mer ungeklärt ist der Einsatz von G36- 
Gewehren in Libyen und im Krieg zwi¬ 


schen Georgien und Russland. Aktuell 
verfolgen die Staatsanwaltschaft Stutt¬ 
gart und das Zollkriminalamt Köln 
Strafanzeigen wegen des Verdachts der 
illegalen Lieferung von G36-Geweh- 
ren in verbotene Unruheprovinzen in 
Mexiko und der widerrechtlichen Nut¬ 
zung einer H&K-Lizenz. 

Am Samstag, den 28. Februar 
2015, wollen Mitglieder der unter¬ 
zeichnenden Organisationen und wei¬ 
tere Friedensaktivistinnen in Obern¬ 
dorf am Neckar, dem Produktions¬ 
standort von Heckler & Koch, gegen 
die Lieferung von Kleinwaffen an 
kriegführende und menschenrechts¬ 
verletzende Staaten protestieren. Sie 
fordern: „Grenzen öffnen für Men¬ 
schen, Grenzen schließen für Waffen. 
Denn der Mensch darf nicht zur Ziel¬ 
scheibe werden.“ 

Treffpunkt ist der REAL-Markt 
Oberndorf-Lindenhof, Friedrich-List- 
Straße 10. Die Aktion soll um 11.00 
Uhr beginnen. -ler 
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Hoffnungen und Zweifel 

Nach dem Abkommen von Minsk: Nationalisten machen Stimmung, EU verhängt Sanktionen 


A m 12. Februar wurde in Minsk 
von den Präsidenten Russlands, 
der Ukraine und Frankreichs so¬ 
wie von der deutschen Bundeskanzle¬ 
rin eine neue Vereinbarung über einen 
Waffenstillstand und Schritte in Rich¬ 
tung Befriedung des Bürgerkrieges in 
der Ost-Ukraine unterzeichnet. An¬ 
schließend stimmten auch die Reprä¬ 
sentanten der Volksrepubliken Donezk 
und Lugansk mit ihrer Unterschrift 
dem Dokument zu. Das Echo auf die 
Minsk 2 genannte Übereinkunft ist ge¬ 
spalten: Es gibt Hoffnungen und Zwei¬ 
fel. 

Die Hoffnungen stützen sich ins¬ 
besondere darauf, dass diesmal die 
Staatsoberhäupter Russlands und der 
Ukraine sowie der Präsident bzw. die 
Bundeskanzlerin der beiden einfluss¬ 
reichsten EU-Staaten als Unterzeich¬ 
ner und Garanten des Abkommens 
ihr Gewicht in die Waagschale wer¬ 
fen. Aber trotz erster Meldungen über 
eine weitgehende Einhaltung des in der 
Nacht zum 15. Februar in Kraft getre¬ 
tenen Waffenstillstands, die inzwischen 
aber auch schon wieder relativiert wer¬ 
den, überwiegen die Zweifel. Sie grün¬ 
den sich vor allem auf die negativen Er¬ 
fahrungen mit Minsk 1, auf unwillige 
Hardliner in der Kiewer Führung wie 
bei Teilen der Volkswehr, insbesondere 
aber auf die reale Gefahr einer Sabota¬ 
ge durch die Falken in Washington und 
die ukrainischen Ultranationalisten mit 
ihren Freikorps. 

Was Washington betrifft, so folgte 
die Antwort auf Minsk 2 postwendend. 
Die Tinte der Unterschriften unter das 
Dokument war noch nicht trocken, da 
verkündete Obamas neuer Kriegsmi¬ 
nister bereits, dass er Waffen an die 
Ukraine liefern wolle. Und wenn der 
Herr pfeift, buckelt der Knecht. So 
folgte denn auch der britische Minis¬ 
terpräsident Cameron auf dem Fuße 
mit der Botschaft, gepanzerte Fahrzeu¬ 
ge nach Kiew zu schicken. Inzwischen 
legte auch die EU in Vasallentreue zu 
Washington die Axt an Minsk 2. Am 
Montag, d.h. nach den erfolgreichen 
Verhandlungen in Minsk, setzte sie nun 
die zuvor beschlossene und zunächst 
wegen der bevorstehenden Verhand¬ 
lungen aufgeschobene Verschärfung 


der antirussischen Sanktionen in Kraft. 
Kommandeure von ukrainischen Frei¬ 
willigenverbänden, darunter des Rech¬ 
ten Sektors und des Neonazi-Bataillons 
Asow, haben ihrerseits keinen Zweifel 


daran gelassen, dass sie sich an keine 
Vereinbarung über einen Waffenstill¬ 
stand halten werden. 

Hoffnungen und Zweifel gibt es 
auch bei russischen Kommentatoren. 
Die Ansichten von zwei bekannten 
Politikwissenschaftlern wollen wir in 
Auszügen wiedergeben: 

Einer von ihnen ist Nikolai Rabot- 
jashew, Leiter des Sektors „Russland 
und die neuen Staaten Eurasiens“ beim 
Institut für Weltwirtschaft und interna¬ 
tionale Beziehungen der Russischen 
Akademie der Wissenschaften. Er ist 
der Ansicht jetzt sei die Wahrschein¬ 
lichkeit der Umsetzung größer als nach 
den Verhandlungen im September, da 
an den jetzigen Verhandlungen vier 
Staatschefs teilgenommen hätten und 
es eine große Vorarbeit gegeben habe. 
Zugleich betonte er jedoch: „Aber 
es darf nicht vergessen werden, dass 
sehr viel von der Position der ameri¬ 


kanischen Seite abhängt. Die Vertreter 
der USA waren nicht dabei, aber Po- 
roschenkos Handeln hängt stark vom 
Willen Washingtons ab. Der Stein des 
Anstoßes liegt gerade darin, dass nicht 


klar ist, wie sich die Amerikaner zu den 
Ergebnissen der Verhandlungen ver¬ 
halten werden. 

Die Europäer sind weit mehr an ei¬ 
ner friedlichen Regulierung des Kon¬ 
flikts im Donbass interessiert. Han¬ 
delt es sich doch um eine bewaffnete 
Konfrontation im Zentrum des Konti¬ 
nents. Paris und Berlin haben deshalb 
zu handeln begonnen, ohne erst nach 
Washington zu schauen, sie haben ver¬ 
standen, dass es nötig ist, die Initiative 
in die eigenen Hände zu nehmen.“ 

Zur Reaktion der ukrainischen Ul¬ 
tras auf die Minsker Übereinkünfte 
erklärte Rabotjashew: „Die nationa¬ 
listische Lobby wird die Vereinbarun¬ 
gen natürlich in wütender Feindschaft 
ablehnen. Sie geht davon aus, dass die 
Ukraine ein monoethischer und mono¬ 
kultureller Staat, ein Nationalstaat der 
gichtigen Ukrainer 4 ist 4 . Wahrscheinlich 
werden in der Obersten Rada Stimmen 


ertönen, die die Zustimmung zu den 
Übereinkünften als Verrat anprangern 44 
Hier sei es wichtig, „wie fest die Po¬ 
sitionen Poroschenkos sind, wie weit er 
den Eifer der nationalistischen Lobby 


abzukühlen vermag. Natürlich unter 
der Voraussetzung, dass er selbst be¬ 
müht ist, die Kernpunkte der Vereinba¬ 
rungen durchzusetzen.“ Der Politologe 
vertritt den von manchen seiner Kol¬ 
legen infrage gestellten Standpunkt, 
der ukrainische Präsident werde in der 
Lage sein, den Widerstand zu über¬ 
wältigen, wenn er den politischen Wil¬ 
len dazu habe und „dem hysterischen 
Geschrei der Nationalisten keine Auf¬ 
merksamkeit schenkt 44 . 

Nach Meinung des stellvertreten¬ 
den Direktors des Zentrums für Uk- 
rainistik und Belorussistik der Lomo¬ 
nossow-Universität in Moskau, Bogdan 
Bespalko, kopieren die jetzigen Über¬ 
einkünfte in Vielem Minsk 1, aber man 
könne „dennoch darauf hoffen, dass 
sie diesmal eingehalten werden. Ich 
bin fast sicher, dass die Seiten ab dem 
15. Februar das Feuer einstellen und 
die schweren Waffen abziehen.“ 


Als neue Punkte, die diesmal ver¬ 
einbart werden konnten, hebt der Po¬ 
litologe hervor, dass einigen Rayons 
im Donbass ein besonderer Status zu¬ 
erkannt und eine Verfassungsreform in 
der Ukraine durchgeführt werden soll, 
die den Interessen der Einwohner von 
Lugansk und Donezk Rechnung trägt. 
„Allerdings“, so fügt er hinzu, „sind die¬ 
se Punkte meiner Ansicht nach Dekla¬ 
rationen über Absichten.“ 

„Nach den Erklärungen zu urtei¬ 
len, die Poroschenko regelmäßig über 
die Unmöglichkeit einer Dezentralisie¬ 
rung und Föderalisierung der Ukraine 
abgibt, sieht es jedoch danach aus, dass 
die Sache nicht bis zu einem realen be¬ 
sonderen Status des Donbass hinfüh¬ 
ren wird.“ 

Wie Rabotjashew äußert sich auch 
Bespalko zur Reaktion der ukraini¬ 
schen Ultras auf Minsk 2: „Dem na¬ 
tionalistisch gestimmten Teil der uk¬ 
rainischen Elite passen die jetzigen 
Vereinbarungen natürlich nicht. Ich 
glaube, Poroschenko wird aktiv zu de¬ 
ren Verletzung gedrängt werden. Eben 
darum gehe ich nicht davon aus, dass 
die Vereinbarungen von Minsk 2 in 
vollem Umfang realisiert werden. Im 
besten Fall helfen sie, den Konflikt im 
Donbass auf der derzeitigen faktischen 
Trennungslinie einzufrieren.“ 

Nach Ansicht Bespalkos hat Poro¬ 
schenko ernsthaft eine Rebellion in 
der Ukraine zu befürchten. Er fährt 
fort, „Mit einem Wort, Poroschenko 
befindet sich in einer äußerst kompli¬ 
zierten Lage. Einerseits kann er nicht 
zulassen, dass der Donbass einen be¬ 
sonderen Status bekommt, sei es auch 
nur symbolisch. Ansonsten würde sich 
ein Schwall der Kritik seiner radika¬ 
leren Gesinnungsfreunde über ihn er¬ 
gießen und er könnte zum Opfer ei¬ 
nes neuen Staatsstreichs werden. An¬ 
dererseits kann er die Vereinbarungen 
von Minsk 2 nicht völlig ignorieren, um 
nicht in den Augen des Westens in die 
Rolle eines Politikers zu geraten, der 
eine Übereinkunft unterschreibt, und 
sie nicht erfüllt. Wie sich Poroschenko 
aus den Turbulenzen herauswinden 
kann, vermag niemand vorherzusa¬ 
gen.“ 

Willi Gerns 



Merkel weiß schon während der Verhandlungen in Minsk, auf welcher Seite sie steht. Unmittelbar nach dem Gipfeltreffen 
verhängte die EU weitere Sanktionen gegen Russland. 


Waffenhandel, Schmiergeld, Unterschlagung 

Ukrainische Oligarchen verdienen am Krieg 



Leistungsträger der ukrainischen Gesellschaft: 

Der Schokoladenfabrikant und Bestattungsunternehmer 
Petro Poroschenko. 


Am 8. Februar 2015 strahlte der russi¬ 
sche Sender NTV eine Dokumentation 
aus, die belegt, wie die Kiewer Machtha¬ 
ber Millionen Dollar am blutigen Krieg 
im Südosten der Ukraine verdienen. In 
einem zwei Tage später in der „Sowjet¬ 
skaja Rossija“ (SR) dazu veröffentlich¬ 
ten Bericht ist die Rede von „sensati¬ 
onellen Dokumenten“. Dokumentiert 
wurden danach u.a. Bitten Kiews um 
amerikanische Militärtechnik und Waf¬ 
fen sowie die dazu getroffenen Verein¬ 
barungen. Konkret geht es laut SR um 
materiell-technische Hilfe für die uk¬ 
rainische Kriegsmarine oder in einem 
anderen Dokument um die kostenlose 
Lieferung amerikanischer Militärtech¬ 
nik in Höhe von 20 Millionen Dollar. 
Weiter bittet Kiew darum 100 Gelän¬ 
dewagen kostenlos zu liefern. In den 
Wunschlisten der ukrainischen Macht¬ 
haber geht es zudem um gepanzerte 
Fahrzeuge, Radartechnik und Drohnen. 

Eine Woche zuvor sei bekannt ge¬ 
worden, wie die ukrainische Führung 
mit den Geschenken aus dem Westen 
verfährt. Danach sind dem Kanal Life 
News Materialien in die Hände gefal¬ 
len, aus denen hervorgeht, dass die Uk¬ 
raine heimlich US-Waffen nach Syrien 
verkauft. Publiziert wurde von NTV 
ein Brief des stellvertretenden Vertei¬ 
digungsministers der Ukraine an einen 
syrischen Brigadegeneral. Darin sei die 
Rede vom Verkauf amerikanischer Ge¬ 
wehre, Minenwerfer und Flak-Raketen¬ 
komplexen. Das bedeute, „dass die un¬ 
ternehmerische ukrainische Führung 


beschlossen hat, die Geschenke der 
Amerikaner für einen guten Preis an 
deren Todfeind, den Präsidenten Syri¬ 
ens zu verhökern“. Da kann man nur 
hinzufügen: Offenbar ist die Putschis- 
ten-Bande in Kiew für die antirussische 
Strategie Washingtons so wichtig, dass 
man dort bereit ist, über dieses Gauner¬ 
stück ihrer ukrainischen Agentur den 
Mantel des Schweigens zu hängen. 

Laut SR wurde das Geschäft über 
den Politiker und Unternehmer Igor 
Balata abgewickelt. Dessen Leute hät¬ 
ten die Waffen über Odessa per Schiff 
nach Syrien geschafft. Wie aus Briefen 
Balatas hervorgehe, stand hinter der 
Operation ein gewisser Arsen. Offen¬ 
bar handele es sich dabei um den ukra¬ 
inischen Innenminister Arsen Awakow, 
und der müsse sich mit Jazenjuk abge¬ 
stimmt haben. 

Die SR weist auf den schreienden 
Widerspruch zwischen der durch den 
Krieg verschärften katastrophalen öko¬ 
nomischen und soziale Lage der Ukra¬ 
ine, unter der vor allem die einfachen 
Menschen leiden und dem wachsenden 
Reichtum der Kriegsgewinnler an der 
Spitze des Landes hin. 

In der NTV-Sendung ist nach dem 
SR-Bericht gezeigt worden, wie Prä¬ 
sident Poroschenko höchstpersönlich 
neueste Granatwerfer an die Solda¬ 
ten der „Anti-Terroroperation“ über¬ 
gibt. Jeder davon koste 20 000 Dollar. 
Produziert werden sie im Werk „Len¬ 
inskaja Kusniza“, das der Oligarch Po¬ 
roschenko über das Geflecht seiner Ei¬ 


gentumsstrukturen 
kontrolliere. Das 
gelte ebenso für das 
strategisch bedeu¬ 
tende Malyschew- 
Werk in Charkow, 
das Panzertechnik 
produziert und re¬ 
pariert. In Kriegs¬ 
zeiten mache das 
Werk Profite in 
Höhe von Dutzen¬ 
den Millionen Dol¬ 
lar. SR dazu: „Die 
Losung der Na¬ 
zis, ,Kanonen statt 
Butter 4 , lautet im 
Fall Poroschenko: 

,Panzer statt Scho¬ 
kolade 4 .“ Allerdings 
heiße das nicht, 
dass der ukraini¬ 
sche Präsident auf 
die Profite seiner 
Schokoladenfabriken verzichten wür¬ 
de. „Die arbeiten weiter, selbst im ver¬ 
hassten Russland.“ 

Was Ministerpräsident Jazenjuk be¬ 
treffe, so habe er nach Beginn des Krie¬ 
ges unbegrenzte Möglichkeiten zur An¬ 
eignung von Finanzen erhalten: Durch 
seine Hände gehen die aus dem Westen 
kommenden Finanzen sowie innere fi¬ 
nanzielle Quellen. Er kontrolliere die 
staatlichen Waffenlieferungen, vor al¬ 
lem auch die Importe. 

In der NTV-Sendung wurden Brie¬ 
fe aus dem geknackten elektronischen 


Postfach des Ersten stellvertretenden 
Ministerpräsidenten der Ukraine, Vitali 
Jarema, präsentiert. Daraus gehe her¬ 
vor, dass Jazenjuk und Jarema sich Gel¬ 
der aus den USA aneigneten oder an¬ 
eignen wollten, die für die Ausrüstung 
der ukrainischen Streitkräfte bestimmt 
waren. Vor der Überweisung einer neu¬ 
en Tranche von 18 Millionen Dollar 
hätten die entsprechenden Stellen der 
USA Rechenschaft von Jarema über 
die Verwendung der vorangegangenen 
Tranchen verlangt. Jazenjuk habe Panik 
bekommen und von Jarema in unfläti¬ 


gen Worten gefordert, sich irgendetwas 
auszudenken. Jazenjuk wörtlich: „Se¬ 
hen Sie zu, wie sie sich aus der Patsche 
ziehen, damit bis zum Wochenende alle 
Dokumente vorliegen um sie dem Ko¬ 
mitee zuzustellen.“ Jarema rechtfertigt 
sich: „Wir haben nicht erwartet, dass 
ausführliche Rechenschaft über die 
Ausgaben gefordert wird 44 

An diesem Krieg versucht jeder so 
viel wie möglich zu verdienen, heißt es 
in dem SR-Beitrag. Dafür werden ab¬ 
schließend noch zwei Beispiele ange¬ 
führt. Das erste: Die im Dezember an¬ 
gelaufene vierte Einberufungswelle für 
die ukrainische Armee hat eine massen¬ 
hafte Desertation zur Folge. Aus dem 
Unwillen, in den Krieg zu ziehen, mach¬ 
ten Bürokraten eine Quelle einträgli¬ 
cher Zusatzverdienste. Offiziell können 
Wehrunwillige sich für 2 000 Dollar 
vom Militärdienst freikaufen. Die Gel¬ 
der sollen angeblich die „ Anti-Terroro- 
peration“ unterstützen. In Wirklichkeit 
kaufen sich die Reichen bei den Wehr¬ 
kommandos mit Schmiergeldern frei. 

Das zweite besonders makabere 
Beispiel: Sogar für die Beerdigung der 
gefallenen ukrainischen Soldaten müs¬ 
sen deren Angehörige noch an dieje¬ 
nigen zahlen, die ihre Söhne, Männer 
oder Brüder in den Tod geschickt ha¬ 
ben. Das größte Netz von Beerdigungs¬ 
büros in der Ukraine gehöre Präsident 
Petro Poroschenko. Die „Sowjetskaja 
Rossija“ beendet ihren Beitrag mit der 
treffenden Redewendung: „Geld stinkt 
nicht“. W.G. 
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Anzeigen 
helfen 
der UZ! 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


„Sprung nach Bayern" 
Welche Genossin 40+ 
wagt ihn ? 

goetz.bockmann@web.de 


Toskana, nah am Meer 


cl'.Jr | lEJI.rttt. 9M?E 


□kphnf ■ m Dhvrnh.in. 
wptI pr Blick.. iSHIIc; 
[jnüKr- bdl« Jim mer, 
vielt 1- □ Lite Dächer, 
Haus ciiJcm häLBchcn; 
Kinde rparndin. 




Entschleunigung: 

Ruhe Bl Natur ?ütc im Mtiritz- 
KajUöJifLlpjirk. 7 FteWa je 2-3 Para. 
fpLnzj&h hg Ln JüALWfcUFÄ-GltiJ'fflri- 

Havcl & Havel seen» Boor & Rad, 

IuFa: ggff.tHnoff-JB 

Tpl.= 0331 / 37 O? 9 * (AB) 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


f \ 

Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


PTI I v8. MAI -TAG DER BEFREIUNG 
1 1 M ^IHFl 70JAHRE-CRACMBO! 



Kapuzenpullover 

(Elfenbein + Rot auf Schwarz) 

24,- 

T-Shirt 

(Elfenbein + Rot auf Schwarz) 

14,- 

Girlie Shirt 

(Elfenbein + Rot auf Schwarz) 

14,- 

Kaffeebecher 

(Aufdruck auf rotem Becher) 

7,- 

Button 

(Elfenbein + Rot auf Schwarz) 

2,- 


CommPress Verlag GmbH .Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Alle Preise inkl MWSt. + 2,- Porto (auf die gesamte Bestellung) 



Unser Genosse 

Gerhard Höfer 

wird am 17. Februar 95 Jahre alt 

Gerhard war von Anfang an in der SED organisiert. Aus der Erfah¬ 
rung des faschistischen Grauens hat er in einem Grenzregiment 
und an anderen Orten die Sicherheit in der DDR mitgestaltet. 

Nach der Wende verließ er bald die PDS und trat unserer DKP bei. 
Gerade wir jüngeren Genossinnen und Genossen können noch un¬ 
wahrscheinlich viel aus seinem reichen Erfahrungsschatz lernen. 

Lieber Gerhard, wir gratulieren Dir ganz, ganz herzlich zu Deinem 
95. Geburtstag, wünschen Dir viel Gesundheit und hoffen, dass Du 
noch lange in unseren Reihen bleibst. 

DKP Gruppe Halle-Wittenberg 
DKP Sachsen-Anhalt 



Herzlichen Glückwunsch 
zu deinem 65. Geburtstag 

liebe Justine 

und auf weitere gute Zusammenarbeit 

CommPress-Verlag 


v 

Aufrechter Gang ein Leben lang! 

Rosemarie Dorn wird 80! 

Liebe Rosie, wir gratulieren dir ganz herzlich und wünschen dir 
auch weiter alles Gute! 

Kreisvorstand der DKP Hannover 
DKP Gruppe Hannover Linden 
DKP Gruppe Hannover Mitte 


Unserer Genossin 

Ingrid Sand 

zum 80sten herzliche Glückwünsche. 

Deine Hilfe beim Wasserturmfest bleibt unverzichtbar. 


Deine Genossinnen und Genossen der DKP Elmshorn 


Aus dem aktuellen Programm von JUMP UP: 

Banda BassottF 


Check Point Kreuzb&rg - Live 5036 (Doppel CD) EUR 14,50 
L 1 Altro Füccia Dell' Impero CD EUR 12,00 
Figli deJIa s+e^sa rab- 
bia CD EUR 12,00 
Vecchi Cani Bastardi 
CD EUR 12,00 
ßandrti Senza Tempo 
CD EUR 16,50 
Avqiizd de cantiere 
CD EUR 12 r 00 

www.jump-up.de // rrrfo@jumpup.de 

Schdlplätterwersüiid Matthias Henk PF ll 04 47, 2&2Q7 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4980535 (AB) 





Unterstützt das „Festival der 
Jugend" der SDAJ mit dem 
Kauf eines Solidaritäts-Buttons. 


Festival der lugend 

Soli- 


2015 


Buttons 


1 Button 5,- Euro 


10 Buttons 40,- Euro 


CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de (Pro Bestellung 1,50 Euro Porto) 
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unsere zeit 


Auf einem anderen Planeten? 

Betr.: Proteste gegen U. von der Leyen 

Seitenlang berichteten der „Weser-Ku¬ 
rier“ und die „Kreiszeitung“ Syke über 
den Auftritt von Kriegsministerin Ursula 
von der Leyen im Bremer Rathaus. Auch 
die Fernseh-Regionalsendung „Buten & 
Binnen“ brachte einen längeren Beitrag. 

Seltsam nur, dass Proteste dagegen 
völlig unerwähnt blieben, so als hätten 
sie nie stattgefunden. Immerhin de¬ 
monstrierten etwa 40 Menschen aus 
dem Bremer Friedensforum und ande¬ 
ren Organisationen mit Transparenten 
und Friedensfahnen gegen Anwesenheit 
und Ehrung für die Verteidigungsminis¬ 
terin. 

Es ist schon sehr befremdlich und 
überhaupt nicht nachvollziehbar, wenn 
dieser Widerstand völlig unter den 
Tisch gekehrt wird. War das nun Zensur 
oder Selbstzensur total, oder gab es den 
Protest auf einem anderen Planeten? 

Wieland von Hodenberg, Bremen 

Yes, he can? 

Betr.: Leserbriefe zu Syriza 

Liebe Genossin Julia, lieber Genosse 
Artur (und viele ähnliche Leserbrie¬ 
fe vorher), habt ihr denn Lenin ganz 
vergessen, das, was er uns vor hundert 
Jahren über Staat, Monopole und Im¬ 
perialismus erklärt hat? Der Staat ist 
Herrschaftsorgan der Monopole und 
mit diesen durch tausend Fäden zu ei¬ 
ner unauflöslichen Einheit verbunden. 
Seine Aufgabe ist es, deren Interessen 
durchzusetzen. Wie kommt ihr dann auf 
die Idee, daran wäre durch eine Parla¬ 
mentswahl das Geringste zu ändern? 
Was glaubt ihr denn, was Tsipras än¬ 
dern könnte, seinen besten Willen ein¬ 
mal vorausgesetzt? Yes, he can? Wohl 
eher nicht! Was die Monopole nicht 
wollen, wird auch nicht Gesetz. 

Das ist heute wie bei Lenin kein Ap¬ 
pell zum Stillhalten bis zur Revolution. 
Bei entsprechender Gefahr für ihre Herr¬ 
schaft machen die Monopole auch Zuge¬ 
ständnisse, und darum müssen wir heute 
kämpfen. Aber eine solche Gefahr sehen 
sie nur dann, wenn zunehmende Teile der 
Arbeiterklasse die Herrschaft der Mono¬ 
pole ablehnen und bekämpfen. Die Mo¬ 
nopole haben Kampferfahrung genug, 
um zu wissen, dass ein sozialdemokrati¬ 
scher Wahlsieg keine Gefährdung ihrer 
Herrschaft bedeutet. Nur wenn wir mit 
Nachdruck „die Bäckerei“ verlangen, 


versuchen sie vielleicht, uns mit „Stücken 
vom Kuchen“ zu beschwichtigen. 

Fritz Dittmar, Hamburg 

Familienväter betteln für ein 
paar Euro auf der Straße 

Betr.: Griechenlandberichterstattung 
und Leserbriefe 

Diejenigen, die Griechenland und ande¬ 
re Staaten im Würgegriff haben, dass sind 
die international agierenden Banken, der 
IWF und willfährige europäische Politiker, 
die die Geschäftsinteressen der Banken 
durchsetzen. Dass Tsipras hier eine Ände¬ 
rung herbeiführen möchte, ist erst einmal 
zu begrüßen. Ich weiß, wovon ich schrei¬ 
be, denn ich habe Verwandte in Griechen¬ 
land. Dort können viele Griechen heute 
nur noch mit Hilfe von Suppenküchen 
überleben, Kinder und Erwachsene müs¬ 
sen krank bleiben, weil sie kein Geld ha¬ 
ben, um medizinisch behandelt zu werden. 
Die große Masse der Arbeiterinnen ist ar¬ 
beitslos, die Post wird in Athen nur einmal 
in der Woche ausgetragen, weil fast alle 
Zusteller entlassen sind, Familienväter 
betteln für ein paar Euro auf der Straße. 
Und in dieser Situation verweist die grie¬ 
chische Bruderpartei KKE auf die soge¬ 
nannte „utopische sozialdemokratische 
Herangehensweise“ der Syriza. (...) Sie 
hätte einerseits als Koalitionspartner von 
Syriza sehr wohl Einfluss auf deren Politik 
gehabt, andererseits hätte sie noch stärker 
das Volk und die Gewerkschaften in den 
Prozess miteinbeziehen können. Umge¬ 
kehrt gefragt, wo liegt denn eigentlich die 
Alternative der KKE? In der Organisati¬ 
on einer revolutionären Entwicklung? Ja 
bitte, aber nur zusammen mit der Rück¬ 
führung des sozialen Elends. Das jedoch 
geht nur mit Syriza und nicht in der linken 
Schmollecke. (...) 

Peter Krieger, Mosbach 

Wir arbeiten daran. 

Betr.: Debatte über Metall-Tarifrunde, 
UZ vom 23.1., 6.2. und 13.2.2015, S. 3 

Der Schlagabtausch ist unerquicklich, 
wie er seit dem Artikel von Christian B. 
in der UZ läuft. Es wurde viel Richti¬ 
ges gesagt. Aber es wäre mal darzustel¬ 
len, unter welchen Bedingungen linke, 
kämpferische Gewerkschafter in Bay¬ 
ern bzw. in München unterwegs sind. In 
der gebotenen Kürze eines Leserbriefs 
will ich es versuchen. 

Die Betriebsräte der Münchner Groß¬ 
betriebe wie MAN, BMW, KraussMaffei 


sind seit den 1980er Jahren fest in den 
Händen der rechten Sozialdemokratie, 
die auch in die Aufsichtsräte einzog. Es 
war die Zeit, als die DKP dieses Mün¬ 
chen zu Recht als Rüstungszentrum 
kennzeichnete. 

Nicht zuletzt war dies das Verdienst 
von Strauß und seiner reaktionären 
Staatspartei, der damit in den 1960ern die 
Industrialisierung in Bayern nachholte. 

Heute sind in Bayern wichtige Leit¬ 
konzerne des deutschen Monopolkapi¬ 
tals ansässig - eine Kapitalkonzentrati¬ 
on sondergleichen, bestehend vor allem 
aus modernen Industrien, den Nachfol¬ 
gern von Kohle und Stahl. 

(...) Die betrieblichen und gewerk¬ 
schaftlichen Gremien sind sozialpart¬ 
nerschaftlich zementiert. 

Vertrauensleute bei BMW werden, 
wenn sie aufmucken, kaltgestellt. Also 
keine Chance, in die Vertrauenskörper¬ 
leitung oder gar in den Betriebsrat zu 
kommen. (...) Es wird wohl niemand 
bestreiten, dass das die Buden sind, die 
Fabriken der mächtigsten Monopolis¬ 
ten, aus denen Bewegung, ja Gegen¬ 
macht kommen muss. (...) 

Der bayerische Pilotabschluss 2013 
„ohne verstaubte Rituale“ (Dulger) ist 
eine aktuelle Erfahrung, die linke Ge¬ 
werkschafter wie Chr. B. zornige Artikel 
schreiben lässt. So einer hat natürlich 
keine Chance, in eine Delegiertenver- 
sammlung oder in die Tarifkommission 
reinzukommen. (Nein, er kriegt dann 
noch eine Watschn in der UZ.) 

Das alles deckt sich mit den Erfah¬ 
rungen so mancher Münchner Genos¬ 
sen - auch eigener -, die seit Jahren 
(Jahrzehnten) Kärnerarbeit in Münch¬ 
ner Metallbuden leisten. 

(...) Anne Rieger hat Recht zum 
Aufmucken zu ermutigen. Doch es wird 
den Münchner Kollegen/Genossen aus 
oben genannten Gründen in nächster 
Zeit nicht möglich sein, das als Dele¬ 
gierte oder gar in der „Großen Tarif¬ 
kommission“ zu tun. 

Wir arbeiten daran. 

Peter Willmitzer, München 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Spendenquittungen des DKP-Parteivorstandes 

In den letzten Tagen wurden die Bescheinigungen für Spenden über 50 Euro an den Parteivorstand der DKP für den Lohn¬ 
steuerjahresausgleich verschickt. Für Spenden bis 50 Euro genügt der Bankbeleg bzw. -auszug. Der Bundeskassierer der DKP 
bedankt sich herzlich für über 1 600 Spenden in einer Gesamthöhe von 120 000 Euro. 

Dieses hervorragende Spendenergebnis hat dazu beigetragen, dass die DKP ihre zentrale Tätigkeit absichern und nicht zu¬ 
letzt das Pressefest 2014 so erfolgreich ausrichten konnte. 

Sollte die Spendenbescheinigung zum Wochenanfang nicht eingegangen bzw. nicht richtig sein, bittet der Kassierer um 
die Rücksendung der korrigierten Bescheinigung. 

Rückfragen gern auch per E-Mail an Buchhaltung@dkp.de oder telefonisch unter 02011778 890. 

Werner Sarbok, Bundeskassierer der DKP 


Spenden werden auch weiterhin dringend benötigt: Bitte an den DKP Parteivorstand 

Konto Nr.: 4002 487 502 • GLS Bank Bochum • BLZ 430 609 67 • IBAN: DE364306 0967 40024875 02 

Stichwort: Spende für die DKP 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □ vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 


Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail Datum, Unterschrift: 

Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 


termine@unsere-zeit.de 


fr ★ 20 . FEB 


Hamburg: „100 Jahre Erster Weltkrieg!“ 
Szenische Lesung: Erich Schaffner spielt 
Karl Kraus „Die letzten Tage der Mensch¬ 
heit“ . KulturWerkstatt Harburg, Ka¬ 
nalplatz 6, 20.00 Uhr. Eintritt: 10,00 Euro, 
7,00 Euro ermäßigt. 


SA ★ 21. FEB 


Leipzig: „DDR: Stasi, Mauer, alles grau?“ 
Diskussionsveranstaltung derSDAJ mit Ar¬ 
nold Schölzel (junge Welt). Liebknecht-Haus, 
18.00 Uhr._ 

Singen: „Die roten Großeltern erzählen“, 
Bernhard Selting, geb. 1938, liest aus sei¬ 
nem Buch „Betriebsausflug in die Gaskam¬ 
mer“ . Veranstalter: AW0 und Marxistischer 
Gesprächskreis Konstanz-Singen. Arbeitslo¬ 
senzentrum der Arbeiterwohlfahrt KV Kons¬ 
tanz e.V., Heinrich-Weber-Platz, 15.00 Uhr. 


MO ★23. FEB 


Essen: „Droht der Ukraine der Faschis¬ 
mus?“ Die Journalistin Susann Witt-Stahl 
war da und berichtet von den Ereignissen 
vom Maidan 2014, aus Charkow und den 
Kriegsgebieten Donezk und Slawjansk. Ver¬ 
anstaltung der SDAJ und der DKP Essen. 
Hoffnungstraße 18,19.30 Uhr. 


Dl ★ 24. FEB 


München: „In Griechenland hat der Wandel 
begonnen. - Wie aus der Zuschauer-Solida¬ 
rität heraustreten?“ Gruppenabend der DKP 
Moosach-Pasing, Neuhausen-Süd. Komm- 
Treff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 

Bremen: „Russland. Staat - Kapital - Pu¬ 
tin“ , Diskussionsveranstaltung der MASCH 
mit Willi Gerns. Villa Ichon, 20.00 Uhr. 


Ml ★ 25. FEB 


Berlin: Beginn des zehnteiligen MASCH-Ka- 
pitalkurses mit Helmut Dunkhase. Marx-En- 
gels-Zentrum, Spielhagenstraße 13, Berlin- 
Charlottenburg, 19.00 Uhr. 

Mehr Information: www.mez-berlin.de, An¬ 
meldung erbeten unter: info@mez-berlin. 
de. Kosten: 10,00 Euro, 5,00 Euro ermäßigt. 

Darmstadt: Bildungsveranstaltung der DKP 
zum Thema Imperialismus. LinksTreff Ge¬ 
org Fröba, Landgraf-Philipps-Anlage 32, 
19:00 Uhr._ 

Wuppertal: „70. Jahrestag der Befreiung: 
Nie wieder Faschismus - nie wieder Krieg!“ 
Veranstaltung der DKP mit Sebastian Schrö¬ 
der (WN-BdA). Marx-Engels-Zentrum, Ga- 
the 55,19.00 Uhr. 


DO ★ 26. FEB 


Hagen: „Entwicklungen in der Europäischen 
Union“, Informationsveranstaltung der DKP 
mit Günter Pohl, Internationaler Sekretär des 
Parteivorstands der DKP. „Im Fässchen“, 
Langestraße 51,19.00 Uhr. 

München: „Die Energiewende im Würge¬ 
griff der Konzerne. Diskussionsveranstal¬ 
tung des isw (Institut für sozial-ökologische 
Wirtschaftsforschung e.V) mit Franz Garn¬ 


reiter und Helmut Selinger. EineWeltHaus, 
Schwanthalerstraße 80,19.30 Uhr. 


SA ★ 28. FEB 


Berlin: „Hans Heinz Holz-Tagung“, Ge¬ 
meinschaftsprojekt der DKP Berlin und der 
Salzburger Gesellschaft für dialektische 
Philosophie in Kooperation mit dem MEZ. 
Referenten: Hermann Klenner, Hannes A. 
Fellner, Andreas Hüllinghorst. Marx-Engels- 
Zentrum, Spielhagenstraße 13,11.00 Uhr. 
Anmeldung erbeten unter: info@mez-berlin. 
de, mehr Information: www.mez-berlin.de. 
Kosten: 5,00 Euro, 3,00 Euro ermäßigt. 


Dl ★ 3. MÄRZ 


Bremen: Feier der DKP Gruppe Bremen- 
Nord anlässlich des Internationalen Frauen¬ 
tages mit Politik, Kultur und Klönschnack. 
Bürgerhaus Gustav-Heinemann in Bremen- 
Vegesack, Raum E3,19.30 Uhr. 

München: Jahreshauptversammlung der 
DKP Neuhausen-Süd, Waldfriedhof. Komm- 
Treff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


SA ★ 7. MÄRZ 


Nürnberg: „Busse und Bahnen: Bezahlbar 
für alle!“ Podiumsdiskussion mit Manfred 
Eber, Gemeinderat der KPÖ in Graz (Ös¬ 
terreich), Sabine Leidig MdB „Die Linke“, 
Mitglied im Ausschuss für Verkehr und 
Berthold Söder, Mitglied im Vorstand des 
Verkehrsclub Deutschland (VCD) im Groß¬ 
raum Nürnberg. Veranstaltung der Linken 
Liste Nürnberg, Rosa-Luxemburg-Stiftung 
und Kurt Eisner Verein. Nachbarschafts¬ 
haus Gostenhof, Aula, Adam-Klein-Straße, 
18.00 Uhr. 


Vier-Parteien-Konferenz und 
internationale Demonstration 
in Groningen/Niederlande 

Im Rahmen der traditionellen Vier-Parteien- 
Konferenz, die in diesem Jahr in Groningen 
stattfinden wird, wird es wie im vergangenen 
Jahr in Aachen eine Demonstration geben. 
Dazu mobilisieren wir auch aus Deutschland. 
Bitte Fahnen mitbringen! 

Treffpunkt: 28. Februar, 12.00 Uhr, Os- 

senmarkt (nördliche Innenstadt). Nach 
der Demonstration gibt es einen von der 
NCPN (Neue Kommunistische Partei der 
Niederlande) organisierten antifaschis¬ 
tisch-historischen Stadtrundgang, bis etwa 
15.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 7. bis 13. Februar 


Samstag 

Dass die neue griechische Regierung 
TTIP - das drohende transatlantische 
Freihandelsabkommen - ablehnt, darf 
man nicht falsch verstehen. Natürlich 
kann Griechenland da etwas blockieren. 
Doch Regeln ändern, bis sie passen, war 
schon immer eine Stärke der Herrschen¬ 
den. 

Das Signal aus Athen ist trotzdem 
eine bedeutende Ermutigung zum eigenen 
Handeln - gegen TTIP und Austeritäts- 
politik. Etwas anderes kann die dortige 
neue Regierung sowieso kaum tun - die 
Menschen zum Handeln aufzurufen. Tsi- 
pras braucht es zum (politischen) Über¬ 
leben, die Menschen überall in Europa 
zur Durchsetzung einer politischen Al¬ 
ternative. 

Dienstag 

Pegida hier, Pegida da, Pegida tralalla. Wir 
erinnern uns, dass die Medienberichter¬ 
stattung das ihrige getan hat, um aus den 
Aufmärschen der Rechtspopulisten Er¬ 
eignisse zu machen, selbst wenn nur ein 
paar Dutzend Ewiggestrige zusammen¬ 
kamen. Wer auch immer, tat sein übriges, 
indem er systematisch Teilnehmerzahlen 
(nach oben) fälschte; wie verantwortungs¬ 
bewusste Beobachter für Dresden, die 
Mutter aller Pegida-Auf mär sehe, nach¬ 
wiesen. 

Wie unverantwortlich dieses politische 
Spiel war, fällt manchem erst heute auf. 
Wenn er nämlich liest, dass 2014 rassisti¬ 
sche Überfälle auf Flüchtlingsheime um 
das Sechsfache angestiegen sind, beson¬ 


ders stark in den drei letzten Monaten des 
vergangenen Jahres - der Zeit des Pegida- 
Rummels. 

Freitag 

Dass ein Börsenkrach eine schlechte 
Neuigkeit ist, ist eine Binsenweisheit. Wie 
harmlos klingt dagegen, dass der Börsen¬ 
index DAX auf ein Allzeit-Hoch geklet¬ 
tert ist. Entsprechend wird das Ereignis 
verkauft. Der tägliche Börsenbericht vor 
der Tagesschau, wir haben uns daran ge¬ 
wöhnt. Dabei wurde er einmal als die 
schändlichste „Reform“ der öffentlich- 
rechtlichen Sender bezeichnet. 

Aus gutem Grund. Der momenta¬ 
ne Anstieg des DAX ist nämlich auf die 
Entscheidung der EZB zurückzuführen 
in etwa anderthalb Jahren eineinhalb Bil¬ 
lionen Euro in den Bankenkreislauf ein¬ 
zuspeisen. 

Was angeblich dazu dient, die Wirt¬ 
schaft zu beleben, belebt nur die Börse, 
schafft neue Spekulationsblasen und sorgt 
dafür, dass der Realwirtschaft und dem 
staatlichen Sektor immer mehr Geld ent¬ 
zogen wird. Der Zwang zu spekulieren 
und der Zwang zu sparen, wird immer 
größer. 

Unterm Strich heißt der Anstieg des 
DAX, dass die Austeritätspolitk verschärft 
wird, dass der Realwirtschaft immer mehr 
Mittel entzogen werden, dass die Reichen 
reicher, die Armen ärmer werden und dass 
ein nächster großer Börsen-Crash immer 
wahrscheinlicher und immer größer zu 
werden droht. Scheiß-Dax. 

Adi Reiher 


Das Abkommen von Varkiza 

Griechenland Februar 1945. Teil 1 


Nachdem die Wehrmacht im Sommer/ 
Herbst 1944 aus Griechenland abgezo¬ 
gen war, kontrollierte die ELAS (Ethni- 
kös Laikös Apelevtherotikös Stratos - 
die Griechische Befreiungsarmee) 90 
Prozent des Landes. Sie war 1941 auf 
Initiative der „Nationalen Befreiungs¬ 
front“ EAM gegründet worden, in der 
die griechischen Kommunisten eine 
führende Rolle spielten. Weiterhin ge¬ 
hörten ihr die Sozialistische Partei, die 
Agrarpartei und die Union für Volks¬ 
demokratie an. 

In den über drei Jahren der Besat¬ 
zung hatten ELAS und EAM mit ihren 
Widerstandsaktionen und ihrer Volks¬ 
verbundenheit die Mehrheit der Grie¬ 
chen für sich gewonnen. Anders als 
die konkurrierende Partisanentruppe 
EDES hatte die ELAS nie Zweifel an 
ihrer antifaschistischen Haltung auf- 
kommen lassen. Auch deswegen blieb 
die deutlich kleinere EDES eine regi¬ 
onale Kraft, während die ELAS ihren 
Kampf gegen die Faschisten in ganz 
Griechenland führte. 

Doch die politische Entwicklung in 
Griechenland wurde nicht nur von den 
politischen Kräften des Landes selbst 
bestimmt. Die englische Regierung un¬ 
ter Churchill betrachtete die Kontrol¬ 
le des Landes und damit des östlichen 
Mittelmeeres als unerlässlich für den 
freien Zugang zu ihren Interessenge¬ 
bieten im Nahen und Fernen Osten. Je 
weiter der sowjetische Verbündete im 
Laufe des Jahres 1944 die faschistische 
Wehrmacht nach Westen zurückwarf, 
desto größer wurde außerdem Chur¬ 
chills Sorge um die englischen Ansprü¬ 
che auf dem Balkan. 

Diese Fragen waren Churchill so 
wichtig, dass er auf ein Treffen der Al¬ 
liierten drang. Dieses fand im Oktober 
1944 in Moskau statt, obwohl Präsident 
Roosevelt nicht teilnehmen konnte. 
Auf dieser Konferenz meinte Chur¬ 
chill das Einverständnis Stalins bezüg¬ 
lich Griechenland dafür erhalten zu ha¬ 
ben, die politischen Geschicke des Lan¬ 
des im Sinne der britischen Regierung 
bestimmen zu können. 

Zur gleichen Zeit waren britische 
Streitkräfte - im Einverständnis mit 
den Partisanenverbänden - nach und 
nach in Griechenland gelandet. Am 18. 
10.1944 zog die griechische Exil-Regie¬ 


rung unter dem Jubel der Bevölkerung 
in Athen ein. Sie hatte bisher in Kairo 
residiert. Zu diesem Zeitpunkt gehör¬ 
ten ihr fünf Minister (von 20) aus der 
EAM an, darunter zwei Kommunisten. 
Mit dem Regierungschef Papandreou 
und seinen Ministern zogen auch star¬ 
ke britische Streitkräfte in Athen ein. 

Diese Regierung der Nationalen 
Einheit strebte innerhalb eines Jahres 
freie Wahlen an. Doch die Widersprü¬ 
che zwischen den politischen Kräften 
waren gravierend. Der EAM hatte un¬ 
ter der Besatzung im Lande gekämpft 
und repräsentierte zu diesem Zeit¬ 
punkt die Mehrheit der Griechen. Ihr 
standen bürgerliche und royalistische 
Kräfte entgegen, die sich militärisch auf 
die EDES, die sogenannte „Riminib- 
rigade“ die „Heilige Schar“ und nicht 
zuletzt auf das britische Expeditions¬ 
chor stützten. Die griechischen Kräfte 
bestanden zum Teil aus den Kollabo¬ 
rateuren der deutschen Faschisten. Sie 
hatten schon während der Besatzungs¬ 
zeit die Kämpfer der ELAS gejagt. Die 
ELAS war diesen Kräften zahlenmä¬ 
ßig überlegen, ihr fehlte allerdings die 
straffe militärische Ausbildung und 
Bewaffnung der konservativ-royalisti- 
schen Kräfte und des britischen Expe¬ 
ditionschores. 

In den Wochen bis zum Dezember 
1944 stritt man sich um die bereits ver¬ 
abredete Entwaffnung der verschiede¬ 
nen Verbände. Vor allem die britische 
Seite bestand von Anfang an auf der 
vollständigen Entwaffnung der ELAS, 
während sie sich weigerte, z.B. die Ri- 
minibrigade zu demobilisieren. Immer 
wenn sich zwischen den griechischen 
Verhandlungspartnern Kompromisse 
abzeichneten, griffen die Engländer 
ein. Am 22. 11. 1944 hatte Papandre¬ 
ou zugestimmt, auch die Riminibriga- 
de auf unbestimmte Zeit in Urlaub zu 
schicken. Dieser Kompromiss wurde 
nur einen Tag später auf britische In¬ 
tervention hin aufgehoben. Dahinter 
stand eine direkte Anweisung Winston 
Churchills. 

Die Situation war zum Zerreißen 
gespannt. EAM und ELAS standen 
angesichts der britischen Provokation 
vor schweren Entscheidungen. AR 

Fortsetzung in der nächsten Ausgabe 



Wo ist der Karneval politischer: in Köln oder in Düsseldorf? 
Der Rosenmontagszug in Köln ging durch eine nahezu 
politikfreie Zone. Zwei Ausnahmen: die abgesägten Bunt¬ 
stifte von Charlie-Ebdo durften auf einem Motivwagen 
doch mitfahren, sogar an der Spitze des Zuges. Einer davon 
wurde begossen, damit er wachsen kann. Der Wagen zeigte 
allerdings nur die entschärfte Fassung der ursprünglichen 
Darstellung. Ein weiterer-erfreulicher-Wagen: Die braunen 
Schläger von Kögida und Hogesa werden von der Müllabfuhr 


entsorgt. Deutlich politischer ging es in Düsseldorf zu. Innen- 
und Außen- und Lokalpolitik wurden aufs Korn genommen. 
Eine Aktion am Rande: Aktivisten von „Düsseldorf stellt sich 
quer“ (DssO), darunter auch die DKP, hatten zu einer karneva¬ 
listischen Mahnwache vor der Kanzlei der Rechtsanwältin 
Altin Celebi aufgerufen. Die couragierte Rechtsanwältin war 
mehrfach aus dem Umfeld der Dügida bedroht worden. Mit 
der Mahnwache bekam die ursprüngliche Bürgerwehr von 
1848 wieder eine sinnstiftende Bedeutung. 


Raumschiff in Madrid 

Reiche Fußballer, arme Spanier 


Der Fußballverein Real Madrid hat 
Schulden in dreistelliger Millionenhö¬ 
he. Trotzdem ist der Verein reich, sehr 
reich. Der aktuelle Transferwert der 1. 
Mannschaft beträgt 720 Mio. Euro. Das 
ist weltweit der höchste Wert. Ihm folgt 
mit Abstand der FC Barcelona, mit Mes- 
si und Neymar, mit 597 Mio. Euro. 

Die Schulden werden außerdem 
mehr als aufgewogen durch sicher spru¬ 
delnde Einnahmen aus Sponsoring, Mer¬ 
chandising, TV-Einnahmen usw. usf. Das 
alles findet im globalen Maßstab statt, 
denn Real Madrid ist der bekannteste 
Club des Planeten. 

Ihre Messen zelebrieren die Galakti¬ 
schen im Estadio Santiago Bernabeu vor 
80 000 Zuschauern. Doch das Stadion ist 
alt, gebaut 1947 und zuletzt für die WM 
1982 umgestaltet. Zudem verfügt selbst 
ein Proletenverein wie Borussia Dort¬ 
mund über eine Spielstätte mit dem glei¬ 
chen Fassungsvermögen. Deshalb gibt 
es seit 2011 einen Vereinsbeschluss, das 
Stadion von Grund auf zu modernisieren 
auf eine Kapazität von 90 000 Zuschau¬ 
ern zu erweitern. 

2012 wurden erstmals konkrete De¬ 
tails des Projekts vorgestellt - vollständi¬ 
ge Überdachung, neue Fassade, die ähn¬ 
lich wie bei der Allianz Arena in Mün¬ 
chen nachts erleuchtet werden kann. 
Außerdem soll im Inneren des Stadions 
ein kleines Einkaufszentrum und ein Lu¬ 
xushotel gebaut und in die neue Fassade 
integriert werden. Der Umsatz soll damit 
um 200 Millionen Euro gesteigert wer¬ 
den. Auf der Website des Vereins wird 
das neue Stadion als „das beste der Welt 
und die krönende Leistung der Stadion¬ 
architektur des 21. Jahrhunderts“ ange¬ 
kündigt, eines Jahrhunderts, das immer¬ 
hin stolze 15 Jahre alt ist. 

Zudem sind im Bereich der Arena 
ein Luxushotel und ein Einkaufszent¬ 
rum geplant. Auch VIP-Logen fehlen na¬ 
türlich nicht. Dass der Entwurf aussieht 
wie ein Raumschiff ist weniger Zufall als 
selbstverständlich. Mindestens 400 Mio. 
Euro soll der Umbau kosten, der bis 2017 
über die Bühne gegangen sein soll. 

Standort bleibt die Madrider Pracht¬ 
allee Paseo de la Castellana. Madrid liegt 
in Spanien, das weltweit mindestens ge¬ 
nauso bekannt ist wie sein reicher Fuß¬ 
ballverein, von dessen Bewohnern aber 
immer mehr arm sind. Die Arbeitslosen¬ 
quote liegt schon seit Jahren bei 25 Pro¬ 
zent, die öffentlichen Haushalte darben, 
die Menschen leiden unter der Austeri- 
tätspolitik, die Brüssel verordnet. 

Die Verantwortlichen von Real Ma¬ 
drid leiden eher nicht, vor allem nicht an 
einem Mangel an Phantasie, wenn es dar¬ 
um geht, die Kosten des Stadion-Umbaus 



Santiago Bernabeu, ehemaliger 
Vereinspräsident von Real Madrid. 


zu minimieren. Dem Vernehmen nach ist 
man mit Coca-Cola und/oder google in 
Verhandlungen, die via Sponsoring einen 
nicht unerheblichen Teil der Kosten tra¬ 
gen sollen. 

Noch diskreter dürften die Verhand¬ 
lungen zur Kostenminimierung gelaufen 
sein, die mit der Stadtverwaltung und der 
Bezirksregierung von Madrid geführt 
worden sind. Dabei ging es um die mög¬ 
lichst kostenarme Nutzung stadionnaher 
Grundstücke durch den Verein. Es geht 
um den Innenstadtbereich. Das ist da, 


wo möglichst hoch gebaut wird, damit 
der Quadratmeterpreis auf unter 1. Mio. 
Euro gedrückt werden kann. 

Oder anders ausgedrückt: Der reiche 
Verein Real Madrid hat sich an öffentli¬ 
che Verwaltungen gewandt, um Millio¬ 
nenkosten zu sparen. Das ist die gleiche 
Adresse, von der wir Jahr für Jahr über 
die unausweichliche Notwendigkeit von 
Einsparungen für Kinderbetreuung, 
Transfer- und Dienstleistungen unter¬ 
richtet werden. Die gleichen Herrschaf¬ 
ten fanden im November 2012 nichts da¬ 
bei, dem reichen Real Madrid umfangrei¬ 
che Geldgeschenke in Form von Verzicht 
auf adäquate Mieten oder ähnliches zu 
machen. 

Dieser Deal ist in diesen Tagen ge¬ 
richtlich gestoppt worden. Schon zum 
zweiten Mal nach Mitte 2014 hat ein Ma¬ 
drider Gericht das Verbot ausgesprochen 
und damit einer Klage der ökologischen 
Vereinigung Ecologistas en accion statt¬ 
gegeben. 

Der Raubzug ist damit noch nicht 
gestoppt. Die Königlichen bleiben die 
Königlichen. Real kündigte auf seiner 
Internetseite an, nunmehr verstärkt mit 
den Vertretern der Stadt und der Landes¬ 
regierung in Kontakt zu treten, um eine 
neue Lösung für die Modernisierung des 
Estadio Santiago Bernabeu zu finden. 

Verstärkt heißt wohl dickere Brief¬ 
umschläge. Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


Mama Africa - Miriam 
Makeba , D/SA/Fin 2011 

1959 bürgerte das südafrikanische 
Apartheid-System Miriam Makeba 
aus. Da war sie 28 Jahre alt, hatte wie 
ihre Mutter als Hausmädchen gear¬ 
beitet, war selbst Mutter einer neun¬ 
jährigen Tochter (Bongi), hatte in ver¬ 
schiedenen Bands gesungen und ein 
bisschen geschauspielert - z.B. in dem 
Anti-Apartheid-Film, dessentwegen 
sie ihre Heimat nicht mehr betreten 
durfte. 

Harry Belafonte half ihr in den USA 
Fuß zu fassen; auch dort engagierte 
sie sich gegen Rassismus; 1963 sprach 
sie vor der UNO gegen die Apartheid. 
Wo sie politisch stand, wurde spätes¬ 
tens deutlich, als sie 1968 den Black 
Panther Stokely Carmichael heiratete. 
Im Jahr davor hatte sie ihren Welthit 
Pata Pata veröffentlicht. Nun wurde sie 
vom FBI verfolgt. 

Es dauerte bis 1990, dass sie wieder 
nach Südafrika durfte - auf Einladung 
des Staatspräsidenten Nelson Mande¬ 


la, für dessen Freilassung sie auf zahl¬ 
losen Konzerten gesungen hatte. Ihr 
Beiname Mama Africa lässt ahnen, 
was sie den Menschen in Africa und 
der Welt bedeutete. Mika Kaurismäki, 
der finnische Filmemacher, erinnert an 
die Politikerin und Sängerin. 

So., 22.2., 22.45-0.16 Uhr, arte 

Die Spur der Troika 

Hoffentlich hält der Arte-Themen- 
abend, was der Sender verspricht: ein 
nachdrückliches Plädoyer für mehr 
politische Transparenz und politische 
Verantwortung in Europa. 

Di., 24.2., 21.40-0.20 Uhr, arte 

Jagd auf Snowdon, Dän/D 2015 

Erzählt wird die Geschichte der Flucht 
des NSA-Whistleblowers Edward 
Snowden. Es ist eine David-gegen-Go- 
liath-Geschichte, an deren Ende sich 
Snowden ins Moskauer Exil rettet und 
die Supermacht USA blamiert ist. 
Do., 26.2., 19.15-20.00 Uhr, phoenix 














